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Deutsches Stabilitätsprogramm 2022

Vorbemerkungen zum 
Deutschen Stabilitätsprogramm 2022

Bis Ende  April jeden Jahres legen die Mitglied-
staaten der Europäischen Union (EU) ihre mit-
telfristigen Finanzplanungen der Europäischen 
Kommission und dem Rat der Wirtschafts- und 
Finanzministerinnen und -minister (ECOFIN-Rat) 
vor. Dabei folgen die Mitgliedstaaten des Euro-
raums mit ihren so genannten aktualisierten Sta-
bilitätsprogrammen den Bestimmungen des Sta-
bilitäts- und Wachstumspakts (SWP), nach denen 
auch alle weiteren EU-Staaten aktualisierte Kon-
vergenzprogramme vorzulegen haben.

Die vorliegende Aktualisierung des Deutschen 
Stabilitätsprogramms hat das Bundeskabinett am 
27.  April  2022 gebilligt. Das Programm folgt den 
Vorgaben, die in den Vereinbarungen zu Form 
und Inhalt der Stabilitäts- und Konvergenzpro-
gramme („Verhaltenskodex“) festgelegt wurden. 
Die jeweilige Aktualisierung des Deutschen Sta-
bilitätsprogramms wird von der Bundesregierung 
an die zuständigen Fachausschüsse des Deutschen 
Bundestags, an die Finanzministerkonferenz und 
an den Stabilitätsrat übermittelt. Nach der Befas-
sung im ECOFIN-Rat wird die Bundesregierung 
auch die Ratsstellungnahme zum Programm an 
diese Stellen übersenden.

Mit der Vorlage des aktualisierten Deutschen Sta-
bilitätsprogramms, welches die Projektion der 
Haushaltsentwicklung aller staatlichen Ebenen 
(Bund, Länder, Gemeinden und Sozialversicherun-
gen) umfasst, kommt die Bundesregierung für das 
Jahr  2022 ihrer Verpflichtung zur Übermittlung 
der nationalen mittelfristigen Finanzplanung 
nach Artikel 4 der Verordnung  (EU) Nr. 473/2013 
über die Bestimmungen für die Überwachung 
und Bewertung der Übersichten über die Haus-
haltsplanung vollumfänglich nach.

Die im Stabilitätsprogramm enthaltene Projektion 
der Haushaltsentwicklung aller staatlichen Ebe-
nen beruht auf der Jahresprojektion der Bundesre-
gierung zur gesamtwirtschaftlichen Entwicklung 
vom 26.  Januar  2022, den anhand der Jahrespro-
jektion aktualisierten Ergebnissen des Arbeits-
kreises „Steuerschätzungen“ vom 11. Novem-
ber 2021 sowie des auf dieser Basis erstellten und 
am 16.  März  2022 von der Bundesregierung ver-
abschiedeten zweiten Regierungsentwurfs zum 
Bundeshaushalt  2022 sowie den Eckwerten für 
den Regierungsentwurf des Bundeshaushalts 2023 
und der Finanzplanung bis  2026. Zusätzlich 
berücksichtigt wurden das geplante „Sonder-
vermögen Bundeswehr“ sowie der Beschluss der 
Regierungsparteien vom 23. März  2022 über ein 
„Maßnahmenpaket des Bundes zum Umgang mit 
den hohen Energiekosten“. Bereits zu Beginn der 
Legislaturperiode, im Dezember  2021, hatte die 
Bundesregierung mit dem zweiten Nachtrags-
haushalt 2021 eine zusätzliche Zuführung an das 
Sondervermögen „Energie- und Klimafonds“ in 
Höhe von 60 Mrd. Euro bereitgestellt, um die pan-
demiebedingte Investitionszurückhaltung aufzu-
lösen und zusätzliche wirtschaftliche Impulse zur 
Bewältigung der Folgen der Pandemie zu setzen. 
Auch diese Mittel sind Teil der aktuellen Haus-
halts- und Finanzplanung des Bundes. Stichtag 
der Projektion ist der 31. März 2022. 

Dieses Dokument enthält neben dem Stabilitäts-
programm auch eine Aktualisierung der gesamt-
staatlichen Haushaltsplanung Deutschlands 
(„Draft Budgetary Plan“) 2022 vom Oktober 2021. 
Gemäß dem Verhaltenskodex („Code of Conduct“) 
zur Verordnung (EU) Nr. 473/2013 ist – ergänzend 
zur Übermittlung im Oktober eines jeden Jah-
res – eine Aktualisierung des DBP zu übermit-
teln, sobald eine neue Regierung im Amt ist. Der 
Tabellenanhang umfasst demnach auch die Tabel-
len entsprechend den Vorgaben des „Code of Con-
duct“ zum „Draft Budgetary Plan“. 
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Das Bundesministerium der Finanzen veröffent-
licht das aktualisierte Stabilitätsprogramm sowie 
die Programme der vergangenen Jahre auf der 
Seite:

https://www.bundesfinanzministerium.de/
stabilitaetsprogramme

Die Programme aller EU-Mitgliedstaaten sowie 
die entsprechenden Analysen der Europäischen 

Kommission und die Empfehlungen des ECOFIN-
Rats sind auf der Seite der Europäischen Kom-
mission veröffentlicht1: 

https://www.bundesfinanzministerium.de/
stabilitaets-und-konvergenzprogramme-der-eu

1  Es handelt sich bei dem Link um eine Weiterleitung auf die 
Internetseite der Europäischen Kommission.
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Deutsches Stabilitätsprogramm 2022

1.	Zusammenfassung 

Das Frühjahr 2022 wird überschattet vom völker-
rechtswidrigen Angriffskrieg Russlands auf die 
Ukraine. Unsere Solidarität gilt den Ukrainerin-
nen und Ukrainern; denen, die ihr Land und ihre 
Heimat verlassen müssen, um ihr Leben zu retten; 
denen, die für ihre Freiheit kämpfen und dabei ihr 
Leben riskieren und denen, die den Verlust von 
Menschen in ihrem Umfeld verkraften müssen. 
Die Auswirkungen des Angriffskriegs Russlands 
auf die Ukraine bedeuten neue politische Heraus-
forderungen, die eine vorausschauende Finanzpo-
litik erfordern. In Zeiten großer Unsicherheit ist 
es wichtig, Stabilität zu sichern und Handlungsfä-
higkeit zu bewahren.

Die Finanzpolitik der Bundesregierung ist wei-
terhin darauf ausgerichtet, die gesundheitlichen, 
wirtschaftlichen und sozialen Auswirkungen der 
Corona-Pandemie so gering wie möglich zu hal-
ten. Die Maßnahmen zur Stützung der Wirtschaft 
werden dabei fortlaufend an die pandemische 
Lage angepasst und so lange wie nötig fortge-
führt. Im Jahr  2021 hat die Bundesregierung mit 
zwei Nachtragshaushalten einerseits die Finan-
zierung der Maßnahmen zur unmittelbaren Kri-
senbewältigung – wie die Überbrückungshilfen 
– und andererseits die Finanzierung von Maßnah-
men zur Abfederung der mittel- bis langfristigen 
Auswirkungen der Pandemie auf die gesamtwirt-
schaftliche Investitionstätigkeit sichergestellt. 
Angesichts des deutlich dynamischeren Infekti-
onsgeschehens zu Beginn des Jahres 2022 und der 
damit verbundenen Unsicherheit über die kon-
junkturelle Entwicklung hat die neue Bundesre-
gierung unter anderem beschlossen, die laufen-
den Zuschussprogramme für Unternehmen sowie 
pandemiebedingte Sonderregelungen beim Kurz-
arbeitergeld zu verlängern.

Der Kabinettbeschluss zu den Eckwerten für den 
Bundeshaushalt  2023 und für den Finanzplan 
bis 2026 sieht für das Jahr 2023 die Rückkehr zur 
regulären Kreditobergrenze nach der deutschen 

Schuldenregel vor. Der Abbau der pandemiebe-
dingt gestiegenen Schuldenquote mit künftig 
geringeren Defiziten und gezielten Wachstums
impulsen bekräftigt dabei Deutschlands Rolle 
als ein Stabilitätsanker der Europäischen Union. 
Damit die Staatsfinanzen auch für künftige Kri-
sen gerüstet sind und finanzpolitische Stabilität 
gewährleistet werden kann, ist zugleich eine solide 
Haushaltspolitik notwendig. Deswegen werden 
alle Ausgaben auf den Prüfstand gestellt und eine 
strikte Neupriorisierung am Maßstab des Koali-
tionsvertrags vorgenommen. Finanzielle Solidi-
tät und der sparsame Umgang mit Steuergeld sind 
Grundsätze unserer Haushalts- und Finanzpolitik.

Diese Priorisierung fällt in eine Zeit historischer 
Herausforderungen. Der Einmarsch russischer 
Truppen in die Ukraine ändert die Sicherheits-
lage in Europa grundlegend und macht deutlich, 
wie wichtig es ist, Freiheit und Demokratie zu 
schützen und aus diesem Grund ihre Wehrhaftig-
keit sicherzustellen. Dazu bedarf es hochmoder-
ner, fortschrittlicher und vor allem einsatzfähiger 
Streitkräfte. Es muss langfristig sichergestellt sein, 
dass Deutschland seine Beistandspflichten in der 
NATO uneingeschränkt erfüllen kann. 

Am 27.  Februar  2022 haben deshalb Bundes-
kanzler Olaf Scholz und Bundesfinanzminister 
Christian Lindner die Einrichtung eines Sonder-
vermögens in Höhe von 100 Mrd. Euro zur Moder-
nisierung der Bundeswehr angekündigt. Das Bun-
deskabinett hat am 16. März 2022 das Gesetz zur 
Errichtung eines „Sondervermögens Bundes-
wehr“ sowie das Gesetz zur Änderung des Grund-
gesetzes (Artikel 87a) beschlossen. Mit dem Son-
dervermögen werden einmalig 100  Mrd. Euro 
bereitgestellt, um insbesondere bedeutsame und 
komplexe mehrjährige Ausrüstungsvorhaben der 
Bundeswehr zu finanzieren. Damit stärkt die Bun-
desregierung die Verteidigungsfähigkeit Deutsch-
lands und stellt sicher, dass die Bundeswehr ihre 
Bündnisverpflichtungen wahrnehmen kann. Zur 
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Deckung der Ausgaben des Sondervermögens soll 
das Bundesministerium der Finanzen ermächtigt 
werden, Kredite bis zur Höhe von 100  Mrd. Euro 
aufzunehmen. Mit der Änderung des Grundgeset-
zes werden die verfassungsrechtlichen Vorausset-
zungen für das Sondervermögen geschaffen. Die 
Kreditermächtigung des Sondervermögens wird 
von den Kreditobergrenzen der deutschen Schul-
denregel ausgenommen. 

Darüber hinaus setzt die Bundesregierung Maß-
nahmen um, mit dem Ziel, die humanitären, 
gesellschaftlichen und wirtschaftlichen Auswir-
kungen des russischen Angriffskriegs gegen die 
Ukraine abzumildern. Insbesondere die Maßnah-
men zum zielgerichteten Abfedern der finanziel-
len Auswirkungen der gestiegenen Energiekos-
ten infolge des Angriffs Russlands auf die Ukraine 
wurden so gewählt, dass die preislichen Anreize 
zur Einsparung von Energie fortbestehen und es 
zu keinem zusätzlichen Anstieg der Öl- und Gas-
preise kommt. Gleichzeitig verstärkt die Bundes-
regierung ihre humanitären Anstrengungen im 
Zusammenhang mit dem Angriff Russlands auf 
die Ukraine. Sie wird die Mittelbedarfe im Rah-
men eines Ergänzungshaushalts in die parlamen-
tarischen Beratungen zum Bundeshaushalt 2022 
einbringen.

Die neue Bundesregierung hat es sich für die kom-
menden vier Jahre zur Aufgabe gemacht, nach 
drei Ausnahmejahren mit hoher Verschuldung die 
öffentlichen Finanzen wieder fit für die Zukunft 
zu machen. Sie setzt dabei im Rahmen der Schul-
denregeln des Grundgesetzes wichtige investive 
Impulse für die wirtschaftliche Belebung und für 
die klimafreundliche und digitale Transforma-
tion der deutschen Volkswirtschaft. Die geopoli-
tische Lage untermauert die Dringlichkeit einer 
Beschleunigung des Ausstiegs aus fossilen Ener-
gieträgern und des Ausbaus Erneuerbarer Ener-
gien. Da privatwirtschaftliche Zukunftsausgaben 
den ganz überwiegenden Teil der gesamtwirt-
schaftlichen Investitionen ausmachen und für das 
Gelingen dieser Transformation maßgeblich sind, 
ist die Finanzpolitik der Bundesregierung inno-
vationsfreundlich ausgestaltet und zielt darauf, 

durch Aktivierung von Eigeninitiative und Kreati-
vität die Kräfte der Privatwirtschaft zu entfesseln.

Gezielte öffentliche Investitionen sowie eine flan-
kierende Aktivierung privatwirtschaftlicher 
Investitionen sind darüber hinaus entscheidend, 
um frühzeitig Planungssicherheit zu schaffen und 
die Wettbewerbsfähigkeit der deutschen Volks-
wirtschaft zu erhalten. Denn viele Investitionen, 
öffentliche wie private, sind während der Corona-
Krise aufgrund von pandemiebedingten Restrik-
tionen und ökonomischen Unsicherheiten unter-
blieben. Auch deswegen hat die Bundesregierung 
im Dezember 2021 den Entwurf eines Zweiten Na	
chtragshaushaltsgesetzes  2021 beschlossen. Der 
zweite Nachtrag zum Bundeshaushalt 2021 wurde 
am 25. Februar 2022 verkündet. Mit ihm wurden 
dem Energie- und Klimafonds (EKF) – künftig 
Klima- und Transformationsfonds (KTF) – ohne 
Erhöhung der bereits vom Deutschen Bundes-
tag beschlossenen Kreditermächtigung zusätzlich 
60  Mrd. Euro zugeführt. Die zusätzliche Zuwei-
sung an den künftigen KTF dient der Überwin-
dung der Pandemiefolgen, indem sie kurz- und 
mittelfristig die Finanzierung von Ausgaben zur 
Abfederung der ökonomischen Folgen der durch 
die COVID-19-Pandemie verursachten Notsitu-
ation ermöglicht. Hierbei sollen die Mittel für 
nachzuholende Investitionen zur Bewältigung des 
Klimawandels und zur Transformation der deut-
schen Volkswirtschaft sowie zur Stärkung der 
Nachfrage privater Verbraucher und des gewerb-
lichen Mittelstands durch Abschaffung der EEG-
Umlage genutzt werden.

Zur wachstumsfreundlichen Finanzpolitik gehö-
ren auch Entlastungen für Bürgerinnen und 
Bürger sowie Unternehmen, die derzeit von 
gestiegenen Preisen, insbesondere für Ener-
gie, belastet sind. Diese Energiepreissteigerun-
gen könnten auch die wirtschaftliche Erholung 
nach der Corona-Krise schwächen. Deshalb hat 
die Koalition am 23. Februar 2022 beschlossen, die 
EEG-Umlage bereits zum 1.  Juli  2022 abzuschaf-
fen, den Grundfreibetrag und den Arbeitnehmer-
Pauschbetrag zu erhöhen sowie die Entfernungs-
pauschale für Fernpendler anzuheben. Bereits mit 

10



Deutsches Stabilitätsprogramm 2022Zusammenfassung Zusammenfassung 

dem Regierungsentwurf des Vierten Corona-Steu-
erhilfegesetzes sind schnell Entlastungen auf den 
Weg gebracht worden. Darin enthalten sind u.a. die 
Verlängerung der Homeoffice-Pauschale, die Ver-
längerung der erweiterten Verlustverrechnung, 
längere Fristen für die Abgabe von Steuererklä-
rungen, steuerfreie Zuschüsse zum Kurzarbeiter-
geld und die Steuerbefreiung für Bonuszahlungen 
an Pflegekräfte von bis zu 3.000 Euro. 

Der Koalitionsausschuss vom 23.  März  2022 hat 
weitere Maßnahmen beschlossen. Diese zielen 
auf eine Entlastung der breiten Mitte der Gesell-
schaft angesichts der hohen Energiepreise ab. Sie 
bezwecken auch, Deutschland resilienter und 
unabhängiger von Energieimporten aus Russland 
zu machen. Zu den beschlossenen Maßnahmen 
gehören u.a. eine Energiepreispauschale in Höhe 
von 300 Euro, ein einmaliger Familienzuschuss 
(Kinderbonus) ergänzend zum Kindergeld für 
jedes Kind in Höhe von 100 Euro, ein zusätzlicher 
Einmalbetrag für Empfängerinnen und Empfän-
ger von Transferleistungen in Höhe von 100 Euro, 
die Absenkung der Energiesteuer für Kraftstoffe 
auf das europäische Mindestmaß befristet für drei 
Monate und die Einführung eines ÖPNV-Tickets 
für 9 Euro pro Monat für 90 Tage („9 für 90“).

Grundvoraussetzung für finanzpolitische Hand-
lungsfähigkeit ist dauerhafte finanzpolitische Sta-
bilität, wie sie im Deutschen Stabilitätsprogramm 
ausgewiesen wird. Das dokumentiert die solide 
Entwicklung der Staatsfinanzen in Krisenzeiten. 
In Folge des erforderlichen Umfangs der Maßnah-
men zur Bekämpfung der Pandemie und zur Sta-
bilisierung der Wirtschaft betrug der gesamtstaat-
liche Finanzierungssaldo im Jahr 2021 -3,7 Prozent 
des Bruttoinlandsprodukts. Die gesamtstaatliche 
Schuldenstandsquote stieg zum Ende des vergan-
genen Jahres auf 69,3 Prozent des BIP. Die aktuelle 
Projektion der Staatsfinanzen schätzt den gesamt-
staatlichen Finanzierungssaldo im Jahr  2022 auf 
rund -3 ¾ Prozent des BIP. Das gesamte Maast-
richt-Defizit entfällt beinahe vollständig auf den 
Bund einschließlich Sozialversicherungen. Ursa-
che hierfür ist, dass die finanziellen Folgen der 
Maßnahmen, die zur Bekämpfung der Pandemie 

einschließlich der Konjunkturstützung ergriffen 
wurden, im Jahr 2022 und in den Folgejahren über-
wiegend vom Bund getragen werden. Im Jahr 2023 
wird das gesamtstaatliche Defizit zunächst deut-
lich zurückgehen und in den darauffolgenden 
Jahren weiter kontinuierlich sinken. Im Jahr 2026 
ist mit der Wiedereinhaltung der Obergrenze für 
das strukturelle Defizit von 0,5  Prozent des BIP 
zu rechnen. Die Schuldenstandsquote wird im 
Jahr 2022 trotz des hohen gesamtstaatlichen Bud-
getdefizits auf rund 66 ¾ Prozent des BIP zurück-
gehen. In den folgenden Jahren bis zum Ende des 
Projektionszeitraums wird ein kontinuierlicher 
Rückgang der Schuldenquote auf 64 ½ Prozent des 
BIP erwartet.

Die Europäische Union unterstützt mit dem Auf-
bauprogramm Next Generation EU durch digitale 
und grüne Maßnahmen die nachhaltige Erholung 
und das langfristige Wachstum der europäischen 
Volkswirtschaften. Um Mittel aus der Aufbau- 
und Resilienzfazilität (ARF) zu erhalten, müs-
sen die Mitgliedstaaten nationale Pläne vorlegen. 
Der deutsche Aufbau- und Resilienzplan (DARP) 
wurde nach Beschluss des Bundeskabinetts durch 
die Europäische Kommission am 22.  Juni  2021 
positiv bewertet und vom Rat am 13.  Juli  2021 
gebilligt. Mit Billigung durch den ECOFIN-Rat 
und Vereinbarung eines Financial Agreement 
ist der DARP in die Umsetzungsphase eingetre-
ten. Er enthält 40 Maßnahmen in sechs Themen-
schwerpunkten: Klimapolitik und Energiewandel, 
Digitalisierung der Wirtschaft und Infrastruktur, 
Digitalisierung der Bildung, Stärkung der sozia-
len Teilhabe, Stärkung eines pandemieresilienten 
Gesundheitssystems sowie Moderne Verwaltung 
und Abbau von Investitionshemmnissen.

Der demografische Wandel stellt eine zentrale 
Herausforderung für die langfristige Tragfähig-
keit der öffentlichen Finanzen dar. In den kom-
menden Jahren wird die Anzahl an Rentnerin-
nen und Rentnern stark steigen. Grund hierfür ist 
der Eintritt der besonders geburtenstarken Jahr-
gänge (1955-1969) in das Rentenalter. Obwohl mit 
verschiedenen Rentenreformen Vorsorge für eine 
intergenerationale Lastenteilung getroffen wurde, 
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werden die altersabhängigen öffentlichen Ausga-
ben in Relation zum BIP ansteigen. Neben einem 
Anstieg der altersabhängigen Ausgaben des Staa-
tes wirkt sich der demografische Wandel auch auf 
das Wachstum des gesamtwirtschaftlichen Pro-
duktionspotenzials aus. So dürfte das Wachs-
tum des Produktionspotenzials nach Schät-
zungen der Bundesregierung (Jahresprojektion 
vom Januar 2022) im Zeitraum bis zum Jahr 2026 
auf 1,0 Prozent zurückgehen.

Dem Anstieg der demografiebedingten staat-
lichen Ausgaben sowie dem projizierten Rück-
gang des Potenzialwachstums lässt sich durch 
eine zukunftsgerichtete und wachstumsori-
entierte Finanz- und Wirtschaftspolitik ent-
gegenwirken. Maßnahmen zur Förderung des 

Arbeitskräfteangebots, zur Verbesserung der Leis-
tungspotenziale der erwerbstätigen Personen 
sowie zur Steigerung der volkswirtschaftlichen 
Produktivität – insbesondere durch verstärkte 
öffentliche und private Investitionstätigkeit – 
sind nur ein Teil dieser ermöglichenden finanz- 
und wirtschaftspolitischen Agenda. Ein weiterer 
Bestandteil sind Reformen und Maßnahmen zur 
nachhaltigen finanziellen Festigung unseres Sozi-
alversicherungssystems. Diese Maßnahmen wir-
ken sich positiv auf die Solidität und langfristige 
Tragfähigkeit der öffentlichen Finanzen aus.

Um die langfristige Tragfähigkeit der öffentlichen 
Finanzen zu sichern, werden zudem die Effekti-
vität und die Effizienz staatlicher Ausgaben und 
Einnahmen regelmäßig überprüft.
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2.	Gesamtwirtschaftliches Umfeld in 
Deutschland

2.1	 Gesamtwirtschaftliche Lage in 
Deutschland im Jahr 2021

Das BIP in Deutschland ist im Jahr 2021 nach dem 
pandemiebedingten Einbruch von 2020 (-4,6 Pro-
zent) preisbereinigt um 2,9 Prozent ggü. dem Vor-
jahr gestiegen, wie aus Abbildung 1 hervorgeht. 
Prägend für die wirtschaftliche Entwicklung im 
Jahresverlauf  2021 war weiterhin das Pandemie-
geschehen. Nach einer noch gedämpften Ent-
wicklung im ersten Quartal 2021 kam es im Som-
merhalbjahr – getragen von den Fortschritten der 
Impfkampagne und sinkenden Inzidenzzahlen 
– wieder zu einer spürbaren Erholung der Wirt-
schaft. Lieferengpässe und Materialknapphei-
ten entwickelten sich allerdings zunehmend zu 
Hemmnissen für die Konjunktur, insbesondere im 
Verarbeitenden Gewerbe. Ab dem Herbst bremsten 
dann die wiederholte Zunahme des Infektionsge-
schehens im Zuge der vierten Welle und die damit 
einhergehenden Eindämmungsmaßnahmen die 
wirtschaftliche Erholung erneut merklich aus. 

Der Anstieg des BIP wurde insbesondere durch 
Zuwächse sowohl im Verarbeitenden Gewerbe 
als auch im Dienstleistungssektor getragen. Im 
Jahr 2021 stieg die Wertschöpfung im Verarbeiten-
den Gewerbe um 4,7 Prozent nach dem Einbruch 
von 10,0  Prozent im Jahr  2020. Einer stärkeren 
Erholung standen insbesondere die Lieferengpässe 
bei den Vorprodukten entgegen, weswegen sich 
auch der seit  Juni  2020 durchweg steigende Auf-
tragsbestand im Verarbeitenden Gewerbe stärker 
entwickelte als die Produktion. Im Baugewerbe 
ging die Wertschöpfung nach einer 2020 deutlich 
gestiegenen Aktivität (+3,8  Prozent) im Jahr  2021 
leicht zurück (-0,5  Prozent). In den Dienstleis-
tungsbereichen waren dagegen Zuwächse zu ver-
zeichnen. So stieg die Wertschöpfung im Handel, 
Verkehr und Gastgewerbe um 3,0  Prozent nach 
einem Rückgang um 5,2 Prozent im Vorjahr sowie 

bei den Unternehmensdienstleistern um 5,6 Pro-
zent nach einer Verringerung von 7,4 Prozent im 
Jahr 2020. 

Nach dem erheblichen Rückgang des privaten 
Konsums  2020 (-5,9  Prozent) befeuerte dieser im 
Sommer  2021 den wirtschaftlichen Aufschwung, 
stagnierte aber aufgrund der rückläufigen Ent-
wicklung zu Jahresbeginn und Jahresende auf das 
Gesamtjahr gesehen. Ebenso stiegen die Bruttoan-
lageinvestitionen mit 1,5 Prozent nur leicht gegen-
über dem Rückgang im Vorjahr an, wobei die Aus-
rüstungsinvestitionen um 3,4  Prozent und die 
Bauinvestitionen um 0,7 Prozent wuchsen. Dem-
gegenüber konnte der Außenhandel mit einem 
starken Wachstum den Rückgang des Vorjahres 
weitgehend wettmachen, wobei hier die Exporte 
mit 9,9  Prozent noch etwas stärker stiegen als 
die Importe mit 9,3  Prozent. Der Staatskonsum 
stützte die wirtschaftliche Entwicklung weiterhin 
mit einem Zuwachs von 3,1 Prozent.

Auf dem Arbeitsmarkt setzte sich die robuste 
Erholung, die bereits im Laufe des Jahres 2020 ein-
gesetzt hatte, weiter fort, wie Abbildung 2 zeigt. 
Dies zeigte sich vor allem im kräftigen Anstieg 
der Erwerbstätigenzahl um 537.000 Personen im 
Jahresverlauf, der im Jahresdurchschnitt (+22.000 
Personen ggü. Vorjahr) noch kaum sichtbar war. 
Gleichzeitig ging die registrierte Arbeitslosigkeit 
um 82.000 Personen zurück und die Arbeitslosen-
quote sank gegenüber 2020 um 0,2 Prozentpunkte 
auf 5,7 Prozent. Die fortgesetzte erleichterte Mög-
lichkeit für konjunkturelle Kurzarbeit wirkte 
dabei weiterhin stabilisierend auf die Entwicklung 
des Arbeitsmarkts, wobei ihre Inanspruchnahme 
im Jahresverlauf stark zurückging. 

Die Inflationsrate (Anstieg des Verbraucherpreis-
index ggü. Vorjahr) hat sich 2021 im Vergleich zum 
Vorjahreswert (0,5 Prozent) spürbar auf 3,1 Prozent 

Gesamtwirtschaftliches Umfeld in Deutschland
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erhöht. Hierfür waren insbesondere die von pan-
demiebedingt sehr niedrigem Niveau stark ange-
stiegenen Rohstoffpreise vor allem bei Energie-
gütern maßgeblich. Hinzu kamen Lieferengpässe, 
Angebotsrestriktionen, gestiegene Transportkos-
ten und die aufgestaute Nachfrage für einige Güter 
in Folge der Pandemie. Darüber hinaus war es im 
zweiten Halbjahr 2020 aufgrund der Umsatzsteu-
ersatzsenkung zu verminderten Verbraucherprei-
sen gegenüber dem zweiten Halbjahr 2019 gekom-
men. Im Gegenzug war im Jahr 2021 sechs Monate 
lang die Vorjahresbasis durch die verminder-
ten Umsatzsteuersätze verringert und die Infla-
tionsrate im Jahr  2021 dementsprechend erhöht 
(Basiseffekt).

2.2	 Kurz- und mittelfristige 
Perspektiven der 
Gesamtwirtschaft 2022 bis 2026

Grundlage der kurz- und mittelfristigen Projek-
tion der Gesamtwirtschaft ist die Jahresprojek-
tion der Bundesregierung vom  Januar  2022. Die 
Rahmenbedingungen der Projektion haben sich 
seitdem grundlegend geändert. Der Zeitraum der 
Erarbeitung und Abstimmung des Stabilitätspro-
gramms  2022 wurde vom kriegerischen Angriff 
der Russischen Föderation auf die Ukraine über-
schattet. Die Entwicklung und die mittelbaren und 
unmittelbaren Auswirkungen des Kriegs auf die 
deutsche Wirtschaft sind noch nicht abschließend 
absehbar. Auch die Auswirkungen auf die Poli-
tikbereiche des Stabilitätsprogramm lassen sich 
gegenwärtig noch nicht vollständig abschätzen. 

Bruttoinlandsprodukt, preisbereinigt 

Prozent                                                                                                                                                Index 2015=100

Quellen: 2000-2021: Statistisches Bundesamt; 2022-2026: Jahresprojektion 2022 der Bundesregierung
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Beispielsweise stellt sich die Frage der sicheren 
Versorgung Deutschlands und Europas mit Ener-
gie unter veränderten Vorzeichen. Die allgemeine 
wirtschaftliche Entwicklung dürfte anders ausfal-
len als noch in der Jahresprojektion zu Jahresbe-
ginn 2022 erwartet.

In der Jahresprojektion der Bundesregierung wird 
im ersten Quartal 2022 noch mit einer spürbaren 
Beeinträchtigung der Wirtschaftsleistung durch 
die Omikron-Welle und den damit einhergehen-
den Eindämmungsmaßnahmen gerechnet. Im 
Jahresverlauf wird dann mit annahmegemäßer 
Abflachung des Pandemiegeschehens eine deut-
liche Zunahme der Wirtschaftsaktivität erwartet. 
Insbesondere aus der Industrie werden, sobald sich 
die Lieferengpässe und die Materialknappheiten 
auflösen, deutliche Impulse erwartet. Ebenso ist 
mit einer stärkeren Dynamik bei den Dienstleis-
tungen zu rechnen, sowie die pandemiebedingten 
Eindämmungsmaßnahmen zurückgenommen 
werden können. Die Bundesregierung erwartet 
in ihrer Jahresprojektion für  2022 einen Anstieg 
des preisbereinigten BIP um 3,6 Prozent. Verwen-
dungsseitig dürfte der private Konsum maßgebli-
cher Wachstumstreiber sein, der durchschnittlich 
um 6,0  Prozent gegenüber dem Vorjahr zuneh-
men dürfte. Mit der abnehmenden Infektions-
dynamik sollte die investitionshemmende Unsi-
cherheit nachlassen. Dadurch dürften zudem die 
Bruttoanlageinvestitionen mit 2,6 Prozent stärker 
steigen als im Vorjahr. Hierzu dürfte auch bereits 
in diesem Jahr ein Teil der zusätzlichen Mittel im 
Energie- und Klimafonds beitragen, mit denen 
Investitionen im Rahmen der Transformation hin 
zu einer ökologisch-sozialen und stärker auf Digi-
talisierung fokussierten Marktwirtschaft geför-
dert werden sollen. 

Global wird mit einer, wenn auch im Vergleich 
zu  2021 etwas geringer ausfallenden, Steigerung 
der Wirtschaftsleistung gerechnet. In diesem 
Zusammenhang und in Anbetracht des hohen 
Auftragsbestands sollten die Exporte deutlich um 
5,5 Prozent und die Importe um 6,3 Prozent zule-
gen. Der Staatskonsum dürfte unverändert auf 
dem hohen Niveau des Vorjahres verbleiben. 

Auf dem Arbeitsmarkt wird eine Fortsetzung der 
Erholung erwartet, auch wenn die Dynamik mit 
Annäherung an das Vorkrisenniveau, welches in 
der Jahresmitte wieder erreicht werden sollte, im 
Jahresverlauf abnehmen dürfte. Im Kontext der 
erwarteten wirtschaftlichen Erholung wird im 
Jahresdurchschnitt eine kräftige Zunahme der 
Erwerbstätigkeit um 425.000 Personen auf rund 
45,3  Mio. Personen angenommen. Parallel dazu 
dürfte die Arbeitslosenquote von 5,7 Prozent wei-
ter auf 5,1 Prozent sinken. Die positiven Entwick-
lungen auf dem Arbeitsmarkt werden vor allem 
von der Zunahme der sozialversicherungspflich-
tigen Beschäftigung getragen. Mit der Erholung 
des Dienstleistungssektors wird auch die Zahl der 
geringfügig Beschäftigten wieder steigen, wäh-
rend bei der Zahl der Selbständigen noch ein leich-
ter Rückgang in diesem Jahr erwartet wird.

Die Inflationsrate dürfte zunächst weiter auf 
merklich erhöhtem Niveau liegen, obwohl die die 
Inflationsrate des Vorjahres erhöhenden Basis- 
und Sondereffekte zum Jahresbeginn 2022 weitge-
hend weggefallen sind und die EEG-Umlage zum 
1. Januar gesenkt wurde. Dem steht der starke Auf-
wärtsdruck vor allem seitens der Energiepreise – 
und auf vorgelagerter Stufe der Import- und 
Erzeugerpreise – entgegen. In der Jahresprojektion 
wurde eine jahresdurchschnittliche Inflations-
rate von 3,3 Prozent angenommen. Seitdem haben 
sich die Aufwärtsrisiken stark erhöht, insbeson-
dere mit Blick auf die geopolitische Entwick-
lung. Zur Abmilderung der Auswirkungen hoher 
Energiepreise auf die Einkommen der Bürgerin-
nen und Bürger hat die Bundesregierung umfas-
sende Entlastungsschritte auf den Weg gebracht. 
Dazu gehören neben einem Heizkostenzuschuss 
für Geringverdiener die vollständige Finanzie-
rung der EEG-Umlage aus dem Bundeshaushalt 
ab Juli 2022, eine Einmalzahlung für erwachsene 
Bezieherinnen und Bezieher von existenzsichern-
den Leistungen sowie ein Sofortzuschlag für von 
Armut betroffene Kinder, eine Erhöhung der Ent-
fernungspauschale für Fernpendler sowie weitere 
Entlastungen bei der Einkommensteuer. Die Bun-
desregierung behält die Entwicklung der Infla-
tionsrate und die maßgeblichen preistreibenden 
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Arbeitsmarktentwicklung in Deutschland
in Tausend Personen

Quellen: Bundesagentur für Arbeit, Statistisches Bundesamt, März 2022
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Einflussfaktoren insbesondere auf den Energie-
märkten und aufgrund gestörter Lieferketten im 
Blick. 

Die wirtschaftliche Erholung im laufenden Jahr 
führt auch zu einer Abnahme der gesamtwirt-
schaftlichen Unterauslastung. Die Produktionslü-
cke dürfte im Jahr 2022 mit -0,5 Prozent des Pro-
duktionspotenzials zwar weiterhin negativ, aber 
im Vergleich zum Vorjahr betragsmäßig damit 
deutlich geringer ausfallen. Für das Jahr  2023 
erwartet die Bundesregierung eine Zunahme des 
preisbereinigten BIP von 2,3 Prozent. In der Mit-
telfristprojektion für den Zeitraum von  2024 
bis 2026 wird eine durchschnittliche Wachstums-
rate des BIP von jährlich 0,8  Prozent angenom-
men. Die Inlandsnachfrage bleibt dabei eine wich-
tige Stütze des Wirtschaftswachstums, getragen 
von einer robusten Arbeitsmarktentwicklung.

Die moderate Wachstumsrate des BIP im mittel-
fristigen Zeitraum von  2024 bis  2026 ist wesent-
lich auf die Entwicklung des gesamtwirtschaftli-
chen Produktionspotenzials zurückzuführen (im 
Durchschnitt +1,0 Prozent p.a.). Diese Entwicklung 
wird durch einen im Rahmen des demografischen 
Wandels rückläufigen und mittelfristig negati-
ven Wachstumsbeitrag des Faktors Arbeit geprägt, 
dessen Abnahme den leicht zunehmenden Wachs-
tumsbeiträgen der Faktoren Kapital und Produk-
tivität zwar entgegenwirkt, aber nicht vollständig 
kompensieren kann. Dies verdeutlicht, dass künf-
tig neben qualifizierter Zuwanderung und Akti-
vierung des Erwerbspotenzials von Frauen und 
Älteren weiterhin die Steigerung der Produktivi-
tät zunehmend entscheidend sein wird. 

Abbildung 2
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3.	Deutsche Finanzpolitik im europäischen 
Kontext

3.1	 Vorgaben des Stabilitäts- 
und Wachstumspakts und 
des Fiskalvertrags und deren 
Umsetzung in Deutschland

Der SWP verpflichtet die Mitgliedstaaten, den 
gesamtstaatlichen Haushalt mittelfristig nahezu 
auszugleichen und sich hierzu verbindliche Ziele 
zu setzen. Zudem gibt der Pakt Obergrenzen für 
Haushaltsdefizit und Schuldenstand vor. Die Ein-
haltung dieser Ziele und Grenzmarken sichert die 
finanzielle Handlungsfähigkeit eines jeden ein-
zelnen Mitgliedstaats der Wirtschafts- und Wäh-
rungsunion. Der Pakt beinhaltet zudem Regelun-
gen zur Berücksichtigung von Investitionen und 
strukturellen Reformen, die das Wachstumspo-
tenzial stärken und somit zur Tragfähigkeit der 
öffentlichen Finanzen beitragen. Er verpflichtet 
die EU-Mitgliedstaaten somit zu solider Finanzpo-
litik als einer Voraussetzung für ein starkes, nach-
haltiges Wachstum in Europa.

Die COVID-19-Pandemie und die Bewältigung 
ihrer wirtschaftlichen Folgen stellen weiterhin 
eine massive Herausforderung für die Finanzpoli-
tik der EU-Mitgliedstaaten dar. Es gilt, die Gesund-
heit der Menschen zu schützen, Beschäftigung, 
produktive Substanz und Wettbewerbsfähigkeit 
der Volkswirtschaften zu sichern und die wirt-
schaftliche Erholung zu unterstützen. Um den 
EU-Mitgliedstaaten den notwendigen finanzpoli-
tischen Handlungsspielraum zur entschlossenen 
Bekämpfung der Pandemie einzuräumen, haben 
die Europäische Kommission und der ECOFIN-
Rat im März 2020 festgestellt, dass die Bedingun-
gen für die Anwendung der allgemeinen Aus-
weichklausel des haushaltspolitischen Rahmens 
der EU – ein schwerer Konjunkturabschwung im 
Euro-Währungsgebiet oder in der Union insge-
samt – erfüllt seien. Mit der Aktivierung der allge-
meinen Ausweichklausel für das Jahr 2020 – und 

später durch die länderspezifischen Empfehlun-
gen auch für 2021 und 2022 – wurde es den Mit-
gliedstaaten gestattet, unter Wahrung der mittel-
fristigen Schuldentragfähigkeit vorübergehend 
von den geltenden haushaltspolitischen Anfor-
derungen im europäischen fiskalpolitischen 
Rahmen abzuweichen, um so alle notwendigen 
Maßnahmen zur Abfederung der Corona-Krise 
ergreifen zu können. Die Verfahren des Stabilitäts- 
und Wachstumspakts wurden durch die allge-
meine Ausweichklausel nicht ausgesetzt. Auf Basis 
der Winterprognose der Europäischen Kommis-
sion aus dem  Februar  2022 ist zu erwarten, dass 
die Bedingungen für die Allgemeine Ausweich-
klausel im Jahr  2023 nicht mehr vorliegen wer-
den. Dies hat auch die Europäische Kommission in 
ihrer Mitteilung vom 2. März 2022 kommuniziert. 
Die Unsicherheit ist allerdings auch im Hinblick 
auf die geopolitische Lage sehr hoch. Daher hat die 
EU-Kommission in der Mitteilung zudem ange-
kündigt, die Frage der Allgemeinen Ausweich-
klausel für 2023 nach Vorlage ihrer Frühjahrspro-
gnose im Mai erneut zu bewerten.

Im Einklang mit der Empfehlung der Europäi-
schen Kommission zur Aktivierung der allgemei-
nen Ausweichklausel des Stabilitäts- und Wachs-
tumspakts hat sich der Koalitionsausschuss am 
23. März 2020 auf umfangreiche Maßnahmen zur 
schnellen Abmilderung der Folgen der COVID-
19-Pandemie geeinigt. Der Deutsche Bundestag 
hat am 25.  März  2020 beschlossen, dass die Vor-
aussetzungen für die Nutzung der Ausnahmeregel 
in der „Schuldenbremse“ für außergewöhnliche 
Notsituationen nach Art.  115 Absatz  2 Satz  6  GG 
vorliegen. Damit hat der Bundestag die nach dem 
ersten Nachtrag zum Bundeshaushalt  2020 vor-
gesehene Kreditaufnahme, die die Regelgrenze 
nach Art.  115 Absatz  2 Satz  2 und 3  GG über-
schreitet, zugelassen. Mit den finanziellen Mit-
teln wurden schnelle und gezielte Soforthilfe-
maßnahmen („timely, targeted and temporary“) 
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zur Stützung der deutschen Wirtschaft umge-
setzt. Am 3. Juni 2020 hat der Koalitionsausschuss 
zusätzlich ein umfangreiches Konjunkturpro-
gramm beschlossen, um den wirtschaftlichen Fol-
gen der COVID-19-Pandemie zu begegnen und die 
Zukunftsfähigkeit Deutschlands zu stärken. Zur 
Finanzierung dieses Maßnahmenpakets hat der 
Deutsche Bundestag am 2.  Juli  2020 einen zwei-
ten Nachtrag zum Bundeshaushalt 2020 beschlos-
sen. Mit Beschluss des Bundeshaushalts  2021 hat 
der Bundestag am 11. Dezember 2020 die Anwen-
dung der Ausnahmeregel für außergewöhnliche 
Notsituationen auch auf das Haushaltsjahr  2021 
ausgeweitet. Diesen Beschluss hat der Deutsche 

Bundestag mit dem Beschluss zum ersten Nach-
trag zum Bundeshaushalt 2021 am 23. April 2021 
und für den zweiten Nachtrag zum Bundeshaus-
halt am 27.  Januar  2022 bestätigt. Die Auswir-
kungen der COVID-19-Pandemie auf den Bun-
deshaushalt sowie die aus der unterstützenden 
Finanzpolitik resultierenden Belastungen machen 
es im Haushaltsjahr  2022 weiterhin erforderlich, 
die Ausnahmeregelung für außergewöhnliche 
Notsituationen in Anspruch zu nehmen. Dem am 
16. März 2022 vom Bundeskabinett beschlossenen 
zweiten Regierungsentwurf für den Bundeshaus-
halt 2022 liegt eine entsprechende Formulierungs-
hilfe bei. 

Struktureller und tatsächlicher Finanzierungssaldo im Vergleich

in Prozent des BIP

1995: Ohne die Vermögenstransfers infolge der Übernahme der Schulden der Treuhandanstalt und der 
Wohnungsbauunternehmen der DDR. Inklusive dieses Effekt belief sich das gesamtstaatliche Finanzierungssaldo auf 9,4% des BIP.
Datenbasis: Statistisches Bundesamt, Februar 2022
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Infolge des erforderlichen Umfangs der Maßnah-
men zur Stabilisierung der Wirtschaft in dieser 
historischen Ausnahmesituation hat Deutsch-
land  2021 zum zweiten Mal in Folge die Ober-
grenze für das Maastricht-Defizit überschritten. So 
lag der Finanzierungssaldo des Staates (Bund, Län-
der, Gemeinden und Sozialversicherungen ein-
schließlich ihrer Extrahaushalte) im Jahr 2021 bei 
-3,7 Prozent des BIP. Im Jahr 2021 hat der Gesamt-
staat auch ein strukturelles Defizit in Höhe von 
2,1 Prozent des BIP erzielt, wie Abbildung 3 zeigt. 
Angesichts der außergewöhnlichen Unsicherheit 
in Bezug auf die makroökonomischen und fiska-
lischen Auswirkungen der COVID-19-Pandemie 
hat die Europäischen Kommission im Jahr  2021 
keine Entscheidung über die Eröffnung von Defi-
zitverfahren getroffen.

Die Schuldenstandsquote stieg geringfügig auf 
69,3 Prozent (von 68,7 Prozent im Jahr 2020). Die 
Schuldenstandsquote liegt damit weiter über der 
Obergrenze von 60  Prozent. Im Jahr  2019 hatte 
die Schuldenstandsquote mit 58,9 Prozent des BIP 
noch einen langjährigen Tiefstand erreicht. Über-
schüsse im Staatshaushalt und anhaltendes Wirt-
schaftswachstum der vergangenen Jahre hatten 
hierzu maßgeblich beigetragen. Aufgrund die-
ser Entwicklung konnte Deutschland in den Jah-
ren  2021 und  2020 auf einen hohen fiskalischen 
Spielraum zurückgreifen, als es um ein schnelles 
und entschlossenes finanzpolitisches Handeln in 
der Corona-Krise ging. 

3.2	 Finanzpolitische Ausgangslage 
und strategische Ausrichtung 

Entsprechend den Ergebnissen der Beratungen des ECOFIN-Rats am 18. Januar 2022 zur jährlichen 
Strategie für nachhaltiges Wachstum 2022 haben sich die EU-Mitgliedstaaten auf folgende Schwer-
punkte und Empfehlungen verständigt: 

 [dass es] wichtig […] ist, Investitionen zu erhöhen und dabei die Notwendigkeit im Blick zu behalten, 
Unterschiede zu verringern und eine wachstumsfreundliche Zusammensetzung der öffentlichen Fi-
nanzen sowie einen robusten haushaltspolitischen Rahmen zu gewährleisten; dass die koordinierten 
Anstrengungen der EU zur Bewältigung der Folgen der COVID-19-Pandemie sowohl auf nationaler 
Ebene als auch auf EU-Ebene die Grundlage für eine nachhaltige wirtschaftliche Erholung geschaf-
fen haben; dass Mitgliedsstaaten mit niedrigem oder mittlerem Schuldenstand im Jahr 2022 einen un-
terstützenden haushaltspolitischen Kurs verfolgen sollten; dass Mitgliedsstaaten mit hohem Schulden-
stand die Aufbau- und Resilienzfazilität zur Finanzierung zusätzlicher Investitionen nutzen und eine 
vorsichtige Haushaltspolitik betreiben sollten; [Anerkennung des] Potenzial[s] der Aufbau- und Resi-
lienzfazilität, zur wirtschaftlichen Erholung beizutragen und starkes und nachhaltiges Wachstum in 
der EU zu fördern, sowie ihre Rolle bei der Verwirklichung einer resilienten, grünen und digitalen Wirt-
schaft Europas; [Anerkennung der] für 2023 zu erwartende[n] Deaktivierung der allgemeinen Aus-
weichklausel des Stabilitäts- und Wachstumspakts.“

Die Bundesregierung berücksichtigt diese Leitli-
nien sowie die Mitteilung der Europäischen Kom-
mission an den Rat vom 2. März 2022. Die Finanz-
politik der Bundesregierung ist weiterhin darauf 

ausgelegt, die gesundheitlichen, wirtschaftlichen 
und sozialen Auswirkungen der COVID-19-Pan-
demie, die auch in diesem Jahr eine außerge-
wöhnliche Notsituation begründen, so gering 
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wie möglich zu halten. Die Maßnahmen zur Stüt-
zung der Wirtschaft werden dabei fortlaufend an 
die pandemische Lage angepasst und so lange wie 
nötig fortgeführt. Mit dem Haushalt  2023 muss 
die Bundesregierung zum Regelfall, der Schulden-
bremse des Grundgesetzes zurückkehren.

Dieses Ziel will die Bundesregierung in einer Zeit 
erreichen, in der die Herausforderungen historisch 
sind. Der Einmarsch der russischen Truppen in 
der Ukraine ändert die Sicherheitslage in Europa 
grundlegend und macht deutlich, wie wichtig es 
ist, Freiheit und Demokratie zu schützen und aus 
diesem Grund ihre Wehrhaftigkeit sicherzustel-
len. Dazu bedarf es hochmoderner, fortschrittli-
cher und vor allem einsatzfähiger Streitkräfte. Es 
muss langfristig sichergestellt sein, dass Deutsch-
land seine Beistandspflichten in der NATO unein-
geschränkt erfüllen kann.

Am 27. Februar 2022 haben deshalb Bundeskanzler 
Olaf Scholz und Bundesfinanzminister Christian 
Lindner die Einrichtung eines Sondervermögens 
zur Modernisierung der Bundeswehr angekün-
digt. Das Bundeskabinett hat am 16. März 2022 das 
Gesetz zur Errichtung eines „Sondervermögens 
Bundeswehr“ sowie das Gesetz zur Änderung des 
Grundgesetzes (Artikel 87a) beschlossen. Mit dem 
Sondervermögen werden einmalig 100 Mrd. Euro 
bereitgestellt, um insbesondere bedeutsame und 
komplexe mehrjährige Ausrüstungsvorhaben der 
Bundeswehr zu finanzieren. Damit stärkt die Bun-
desregierung die Verteidigungsfähigkeit Deutsch-
lands und stellt sicher, dass die Bundeswehr ihre 
Bündnisverpflichtungen wahrnehmen kann. Zur 
Deckung der Ausgaben des Sondervermögens soll 
das Bundesministerium der Finanzen ermächtigt 
werden, Kredite bis zur Höhe von 100  Mrd. Euro 
aufzunehmen. Mit der Änderung des Grundgeset-
zes werden die verfassungsrechtlichen Vorausset-
zungen für das Sondervermögen geschaffen. Die 
Kreditermächtigung des Sondervermögens wird 
von den Kreditobergrenzen der Schuldenregel 
ausgenommen. 

Darüber hinaus setzt die Bundesregierung zusätz-
liche Maßnahmen um mit dem Ziel, insbeson-
dere die finanziellen Auswirkungen der gestiege-
nen Energiekosten infolge des Angriffs Russlands 
auf die Ukraine abzufedern und ihre humanitä-
ren Anstrengungen im Zusammenhang mit dem 
Angriff Russlands auf die Ukraine zu verstär-
ken. Sie wird die Mittelbedarfe im Rahmen eines 
Ergänzungshaushalts in die parlamentarischen 
Beratungen zum Bundeshaushalt 2022 einbringen.

Im Jahr  2021 hat die Bundesregierung mit zwei 
Nachtragshaushalten die Finanzierung der Maß-
nahmen zur unmittelbaren Krisenbewältigung 
– wie die Sofort- und Überbrückungshilfen – 
sichergestellt. Gleichzeitig wird mit dem Zweiten 
Nachtragshaushalt frühzeitig Planungssicherheit 
geschaffen, indem für die zusätzliche Zuführung 
zum Energie- und Klimafonds klar definierte Ver-
wendungszwecke bzw. Maßnahmenschwerpunkte 
formuliert wurden. Im Vordergrund steht dabei 
insbesondere das Nachholen von Investitionen, 
die aufgrund der pandemiebedingten Restriktio-
nen und ökonomischen Unsicherheiten unterblie-
ben, aber für den Erhalt der Wettbewerbsfähigkeit 
der deutschen Volkswirtschaft entscheidend sind. 
Aber auch die Stärkung der Nachfrage privater 
Verbraucherinnen und Verbraucher und Unter-
nehmen durch Abschaffung der EEG-Umlage ist 
Teil dieses Maßnahmenpakets.

Der Bundeshaushalt  2021 schloss nach vorläufi-
gem Haushaltsabschluss seit Beginn der Pande-
mie zum zweiten Mal in Folge mit einem Finan-
zierungsdefizit ab. Mit dem im Dezember  2020 
verkündeten Haushaltsgesetz war eine Netto-
kreditaufnahme (NKA) von 179,8  Mrd. Euro 
veranschlagt worden. Mit dem Ersten Nach-
tragshaushalt 2021, der im Frühjahr von der Bun-
desregierung beschlossen und nach den parla-
mentarischen Beratungen Anfang Juni verkündet 
wurde, wurde die NKA um rund 60,4  Mrd. Euro 
auf rund 240,2 Mrd. Euro erhöht. Hiermit wurde 
dem verstärkten Pandemiegeschehen zu Beginn 
des Jahres  2021 mit zusätzlich erforderlichen 
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Hilfs- und Schutzmaßnahmen sowie mit einer 
angepassten umfassenden Impf- und Testkampa-
gne Rechnung getragen und die finanzpolitische 
Handlungsfähigkeit für den weiteren Jahresver-
lauf sichergestellt. 

Im  Dezember  2021 hat die Bundesregierung den 
Entwurf eines Zweiten Nachtragshaushaltsgeset-
zes  2021 beschlossen. Der zweite Nachtrag zum 
Bundeshaushalt 2021 wurde am 25. Februar 2022 
verkündet. Mit ihm wurden dem Energie- und 
Klimafonds (EKF) – künftig Klima- und Transfor-
mationsfonds (KTF) – ohne Erhöhung der Kredit-
ermächtigung zusätzlich 60 Mrd. Euro zugeführt. 
Die zusätzliche Zuweisung an den EKF dient der 
Überwindung der Pandemiefolgen, indem sie 
kurz- und mittelfristig die Finanzierung von 
Ausgaben zur Abfederung der durch die COVID-
19-Pandemie verursachten Notsituation ermög-
licht. Hierbei sollen die Mittel für nachzuholende 
Investitionen zur Bewältigung des Klimawandels 
und zur Transformation der deutschen Wirtschaft 
sowie zur Haushaltsfinanzierung der EEG-Umlage 
verwendet werden. Die zusätzliche Zuweisung 
ergänzt die im Jahr 2020 zur Bewältigung der Pan-
demiefolgen dem EKF zugewiesenen Mittel.

Der Bundeshaushalt hat das Haushaltsjahr  2021 
gemäß dem vorläufigen Abschluss mit einer NKA 
in Höhe von rund 215,4 Mrd. Euro abgeschlossen. 
Zuzüglich des Saldos finanzieller Transaktionen 
und zuzüglich der an die tatsächliche wirtschaft-
liche Entwicklung angepassten Konjunkturkom-
ponente beläuft sich die strukturelle NKA des 
Bundes auf Basis vorläufiger gesamtwirtschaftli-
cher Daten auf rund 204,6 Mrd. Euro beziehungs-
weise 5,93 Prozent des BIP. Damit wird die Ober-
grenze für die strukturelle NKA (0,35 Prozent 
des BIP des Vorvorjahres, in diesem Fall des Jah-
res 2019 = rund 12,1 Mrd. Euro) nach vorläufigem 
Ergebnis um rund 192,5  Mrd. Euro überschrit-
ten. Die Überschreitung der Obergrenze fällt 
damit um rund 16,4  Mrd. Euro geringer aus als 
im Rahmen des auf dem Soll basierenden Zweiten 
Nachtragshaushalts  2021 dargestellt: Die Über-
schreitung der Obergrenze im Zweiten Nachtrag 
beträgt 208,9 Mrd. Euro. Die im Soll vorgesehene 

Überschreitung der Regelgrenze ist aufgrund der 
vom Bundestag beschlossenen Inanspruchnahme 
der Ausnahmeregel gemäß Art. 115 Absatz 2 Satz 6 
und 7 GG verfassungskonform.

Da die außergewöhnliche Notsituation anhält, 
wird mit dem Bundeshaushalt 2022 und der darin 
vorgesehenen NKA von knapp 100 Mrd. Euro die 
nach der Schuldenregel zulässige Kreditober-
grenze erneut überschritten. Die über die Begren-
zung der Schuldenbremse hinausgehende NKA 
beträgt rund 80,6 Mrd. Euro. 

Für die über die Obergrenze der Schuldenre-
gel hinausgehenden Kreditaufnahmen muss der 
Deutsche Bundestag nach Artikel  115 Absatz  2 
Satz  7 GG Tilgungspläne verabschieden. Dies ist 
für die Jahre 2020 und 2021 bereits erfolgt. Ebenso 
muss vor Inkrafttreten des Bundeshaushalts 2022 
ein Tilgungsplan beschlossen werden.

Der Kabinettbeschluss zu den Eckwerten für 
den Bundeshaushalt  2023 und für den Finanz-
plan bis 2026 sieht entsprechend der Vorgabe des 
Koalitionsvertrags vor, ab dem Jahr  2023 zum 
Regelfall der Schuldenbremse des Grundgesetzes 
zurückzukehren. 

Die aktuellen Haushaltsbeschlüsse sind Ausdruck 
davon, dass die neue Bundesregierung sich für 
die kommenden Jahre zur Aufgabe gemacht hat, 
nach drei Ausnahmejahren mit hoher Verschul-
dung die öffentlichen Finanzen wieder fit für die 
Zukunft zu machen. Das bedeutet einerseits wich-
tige Impulse für die wirtschaftliche Belebung und 
für die klimafreundliche und digitale Transfor-
mation der deutschen Volkswirtschaft zu setzen 
und damit jetzt Handlungsfähigkeit sicherzustel-
len. Andererseits impliziert es eine Rückkehr zur 
Einhaltung der regulären Kreditobergrenze nach 
der deutschen Schuldenregel und eine voraus-
sichtliche Reduzierung der Schuldenquote in den 
Folgejahren, damit die Staatsfinanzen für künf-
tige Krisen gerüstet sind und finanzpolitische 
Stabilität gewährleistet ist. Die Bundesregierung 
schafft damit Vertrauen in stabile Finanzen und 
zeigt, dass sie mit dem Geld der Steuerzahlerinnen 
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und Steuerzahler verantwortlich umgeht. Gleich-
zeitig stellt sie mit diesem Kurs sicher, dass die fis-
kalische Handlungsfähigkeit in künftigen Krisen 
sichergestellt ist.

Da private Investitionen den ganz überwiegen-
den Teil der gesamtwirtschaftlichen Investitionen 
ausmachen und für das Gelingen der Transforma-
tion maßgeblich sind, zielt die Finanzpolitik auf 
Maßnahmen, die Wachstumspotenziale heben. 
Sie ist innovationsfreundlich ausgestaltet und zielt 
insbesondere auf die Innovationskraft, die Eigen-
initiative und die Kreativität in der freien Markt-
wirtschaft. Aufgabe der Finanzpolitik ist es, dazu 
beizutragen, diese Kräfte der Privatwirtschaft zu 
entfesseln. Unternehmen sollen die Möglichkeit 
haben, die Technologieführerschaft in CO2-neu-
tralen Produktionsverfahren und klimafreund-
lichen Produkten zu erlangen. Insbesondere im 
produktivitätssteigernden Potenzial der Digita-
lisierung sieht die Bundesregierung eine zentrale 
Grundlage für künftiges Wachstum.

Zur wachstumsfreundlichen Finanzpolitik gehö-
ren auch Entlastungen für Menschen und Unter-
nehmen, die derzeit von gestiegenen Preisen, 
insbesondere für Energie, belastet sind. Diese 
Energiepreissteigerungen könnten auch die wirt-
schaftliche Erholung nach der Corona-Krise 
schwächen Deshalb hat die Koalition am 23.  Fe
bruar 2022 beschlossen, die EEG-Umlage bereits 
im  Juli  2022 abzuschaffen, den Grundfreibetrag 
und den Arbeitnehmer-Pauschbetrag zu erhöhen 
sowie die Entfernungspauschale für Fernpend-
ler anzuheben. Bereits mit dem Regierungsent-
wurf des Vierten Corona-Steuerhilfegesetzes sind 
schnell Entlastungen auf den Weg gebracht wor-
den. Darin enthalten sind u.a. die Verlängerung 
der Homeoffice-Pauschale, die Verlängerung der 
erweiterten Verlustverrechnung, längere Fristen 
für die Abgabe von Steuererklärungen, steuerfreie 
Zuschüsse zum Kurzarbeitergeld und die Steuer-
befreiung für Bonuszahlungen an Pflegekräfte 
von bis zu 3.000 Euro. 

Bei der Gestaltung des Finanzplatzes Deutschland 
bleiben Stabilität und Verbraucherschutz wichtige 

und öffentlich kommunizierte Ziele – insbeson-
dere dort, wo Risiken für die Finanzstabilität 
bestehen. Zugleich sollte die Förderung von Wett-
bewerbsfähigkeit und Innovationskraft in das 
Zentrum der Finanzmarktpolitik treten. Deutsch-
land ist in der Finanzbranche digital und innova-
tiv aufgestellt: bei FinTechs, InsurTechs, Venture 
Capital und Start-ups. Der Finanzplatz Deutsch-
land soll zu einem Wachstumsmotor werden. Das 
breite Finanzierungsinstrumentarium der Bun-
desregierung, zu dem auch der Zukunftsfonds 
und die zusammen mit Frankreich initiierte Euro-
pean Tech Champions Initiative (ETCI) gehören, 
zeigen, wie öffentliche Mittel den Wagniskapital-
markt verbreitern können, um Innovationen und 
die Aktivitäten junger Unternehmen im Bereich 
der Zukunftstechnologien in Europa zu skalieren.

Damit die Staatsfinanzen auch für künftige Kri-
sen gerüstet sind und finanzpolitische Stabilität 
gewährleistet werden kann, ist zugleich eine solide 
Haushaltspolitik notwendig. Deswegen werden 
alle Ausgaben auf den Prüfstand gestellt und eine 
strikte Neupriorisierung am Maßstab des Koali-
tionsvertrags vorgenommen. Spending Reviews 
sind zentrale Instrumente, Transformation, Tech-
nologie und Talentförderung erhalten Priorität im 
Haushalt. 

Auch wird die Bundesregierung im Jahr  2023 – 
nach Überwindung der Corona-Krise – wieder 
zum Normalzustand zurückkehren und die Kre-
ditobergrenze der grundgesetzlichen Schulden-
bremse einhalten. Der Abbau der pandemiebe-
dingt gestiegenen Schuldenquote mit zukünftig 
geringeren Defiziten und gezielten Wachstums-
impulsen bekräftigt dabei Deutschlands Rolle als 
ein Stabilitätsanker der Europäischen Union. 

Europa benötigt eine kluge Balance aus der 
Begrenzung der öffentlichen Verschuldung zum 
Erhalt der Schuldentragfähigkeit einerseits und 
der Sicherung von Wachstum und der Förderung 
von transformativen Investitionen andererseits. 
Die Weiterentwicklung der europäischen Fiskal-
regeln sollte sich an diesen Zielen orientieren. Die 
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Regeln sollten zudem einfacher und transparenter 
werden, auch um ihre Durchsetzung zu stärken. 

Gleichzeitig ist es entscheidend, die Impulse, die 
das Wiederaufbauinstrument „Next Generation 

EU“ setzt, zu nutzen, um die Wettbewerbsfähig-
keit der europäischen Wirtschaft jetzt zu stärken, 
zumal das Instrument nicht auf Dauer angelegt ist.

Entwicklung der strukturellen Nettokreditaufnahme des Bundes 
in Prozent des BIP

Quelle: Bundesministerium der Finanzen
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3.3	 Finanzpolitische Maßnahmen 
auf der Ausgaben- und 
Einnahmenseite

Stützung, Stabilisierung und Überwindung der 
Corona-Krise

Die Bundesregierung hat die Wirtschaft seit 
Beginn der Corona-Krise bis zum Ende des Jah-
res  2021 mit haushaltswirksamen Maßnahmen 
in Höhe von rund 378 Mrd. Euro allein für Instru-
mente der Wirtschaftshilfen, der Sonderfonds und 
der Maßnahmen des Konjunkturpakets gestützt. 
Hinzu kommen die Ausgaben für das Kurzarbei-
tergeld. Laut Bundesagentur für Arbeit wurden in 
den Jahren 2020 und 2021 24,7 Mrd. Euro an Kurz-
arbeitergeld und 17,6 Mrd. Euro für die Erstattung 
von Sozialversicherungsbeiträgen an Arbeitge-
ber während der Kurzarbeit ausgegeben (zusam-
men 42,3  Mrd. Euro). Diese umfassenden Hilfen 
haben die Wirtschaft stabilisiert und Arbeits-
plätze gesichert.

Zur Stützung und Stabilisierung der Wirtschaft 
wurden Hilfen von über 66 Mrd. Euro ausgezahlt 
und Kredite von knapp 56  Mrd. Euro gewährt. 
Hinzu kamen Rekapitalisierungen und Bürg-
schaften. Hierzu wurde ein atmendes System an 
Hilfsmaßnahmen entwickelt, das schnell auf die 
jeweiligen Bedarfe angepasst werden kann. Ins-
besondere mit den Überbrückungshilfen steht 
ein flexibel anpassbares, branchenübergreifen-
des Instrument zur Verfügung, das zusätzlich zu 
den Fixkostenerstattungen mit einem Eigenka-
pitalzuschuss versehen wurde, um den Substanz-
erhalt der betroffenen Unternehmen zu sichern. 
Für Soloselbständige wurde mit der Neustarthilfe 
ein Hilfsinstrument geschaffen, das der Unter-
stützung der Selbständigen ohne hohe Fixkosten 
dient. Bei der Umsetzung wird darauf geachtet, 
dass die Corona-Hilfen genau bei den betroffe-
nen Unternehmen und Selbständigen ankommen. 
Es werden präventive Maßnahmen gegen Miss-
brauch und Betrug getroffen.

Zur Unterstützung der Kulturbranche hat die Bun-
desregierung gemeinsam mit den Bundesländern 

den Sonderfonds des Bundes für Kulturveranstal-
tungen mit einem Volumen von bis zu 2,5  Mrd. 
Euro aufgesetzt. Er besteht aus zwei zentra-
len Bausteinen: a) der Wirtschaftlichkeitshilfe, 
deren Laufzeit sich vom 1. Juli 2021 bis 31. Dezem-
ber  2022 erstreckt und b) einer Ausfallabsiche-
rung, die am 1.  September  2021 startete und mit 
dem Auslaufen des Fonds am 31.  Dezember  2022 
endet. Ein Absicherungsinstrument für Messen 
und gewerbliche Ausstellungen unter Federfüh-
rung des Bundesministeriums für Wirtschaft und 
Klimaschutz (BMWK) zur Unterstützung der Mes-
sewirtschaft ging Ende Oktober 2021 an den Start. 
Über dieses Instrument können veranstaltungs-
bezogene Kosten in einem Umfang von insgesamt 
bis zu 600  Mio. Euro gegen das Risiko coronabe-
dingter Untersagungen von Messen und gewerbli-
chen Ausstellungen abgesichert werden.

Aufgrund der sich zu Beginn des Jahres  2022 
erneut zuspitzenden Corona-Infektionslage hat 
sich die Bundesregierung mit den Ländern darauf 
verständigt, die Zuschussprogramme des Bundes 
– Überbrückungshilfe III Plus und Neustarthilfe 
Plus (Förderzeitraum Juli 2021 bis Dezember 2021) 
sowie die Härtefallhilfen (Förderzeitraum 
bis  Dezember  2021) – bis  Juni  2022 zu verlän-
gern. Die geschieht durch die Überbrückungs-
hilfe IV und die Neustarthilfe  2022 (Förderzeit-
raum 1.  Januar  2022 bis 30.  Juni  2022) sowie die 
Anpassung des Förderzeitraums der Härtefall-
hilfen bis 30.  Juni  2022. Unternehmen müssen 
wie bisher einen Umsatzrückgang von mindes-
tens 30 Prozent im Vergleich zum Referenzmo-
nat  2019 nachweisen. Im Rahmen der Neustart-
hilfe für Soloselbständige können weiterhin pro 
Monat bis zu 1.500 Euro direkt als Zuschüsse aus-
gezahlt werden, insgesamt für den verlängerten 
Förderzeitraum also bis zu 4.500 Euro. Anträge 
können bereits seit Anfang  Januar  2022 gestellt 
werden und erneut werden Abschlagszahlungen 
geleistet, damit die Hilfen schnell ankommen. 
Auch werden Sach- und Personalkosten, die im 
Zusammenhang mit der notwendigen Kontrolle 
von Corona-Zutrittsbeschränkungen anfallen, als 
förderfähige Kosten berücksichtigt. Die Sonderre-
gelung zur freiwilligen Schließung aufgrund von 
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Unwirtschaftlichkeit durch vorgenannte Zutritts-
beschränkungen galt bis Ende  Februar  2022. 
Das KfW-Sonderprogramm inkl. KfW-Schnell-
kredit läuft bis zum 30.  Juni  2022 (Antragsfrist 
30. April 2022) mit teilweise erhöhten Kreditober-
grenzen weiter. Der KfW-Investitionskredit für 
kommunale und soziale Unternehmen kann bis 
zum 30.  Juni  2022 auch für Betriebsmittel bean-
tragt werden.

Angesichts des deutlich dynamischeren Infek-
tionsgeschehens zu Beginn des Jahres  2022 und 
der damit verbundenen Unsicherheit über die 
konjunkturelle Entwicklung wurde die maxi-
male Bezugsdauer des Kurzarbeitergeldes auf bis 
zu 28 Monate erhöht und für weitere drei Monate 
bis zum 30.  Juni 2022 verlängert. Auch die damit 
zusammenhängenden Erleichterungen und Son-
derregelungen für den Bezug des Kurzarbeiter-
geldes wurden entsprechend mehrheitlich bis 
Ende  Juni fortgesetzt. Die Sozialversicherungs-
beträge werden den Arbeitgebern nach dem 
31. März 2022 weiter zur Hälfte erstattet, wenn die 
Kurzarbeit mit Qualifizierung verbunden ist.

Über die Wirtschaftshilfen und das Kurzarbeiter-
geld hinaus wirkten  2021 auch die Maßnahmen 
des im Jahr  2020 beschlossenen Konjunkturpro-
gramms und weitere konjunkturelle Stützungs-
maßnahmen weiterhin stabilisierend (u.a. bran-
chenspezifische Senkung der Umsatzsteuersätze, 
Kinderboni  2020 und  2021, Corona-Zuschlag für 
Menschen in der Grundsicherung, Sozialgaran-
tie  2021, Senkung der EEG-Umlage, degressive 
Abschreibung für bewegliche Wirtschaftsgüter 
des Anlagevermögens, Erhöhung der maxima-
len Bemessungsgrundlage der steuerlichen For-
schungszulage, Ausbildungsprämie).

Allmählich kommen auch die mittel- und lang-
fristig angelegten Elemente des Konjunktur-
programms, die über die Konjunkturstabilisie-
rung hinausgehen, zum Tragen. Der Grundstein 
für nachhaltiges Wachstum in den Jahren nach 
Überwindung der Pandemie wurde dabei insbe-
sondere mit dem Zukunftspaket des Konjunktur-
programms gelegt. Es enthält gezielte investive 

Maßnahmen in wichtigen Zukunftsbereichen, um 
die anstehenden strukturellen Herausforderungen 
entschlossen anzugehen und zu einer erfolgrei-
chen Transformation, hin zu einer weiterhin wett-
bewerbsfähigen und nachhaltigen Wirtschaft, 
beizutragen. Insgesamt umfasst das Zukunftspa-
ket ein Volumen von rund 50 Mrd. Euro, ein großer 
Teil davon entfällt auf Klimaschutzmaßnahmen. 

Schließlich unterstützt die Europäische Union mit 
dem Aufbauprogramm Next Generation EU durch 
digitale und grüne Maßnahmen die nachhal-
tige Erholung und das langfristige Wachstum der 
europäischen Volkswirtschaften. Um Mittel aus 
der Aufbau- und Resilienzfazilität (ARF) zu erhal-
ten, müssen die Mitgliedstaaten nationale Pläne 
vorlegen. Der deutsche Aufbau- und Resilienzplan 
(DARP) wurde nach Beschluss des Bundeskabi-
netts durch die EU-Kommission am 22. Juni 2021 
positiv bewertet und vom Rat am 13.  Juli  2021 
gebilligt. Mit Billigung durch den ECOFIN-Rat 
und Vereinbarung eines Financial Agreement 
(zwischen BMF und der EU-Kommission) ist der 
DARP in die Umsetzungsphase eingetreten.

Der DARP enthält 40 Maßnahmen in sechs The-
menschwerpunkten: Klimapolitik und Ener-
giewandel (11, 3  Mrd. Euro), Digitalisierung der 
Wirtschaft und Infrastruktur (5,9  Mrd. Euro), 
Digitalisierung der Bildung (1,4  Mrd. Euro), Stär-
kung der sozialen Teilhabe (1,3  Mrd. Euro), Stär-
kung eines pandemieresilienten Gesundheitssys-
tems (4,6  Mrd. Euro) und Moderne Verwaltung 
und Abbau von Investitionshemmnissen (3,5 Mrd. 
Euro). Nach dem gültigen Verteilungsschlüssel 
stehen Deutschland aus der Fazilität derzeit EU-
Mittel in Höhe von 25,6 Mrd. Euro zu. Die damit 
(re-)finanzierten Maßnahmen erstrecken sich 
über den Zeitraum von  2020 bis  2026 und unter-
stützen zu 42  Prozent Maßnahmen zum Klima-
schutz bzw. zu 52  Prozent den digitalen Wandel. 
Darüber hinaus setzt der DARP durch konkrete 
Maßnahmen die länderspezifische Empfehlung 
der EU-Kommission an Deutschland zum Abbau 
von Investitionshemmnissen um. Eine detaillierte 
Aufteilung der Mittel nach volkswirtschaftlichen 
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Verwendungsgrößen ist in Tabelle 23 im Anhang 
zu finden. 

Öffentliche Investitionen

Zielgerichtete Investitionen sind wichtige Wachs-
tumsfaktoren einer Volkswirtschaft. Öffentliche 
Investitionen erhöhen unmittelbar die Leistungs-
fähigkeit der öffentlichen Infrastruktur und damit 
auch mittelbar die gesamtwirtschaftliche Produk-
tivität. Auch deswegen ist es wichtig, öffentliche 
wie private Investitionen nachzuholen, die auf-
grund der pandemiebedingten Restriktionen und 
ökonomischen Unsicherheiten unterblieben, aber 
für den Erhalt der Wettbewerbsfähigkeit der deut-
schen Volkswirtschaft überaus bedeutend sind.

Auch deshalb bedarf es gezielter öffentlicher Inves-
titionstätigkeit sowie einer flankierenden Aktivie-
rung privatwirtschaftlicher Investitionen, um den 
Nachholprozess für den Ausbau der für den digita-
len und ökologischen Wandel notwendigen Kapa-
zitäten anzustoßen und dadurch Wachstumsim-
pulse in Zukunftsbereichen zu setzen. Vor diesem 
Hintergrund wurden mit dem Zweiten Nachtrags-
haushaltgesetz  2021 60  Mrd. Euro zweckgebun-
den für den Energie- und Klimafonds zur Bewälti-
gung der Pandemiefolgen bereitgestellt. Dadurch 
werden neue Wachstumschancen eröffnet und 
nicht zuletzt die Wettbewerbsfähigkeit der Wirt-
schaft gestärkt. So kann aus der Krise heraus einer 
langfristig nachhaltigen Erholung der Weg geeb-
net werden.

Um die Ziele der Finanzpolitik zu erreichen, wird 
der Bund seine Investitionen weiter erhöhen und 
so zur Stärkung der öffentlichen Investitionen 
beitragen. Im Jahr  2022 belaufen sich die Inves-
titionsausgaben nach dem zweiten Regierungs-
entwurf zum Bundeshaushalt 2022 auf 50,8 Mrd. 
Euro. Trotz des schwierigen finanzpolitischen 
Umfelds behält die Bundesregierung die Ausga-
benlinie für Investitionen nach der haushalts-
rechtlichen Abgrenzung bei. Über den gesamten 
Finanzplanzeitraum hinweg liegen die Investiti-
onen nach den am 16. März 2022 vom Bundeska-
binett beschlossenen Eckwerten bei über 50 Mrd. 

Euro und damit weiter auf Rekordniveau. Sie wer-
den im Finanzplanzeitraum auf rund 51 Mrd. Euro 
jährlich verstetigt. Das bedeutet weiterhin gegen-
über dem Vorkrisenniveau eine Steigerung von 
über 10  Mrd. Euro pro Jahr. Dazu kommen noch 
die umfangreichen Investitionsmittel der Sonder-
vermögen. Die Mittel fließen unter anderem in die 
Verkehrsträger Straße, Schiene und Wasserstraße, 
in Bildung und Forschung, in die digitale Infra-
struktur und in den klimafreundlichen Umbau 
von Wirtschaft, Wohnen und Mobilität. Beispiel-
haft sind hier etwa die deutliche Ausweitung der 
Förderung von Erneuerbaren Energien und Ener-
gieeffizienz im Gebäudebereich sowie die Förde-
rung des Glasfaserausbaus zu nennen.

Die staatlichen Bruttoanlageinvestitionen sind 
2021 um 1,9 Prozent gegenüber dem Vorjahr 
gestiegen und entwickelten sich damit in etwa 
mit dem gleichen Tempo wie im langjährigen 
Durchschnitt. Es ist jedoch zu beachten, dass die 
gesamtwirtschaftlichen Investitionen zum über-
wiegenden Anteil (rund 90 Prozent) durch den 
Privatsektor getätigt werden. Um Innovationen zu 
unterstützen, die generationengerechte Moderni-
sierung der Wirtschaft voranzubringen und lang-
fristige Wachstumsimpulse freizusetzen, fördert 
der Staat diese Investitionen u. a. durch gezielte 
Investitionszuschüsse. Die Ausgaben für solche 
Investitionszuschüsse sind im Jahr  2021 um 18,7 
Prozent gestiegen. Zusammengenommen leg-
ten die gesamten staatlichen investiven Ausgaben 
(staatliche Bruttoanlageinvestition und Investiti-
onszuschüsse) somit im Jahr 2021 um 7,3 Prozent 
zu, und stiegen damit deutlich stärker als im lang-
jährigen Durchschnitt (+2,1 Prozent).

Klimaschutz

Die Begrenzung des weltweiten Klimawandels ist 
eine der großen Herausforderungen unserer Zeit. 
Mit dem Ende 2019 in Kraft getretenen und 2021 
überarbeiteten Bundes-Klimaschutzgesetz hat die 
Bundesregierung einen rechtlich verbindlichen 
Rahmen zur Erreichung der deutschen Klima-
ziele geschaffen, inklusive dem Ziel der Klimaneu-
tralität Deutschlands in 2045. Zur Umsetzung der 

26



Deutsches Stabilitätsprogramm 2022Deutsche Finanzpolitik im europäischen Kontext

deutschen Klimaziele hat die Bundesregierung in 
den letzten drei Jahren mehrere Klimaprogramme 
beschlossen, darunter im Jahr  2019 das Klima-
schutzprogramm 2030, das Zukunftspaket als Teil 
des Konjunkturpaketes im Jahr  2020, das Sofort-
programm für den Gebäudesektor im Jahr  2021 
und das Sofortprogramm  2022 im Jahr  2021 im 
Zuge der Novelle des Klimaschutzgesetzes nach 
der Entscheidung des Bundesverfassungsgerichts. 
Insgesamt umfassen diese Pakete mehr als 80 Mrd. 
Euro an klimafreundlichen öffentlichen Ausga-
ben. Ein weiteres Klimaschutz-Sofortprogramm 
ist für 2022 geplant und wird derzeit von der Bun-
desregierung vorbereitet.

Ein zentrales Instrument des Klimaschutzpro-
gramms  2030 ist die im Jahr  2021 eingeführte 
Bepreisung von CO2 über ein nationales Emissi-
onshandelssystem (nEHS) in den Sektoren Wärme 
und Verkehr. Die Einnahmen aus dieser CO2-
Bepreisung werden vollständig zur Entlastung 
der Bürgerinnen und Bürger sowie der Unterneh-
men eingesetzt und in Klimaschutzmaßnahmen 
reinvestiert. 

Ergänzende Förder- und Anreizprogramme zur 
Innovationsförderung in Unternehmen flankie-
ren die Dekarbonisierung der Industrie und stär-
ken die Wettbewerbsfähigkeit des Wirtschafts- 
und Industriestandorts Deutschland. Dazu gehört 
u.a. das Nationale Dekarbonisierungsprogramm 
mit einem Fördervolumen von rund 3,5 Mrd. Euro 
bis zum Jahr 2023. Außerdem hat der Bund bis 2023 
steuerliche Fördermaßnahmen im Bereich der 
Gebäudesanierung, der E-Mobilität, der Vergüns-
tigung von Bahnfahrten und einer Aufstockung 
der Regionalisierungsmittel vorgesehen bzw. 
bereits umgesetzt. Zur Förderung des Einsatzes 
erneuerbaren Stroms in den Verbrauchssektoren 
und zur Rückverteilung der Einnahmen des nEHS 
an Bürgerinnen und Bürger sowie Unternehmen 
wurde u.a. die EEG-Umlage gesenkt. Die EEG-
Umlage für die Endkunden entfällt voraussicht-
lich ab dem 1.  Juli  2022 vollständig, nachdem sie 
zum Jahresbeginn  2022 bereits deutlich gesenkt 
wurde. Sie wird künftig in voller Höhe aus dem 
EKF/KTF finanziert. 

Mit dem Ausbau und der Modernisierung der 
öffentlichen Verkehrsinfrastruktur sowie 
zukunftsorientierten Förderprogrammen für 
die Luft- und Schifffahrt flankiert die Bundes-
regierung die Maßnahmen des Klimaschutzpro-
gramms  2030 zur Senkung der Emissionen aus 
der Verbrennung fossiler Kraftstoffe im Verkehrs-
sektor. Um klimafreundliche Mobilität im öffent-
lichen Schienen- und Nahverkehr zu fördern, 
wendet die Bundesregierung zum Erhalt und der 
Modernisierung des Schienennetzes 62 Mrd. Euro 
bis zum Jahr  2030 auf. Um eine weitere Reduzie-
rung der Emissionen im Schienenverkehr zu errei-
chen, sollen zusätzliche Strecken elektrifiziert 
werden und auf Strecken ohne Elektrifizierung 
verstärkt innovative Antriebssysteme mit vermin-
derten CO2-Emissionen zum Einsatz kommen.

Die neue Bundesregierung hat sich zum Ziel 
gesetzt, bis  2030 15  Mio. vollelektrische Pkw in 
Deutschland auf die Straße zu bringen. Damit sich 
Deutschland zum Leitmarkt der Elektromobili-
tät entwickelt, stellt die Bundesregierung Mittel 
zur Verfügung, mit denen sowohl der Ausbau der 
Ladeinfrastruktur als auch die Transformation der 
Fahrzeugbranche gefördert werden. Im Bereich 
der Ladeinfrastruktur soll ein flächendeckendes 
Schnellladenetz aus mindestens 1.000 Schnell-
ladehubs in Deutschland entstehen. Die Fahr-
zeugbranche wurde im Rahmen des Konjunk-
turprogramms mit 2 Mrd. Euro für die Jahre 2020 
bis 2024 unterstützt, um Zukunftsinvestitionen in 
der Fahrzeugindustrie anzureizen. 

Mit den Sofortprogrammen  2022 wurden im 
Jahr 2021 zusätzliche Mittel auch für klimafreund-
liches Bauen und Sanieren zur Verfügung gestellt. 
Die neue Bundesregierung hat sich darauf verstän-
digt, noch im Jahr 2022 die bestehende Gebäude-
förderung zu überarbeiten, um eine klimapolitisch 
ambitionierte, ganzheitlich orientierte Förderung 
für energetische Sanierungen und noch energieef-
fizientere Neubauten aufzusetzen. 

Die Umsetzung nationaler und internationa-
ler Klimaschutzziele wird den Strukturwan-
del in einigen Regionen und Industriezweigen in 
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Deutschland beschleunigen. Daher verfolgt die 
Bundesregierung mit der Beendigung der Kohle-
verstromung ein weiteres zentrales Vorhaben zur 
Erreichung der Treibhausgasneutralität Deutsch-
lands. Die neue Bundesregierung hat sich darauf 
geeinigt, dass der Kohleausstieg idealerweise schon 
bis 2030 erfolgen soll. Das „Strukturstärkungsge-
setz Kohleregionen“ sieht als Unterstützungsmaß-
nahme vor, dass der Bund im Zeitraum von 2020 
bis 2038 rund 41 Mrd. Euro für Investitionen und 
weitere Maßnahmen zur Bewältigung des Struk-
turwandels in betroffenen Regionen aufwendet. 
Sollte der Kohleausstieg vorgezogen werden, sol-
len die Maßnahmen des Strukturstärkungsge-
setzes vorgezogen bzw. beschleunigt werden. Zur 
sozialverträglichen Gestaltung des Kohleaus-
stiegs stellt der Bund bis zu 5  Mrd. Euro bis zum 
Jahr 2048 zur Verfügung (Anpassungsgeld).

Arbeitsmarkt

Die Bundesregierung setzt gezielte Impulse für 
mehr gesellschaftliche Teilhabe über den Arbeits-
markt. Dazu wird der gesetzliche Mindestlohn 
zum 1. Oktober 2022 in einer einmaligen Anpas-
sung auf 12 Euro je Stunde angehoben. Über 
künftige Anpassungen der Höhe des Mindest-
lohns entscheidet weiterhin die unabhängige 
Mindestlohnkommission. Es ist vorgesehen, dass 
diese ihre nächste Anpassungsentscheidung zum 
30.  Juni 2023 trifft. Die Anpassung soll dann mit 
Wirkung zum 1.  Januar 2024 erfolgen. Durch die 
Erhöhung des Mindestlohns wird ein Anreiz zur 
Aufnahme von Erwerbstätigkeit gesetzt sowie die 
Stabilität sozialer Sicherungssysteme gestärkt.

Mehr Teilhabe ermöglicht die Bundesregierung 
auch durch die Anhebung der Geringfügigkeits-
grenze von Mini-Jobs auf 520 Euro – entsprechend 
einer Wochenarbeitszeit von zehn Stunden zu 
Mindestlohnbedingungen – im Zuge der Anpas-
sung des Mindestlohns. Künftig wird sich die 
Geringfügigkeitsgrenze an der Mindestlohnent-
wicklung orientieren und somit dynamisch aus-
gestaltet. Die Midijob-Grenze soll auf 1.600 Euro 
angehoben werden. 

Die Bundesregierung setzt gezielte Anreize zur 
Weiterbildung und beabsichtigt, die Möglichkei-
ten für berufliche Neuorientierung und Quali-
fizierung weiter zu verbessern. Hierzu wird die 
Nationale Weiterbildungsstrategie fortgesetzt 
und weiterentwickelt. Gleichzeitig überarbei-
tet die Bundesregierung ihre Fachkräftestrate-
gie. Dabei geht es um eine höhere Erwerbsbetei-
ligung von Frauen und älteren Erwerbspersonen, 
einen neuen Schub für berufliche Aus-, Fort- und 
Weiterbildung, mehr Arbeitskräfteeinwande-
rung und attraktivere Arbeitsbedingungen in den 
Bereichen, in denen ein Mangel an Fachkräften 
herrscht oder absehbar ist.

Die Bundesregierung ist sich der Risiken der 
Corona-Pandemie für Schulabsolventinnen und 
-absolventen sowie der bereits vor der Pandemie 
bestehenden Ungleichgewichte im „Matching-
Prozess“ am Ausbildungsmarkt bewusst. Die Bun-
desregierung hat eine Reihe von Maßnahmen 
ergriffen, um die negativen Auswirkungen die-
ser Veränderungen zu beheben. Hierzu zählt bei-
spielsweise die Stärkung der Attraktivität der dua-
len Berufsausbildung. Mit dem „Bundesprogramm 
Ausbildungsplätze sichern“ unterstützt die Bun-
desregierung insbesondere kleine und mittlere 
Unternehmen bei der Bereitstellung von Ausbil-
dungsplätzen mit 835 Mio. Euro im Zeitraum 2020 
bis 2022. 

Bildung und Forschung

Ziel der Bundesregierung ist es, allen Menschen 
unabhängig von ihrer Herkunft beste Bildungs-
chancen, Teilhabe und Aufstieg zu ermöglichen. 
Deshalb sieht der Koalitionsvertrag vor, die Aus-
bildungsförderung (BAföG und AFBG) zu refor-
mieren, elternunabhängiger zu gestalten und für 
die Förderung der beruflichen Weiterbildung aus-
zubauen. Darüber hinaus soll mit einer Exzellenz-
initiative Berufliche Bildung die Attraktivität und 
Innovationskraft der beruflichen Aus- und Fort-
bildung weiter gestärkt werden. 

Um der Gefahr einer Verstärkung von Bil-
dungsungleichheiten im Zuge der Pandemie 
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entgegenzuwirken, hat die Bundesregierung 2021 
das mit 2  Mrd. Euro ausgestattete „Aktionspro-
gramm Aufholen nach Corona“ für Kinder und 
Jugendliche aufgelegt. Ein weiterer Schwerpunkt 
ist die Stärkung von digitalem Lernen und digita-
len Kompetenzen junger Menschen. Mit der Ini-
tiative „Digitale Bildung“ soll digitales Lernen in 
allen Bildungsphasen vorangebracht werden. Der 
Digitalpakt Schule, mit dem der Bund die Länder 
und Gemeinden bei Investitionen in die digitale 
Bildungsinfrastruktur unterstützt, wurde bereits 
um weitere 1,5 Mrd. Euro auf insgesamt 6,5 Mrd. 
Euro aufgestockt, außerdem soll der Mittelabruf 
vereinfacht und der Mittelabfluss beschleunigt 
werden. 

Die finanzielle Unterstützung der Hochschu-
len bleibt ein wichtiges Anliegen der Bundes-
regierung. Mit dem „Zukunftsvertrag Studium 
und Lehre stärken“ verbessern Bund und Länder 
gemeinsam von 2021 an flächendeckend und dau-
erhaft die Qualität von Studium und Lehre. Dafür 
stellen Bund und Länder bis  2023 jährlich insge-
samt rund 3,8 Mrd. Euro und ab 2024 jährlich ins-
gesamt 4,1 Mrd. Euro zur Verfügung.

Familien und Soziales

Mit gezielten Maßnahmen in der Familienpolitik, 
im Bildungsbereich und bei der sozialen Sicherung 
stärkt die Bundesregierung den Zusammenhalt in 
der Gesellschaft. 

Eine gute Kindertagesbetreuung leistet einen 
wichtigen Beitrag zur frühen Bildungsförderung 
und Chancengleichheit von Kindern und unter-
stützt Eltern bei der Vereinbarkeit von Fami-
lie und Beruf. Deshalb hat der Bund den Ausbau 
der Kindertagesbetreuung bis zum Jahr  2021 im 
Gesamtvolumen von rund 5,4 Mrd. Euro vorange-
trieben und unterstützt die Länder mit dem Gute-
KiTa-Gesetz bis Ende des Jahres 2022 mit 5,5 Mrd. 
Euro. Der Koalitionsvertrag sieht vor, das Gute-
KiTa-Gesetz auf der Grundlage der Ergebnisse des 
Monitorings und der Evaluation fortzusetzen und 
bis Ende der Legislaturperiode gemeinsam mit 
den Ländern in ein Qualitätsentwicklungsgesetz 

mit bundesweiten Standards zu überführen. Eine 
Realisierung der Maßnahme setzt voraus, dass der 
Haushaltsgesetzgeber entsprechende Mittel zur 
Verfügung stellt.

Zur Umsetzung des stufenweisen Rechtsanspruchs 
auf Ganztagsbetreuung für Grundschulkinder ab 
dem Jahr 2026 stellt der Bund den Ländern außer-
dem bis zu 3,5 Mrd. Euro als Finanzhilfen für den 
Ausbau ganztägiger Bildungs- und Betreuungs-
angebote für Kinder im Grundschulalter zur Ver-
fügung. Das erste Investitionsprogramm wurde 
Ende des Jahres  2020 gestartet. Um den zusätzli-
chen Belastungen der Länder (einschließlich ihrer 
Kommunen) infolge des Rechtsanspruchs Rech-
nung zu tragen, ist zudem eine Änderung der ver-
tikalen Umsatzsteuerverteilung zugunsten der 
Länder vorgesehen, von 135 Mio. Euro im Jahr 2026 
stufenweise ansteigend auf 1,3 Mrd. Euro pro Jahr 
ab 2030. 

Gesundheit

Die pandemische Lage hat gezeigt, wie wichtig der 
Öffentliche Gesundheitsdienst ist, um eine Scha-
dens- oder Gefahrenlage dieses Ausmaßes und 
ihre Auswirkungen auf alle Bereiche des täglichen 
Lebens wirksam in den Griff zu bekommen. 

Mit dem „Zukunftsprogramm Krankenhäuser“ 
stellte der Bund im Jahr 2021 3 Mrd. Euro für Kran-
kenhäuser bereit, damit diese in moderne Notfall-
kapazitäten und eine bessere digitale Infrastruk-
tur investieren können. Die Länder und/oder die 
Krankenhausträger tragen weitere 1,3  Mrd. Euro 
an Investitionsmitteln dazu bei. Nicht beantragte 
Bundesmittel sollen bis zum Ende des Jahres 2023 
an den Bund zurückgeführt werden. 

Darüber hinaus unterstützt die Bundesregierung 
über finanzielle Zuschüsse dringliche Maßnah-
men zur Bekämpfung des Ausbruchs des Corona-
virus SARS-CoV-2. So werden im Bundeshaushalt 
für das Jahr 2022 beispielsweise erneut erhebliche 
Mittel für die Impfstoffbeschaffung bereitgestellt.
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Damit hinreichend intensivmedizinische Versor-
gungskapazitäten während der COVID-19-Pan-
demie verfügbar sind, erhalten Krankenhäuser 
Ausgleichszahlungen für freigehaltene Bettenka-
pazitäten. Hierfür werden im Bundeshaushalt im 
Jahr  2022 insgesamt 4,6  Mrd. Euro bereitgestellt. 
Mit dem Infektionsschutzgesetz wurde im Kran-
kenhausfinanzierungsgesetz auch die Einfüh-
rung des „Versorgungsaufschlags zur Vermeidung 
wirtschaftlicher Nachteile von Krankenhäusern“ 
beschlossen, durch den die Krankenhäuser für 
Corona-Patientinnen und -Patienten, die zwischen 
dem 1.  November  2021 und dem 19.  März  2022 
zur voll- oder teilstationären Behandlung in das 
Krankenhaus aufgenommen wurden, einen Ver-
sorgungsaufschlag erhalten; hierfür werden ins-
gesamt Bundesmittel in Höhe von 1,8  Mrd. Euro 
bereitgestellt.

Wie in den Jahren zuvor zahlt der Bund Bundeszu-
schüsse an die gesetzliche Krankenversicherung 
(GKV). Der Bund leistet gemäß § 221 Abs. 1 SGB V 
jährlich 14,5 Mrd. Euro zur pauschalen Abgeltung 
der Aufwendungen der Krankenkassen für versi-
cherungsfremde Leistungen. Im Jahr 2022 wurde 
der Bundeszuschuss an die GKV angesichts der 
angespannten Finanzlage der GKV im Zuge der 
Corona-Pandemie zur Stabilisierung des durch-
schnittlichen Zusatzbeitragssatzes einmalig um 
insgesamt 14  Mrd. Euro auf insgesamt 28,5  Mrd. 
Euro erhöht. Durch diese Stabilisierung des 
Zusatzbeitrages leistet der Bund für das Jahr 2022 
einen Beitrag zur Begrenzung der Sozialversiche-
rungsbeiträge auf unter 40 Prozent und damit 
zur schnelleren Erholung der Wirtschaft. Für die 
nächsten Jahre bekennt sich die Bundesregierung 
zu einer stabilen und verlässlichen Finanzierung 
der GKV. Der Koalitionsvertrag sieht hierzu die 
Anhebung der ALG-II-Beitragspauschale des Bun-
des sowie die regelhafte Dynamisierung des Bun-
deszuschusses vor.

Ab dem Jahr  2022 leistet der Bund zur pauscha-
len Beteiligung an den Aufwendungen der sozia-
len Pflegeversicherung (SPV) jährlich 1 Mrd. Euro 
an den Ausgleichsfonds der SPV.

Die Mehrausgaben und Mindereinnahmen im 
Gesundheitswesen sind seit dem Jahr 2020 pande-
miebedingt erheblich gestiegen. Es wurden aber 
auch bereits erste pandemiebedingte Maßnah-
men zurückgenommen; mit einem Abflauen der 
Pandemie sollten die dadurch verursachten Aus-
gaben im Gesundheitswesen weiter zurückge-
hen. In den nächsten Jahren sollten die bereits vor 
der Corona-Pandemie bestehenden strukturel-
len Herausforderungen, wie u.a. eine Reform des 
Krankenhaussystems, unter Berücksichtigung des 
demografischen Wandels angegangen werden.

Internationale Verantwortung

Die Bundesrepublik Deutschland ist sich ihrer 
internationalen Verantwortung bewusst und 
setzt sich in der Außenpolitik für ein souveränes 
Europa, die transatlantische Partnerschaft, das 
Engagement für Frieden und Sicherheit, die För-
derung von Demokratie und Menschenrechten 
sowie für den Multilateralismus ein. Diese Leitli-
nien spiegeln sich auch in der deutschen Finanz-
politik wider.

Im Zuge der Corona-Krise hat Deutschland seine 
Anstrengungen für internationale Hilfsmaß-
nahmen, insbesondere für die ärmsten und am 
wenigsten entwickelten Länder der Welt, mas-
siv verstärkt. So hatte die Bundesregierung 
beschlossen, fast 11  Mrd. Euro für internatio-
nale Maßnahmen in der Corona-Krise in den Jah-
ren  2020 und  2021 zur Verfügung zu stellen. Die 
Mittel sollen sowohl der Bekämpfung der Pan-
demie als auch der Ausweitung der humanitä-
ren Hilfe und gesundheitlichen Vorsorge dienen. 
Ein Schwerpunkt liegt dabei auf der internatio-
nalen Entwicklung von Impfstoffen, Tests und 
Arzneimitteln, die auch Menschen in schwächer 
entwickelten Ländern erreichen. Bei der inter-
nationalen Initiative „Access to COVID-19-Tools 
Accelerator (ACT-A)“, die sich dies zum Ziel gesetzt 
hat, liegt Deutschland mit einer Gesamtbetei-
ligung von 2,2  Mrd. Euro  2020/21 nach den USA 
an der Spitze der internationalen Geber und leis-
tet auch  2022 seinen fairen Anteil von 1,1  Mrd. 
Euro. Darüber hinaus werden 224  Mio. Euro für 
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bilaterale Unterstützung von Entwicklungslän-
dern bei der Impfstofflogistik vor Ort bereitge-
stellt. Deutschland wird bis Jahresende 2022 insge-
samt 175 Mio. Impfdosen kostenfrei abgeben und 
unterstützt bisher den Aufbau der Impfstoffpro-
duktion in Entwicklungs- und Schwellenländern 
mit über 530 Mio. Euro. Deutschland ist zudem an 
den gemeinsamen Anstrengungen der EU im Rah-
men des „Team Europe“-Ansatzes beteiligt.

Der Etat des Bundesministeriums für wirtschaft-
liche Zusammenarbeit und Entwicklung liegt im 
Jahr  2022 bei rund 11,6  Mrd. Euro, einschließ-
lich der für ACT-A zur Verfügung stehenden Mit-
tel. Die der beim Auswärtigen Amt angesiedelten 
ODA („Official Development Assistance“) anre-
chenbaren Ausgaben liegen im Jahr 2022 bei rund 
3,6  Mrd. Euro. Hinzu kommt eine neue zentrale 
Vorsorge für Maßnahmen zur Bewältigung der 
Ukraine-Krise in Höhe von 1 Mrd. Euro. Der Bund 
trägt dazu bei, dass Deutschland voraussichtlich 
auch im Jahr 2022 der weltweit zweitgrößte Geber 
von ODA-Mitteln bleiben wird. Im Jahr  2020 hat 
Deutschland nach Berechnungen der OECD insge-
samt ODA-Mittel in Höhe von 28,4 Mrd. US-Dollar 
aufgebracht. Die ODA-Quote (einschließlich der 
ODA-anrechenbaren Anteile der Inlandsflücht-
lingskosten) lag damit bei 0,73 Prozent des Brutto-
nationaleinkommens (BNE).

Die Verteidigungsausgaben nach NATO-Kriterien 
stiegen im Jahr 2021 auf insgesamt 53 Mrd. Euro. 
Dieser auf Basis der Soll-Ansätze ermittelte Wert 
stellt den bisherigen Höchststand der letzten  20 
Jahre dar. Bei der Betrachtung der Netto-Ist-Aus-
gaben des Verteidigungshaushalts (Einzelplan 14) 
ergibt sich im Jahr  2021 gegenüber dem Vorjahr 
ein Aufwuchs um mehr als 1,1 Mrd. Euro. Die ver-
besserte Finanzierung ermöglichte es der Bundes-
wehr, die in den vergangenen Jahren begonnenen 
Verbesserungen bei der Personalausstattung und 
bei der Ausrüstung fortzusetzen – auch in Erfül-
lung der Beistandsverpflichtungen gegenüber 
den Bündnispartnern in der Nordatlantischen 
Vertragsorganisation und für die Gemeinsame 
Außen- und Sicherheitspolitik der EU.

Steuern und Abgaben

Die Bundesregierung setzt wichtige Akzente, um 
den Wandel der deutschen Wirtschaft und die 
Transformation zu einer klimaneutralen Wirt-
schaftsweise zu unterstützen. Das Gelingen die-
ser Transformation wird im Zentrum der Wirt-
schafts- und Finanzpolitik der kommenden Jahre 
stehen. Mit dazu beitragen soll der Abbau unnö-
tiger Bürokratie und eine wachstumsfreundli-
che und sozial gerechte Steuer- und Abgabenpo-
litik. Steuer- und haushaltspolitisch relevant ist 
nicht zuletzt der Abbau überflüssiger, unwirksa-
mer sowie umwelt- und klimaschädlich wirken-
der Subventionen.

Weiterhin im Fokus stehen Maßnahmen im 
Zusammenhang mit der Corona-Pandemie, um 
die damit einhergehenden wirtschaftlichen und 
sozialen Einschränkungen für Bürgerinnen und 
Bürger sowie Unternehmen so gering wie mög-
lich halten. Das entlastet vor allem Menschen mit 
kleinen und mittleren Einkommen. Die bereits 
genannten Maßnahmen des Vierten Corona-Steu-
erhilfegesetzes setzen dahingehend ein wichtiges 
Signal.

Um den oftmals erschwerten Bedingungen für 
die Menschen und Unternehmen in der Pande-
mie Rechnung zu tragen, hat die Bundesregie-
rung den Arbeitgeberinnen und Arbeitgebern 
eine besondere Zuwendung an ihre Mitarbeiten-
den ermöglicht: Bonuszahlungen (Beihilfen und 
Unterstützungen) können zusätzlich zum ohne-
hin geschuldeten Arbeitslohn in Höhe von bis zu 
1.500 Euro seit dem 1. März 2020 steuerfrei ausge-
zahlt werden. Diese Regelung ist nach mehrmali-
ger Verlängerung am 31.  März  2022 ausgelaufen. 
Vorgesehen ist, vom Arbeitgeber an in bestimmten 
Einrichtungen – insbesondere Krankenhäusern 
– tätige Arbeitnehmer und Arbeitnehmerinnen 
gewährte Prämien zur Anerkennung der beson-
deren Leistung in der Corona-Krise bis zu einem 
Betrag von 3.000 Euro rückwirkend ab 18. Novem-
ber 2021 bis zum 31. Dezember 2022 steuerfrei zu 
stellen.
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Alleinerziehende werden bei der Lohn- und Ein-
kommensteuer entlastet – mit dem sogenannten 
Entlastungsbetrag, der für die Jahre 2020 und 2021 
mehr als verdoppelt wurde und ab dem Jahr 2022 
unbefristet gilt. 

Das sogenannte Existenzminimum muss für alle 
von der Einkommensbesteuerung freigestellt sein. 
Dafür gibt es bei der Einkommensteuer den in 
den Einkommensteuertarif integrierten Grund-
freibetrag. Auch sollen sich höhere Löhne und 
Gehälter im Geldbeutel von Arbeitnehmerinnen 
und Arbeitnehmern bemerkbar machen. Des-
halb wurde der Einkommensteuertarif für das 
Jahr 2022 zum einen so angepasst, dass der Grund-
freibetrag nach einer Erhöhung von 9.408 Euro 
auf 9.744 Euro im Jahr 2021 zum Jahr 2022 erneut 
angehoben wurde, und zwar auf 9.984 Euro. Des 
Weiteren wurden der Effekt der kalten Progres-
sion auf Basis der Herbstprojektion ausgeglichen 
und die Tarifeckwerte nach rechts verschoben. 
Der Höchstbetrag für den Abzug von Unterhalts-
leistungen wurde ab dem 1. Januar 2022 ebenfalls 
entsprechend erhöht.

Mit dem Steuerentlastungsgesetz  2022 wird auf-
grund der erheblich gestiegenen Preise, insbe-
sondere im Energiebereich, der Grundfreibetrag 
für 2022 nochmals angehoben, und zwar von der-
zeit 9.984 Euro um 363 Euro auf 10.347 Euro. Auch 
der Arbeitnehmer-Pauschbetrag bei der Einkom-
mensteuer steigt rückwirkend zum 1. Januar 2022 
um 200 Euro auf 1.200 Euro. Darüber hinaus wird 
die bis  2026 befristete Anhebung der Entfer-
nungspauschale für Fernpendler (ab dem 21. Kilo-
meter) auf 38 Cent ebenfalls rückwirkend zum 
1.  Januar  2022 vorgezogen. Die Anhebung wirkt 
sich auch bei der Mobilitätsprämie aus.

Zudem hat der Koalitionsausschuss am 
23.  März  2022 weitere Maßnahmen beschlos-
sen, um die breite Mitte der Gesellschaft ange-
sichts der hohen Energiepreise zu entlasten. Dazu 
gehören u. a. eine Energiepreispauschale in Höhe 
von 300 Euro und ein einmaliger Familienzu-
schuss (Kinderbonus) ergänzend zum Kindergeld 
für jedes Kind in Höhe von 100 Euro. Außerdem 

wurde vereinbart, einen einfachen und unbüro-
kratischen Weg für Direktzahlungen an die Bür-
gerinnen und Bürger zu ermöglichen. Dazu wird 
die Bundesregierung einen Auszahlungsweg über 
die Steuer-ID entwickeln (z. B. für ein Klimageld).

Darüber hinaus wurden der ermäßigte Umsatz-
steuersatz in Höhe von 7 Prozent im Gastrono-
miebereich bis zum 31.  Dezember  2022 verlän-
gert und der Verlustrücktrag für die Jahre  2020 
und  2021 auf maximal 10  Mio. Euro bei Einzel- 
bzw. 20 Mio. Euro bei Zusammenveranlagung aus-
geweitet. Die Bundesregierung will die erweiterte 
Verlustverrechnung bis Ende 2023 verlängern und 
den Verlustrücktrag auf die zwei vorangegange-
nen Veranlagungszeiträume ausweiten. Dies kann 
Liquidität für Investitionen schaffen. Zusätzli-
che Investitionsanreize sollen mit der Verlänge-
rung der degressiven Abschreibung für bewegli-
che Wirtschaftsgüter des Anlagevermögens bis 
Ende  2022 sowie der Verlängerung der steuer-
lichen Investitionsfristen um ein weiteres Jahr 
gesetzt werden.

Auch über die Corona-Pandemie hinaus muss 
die Steuerpolitik zur Bewältigung der großen 
Zukunftsherausforderungen beitragen. Mit der 
Umsetzung der im Koalitionsvertrag vereinbarten 
steuerlichen Förderung privater Investitionen in 
Klimaschutz und Digitalisierung sollen für einen 
gewissen Zeitraum spürbare Anreize gesetzt wer-
den, um den erforderlichen Transformationspro-
zess zu beschleunigen.

Mit dem Gesetz zur Modernisierung des Kör-
perschaftsteuerrechts haben Personenhandels-
gesellschaften und Partnerschaftsgesellschaf-
ten die Möglichkeit erhalten, ertragsteuerlich 
wie eine Kapitalgesellschaft behandelt zu wer-
den. Die Option stellt einen wichtigen Schritt zur 
Stärkung der Wettbewerbsfähigkeit insbesondere 
mittelständischer Personenunternehmen dar. 
Die Bundesregierung wird die Option zur Kör-
perschaftsbesteuerung zusammen mit der The-
saurierungsbegünstigung evaluieren und prüfen, 
inwiefern praxistaugliche Anpassungen erforder-
lich sind.
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Die Digitalisierung stellt die bestehende Steuer-
rechtsordnung in einer globalisierten Wirtschaft 
vor große Herausforderungen. Diese Herausfor-
derungen lassen sich langfristig am besten durch 
ein international abgestimmtes und einheitliches 
Vorgehen aller Staaten bewältigen. Der Schlüssel 
zu einer faireren Verteilung des Steueraufkom-
mens liegt insbesondere in einer globalen nach-
haltigen Reform der Besteuerung von multinatio-
nalen Unternehmen. Mit der am 8. Oktober 2021 
erfolgten Einigung zum „Zwei-Säulen-Projekt“ des 
Inclusive Frameworks (IF) on BEPS (OECD-Pro-
jekt BEPS: Gewinnverkürzung und Gewinnver-
lagerung) konnte ein großer Schritt hin zu mehr 
internationaler Steuergerechtigkeit gemacht wer-
den. Das Zwei-Säulen-Projekt beinhaltet unter 
Säule 1 die Neuverteilung von Besteuerungsrech-
ten der größten und profitabelsten Konzerne der 
Welt und unter Säule 2 die Einführung der glo-
balen effektiven Mindestbesteuerung. Der Imple-
mentierungsplan sieht vor, dass beide Säulen 2023 
in Kraft treten sollen. Die Bundesregierung wird 
sich weiter für die zeitnahe Umsetzung beider 
Säulen einsetzen und die Bemühungen der Kom-
mission sowie der französischen EU-Ratspräsi-
dentschaft zur Verabschiedung der Richtlinie zur 

Einführung der globalen effektiven Mindestbe-
steuerung unter Säule 2 innerhalb der EU unter-
stützen. Zudem wird die Bundesregierung die wei-
teren Umsetzungsschritte bei der Neuverteilung 
von Besteuerungsrechten (Säule 1) aktiv angehen. 
Das betrifft die Ausarbeitung der Multilateralen 
Konvention und die anschließende Überführung 
in deutsches Recht.

Zur Steuergerechtigkeit sollen weitere Maßnah-
men beitragen. Die bereits eingeführte Mittei-
lungspflicht für grenzüberschreitende Steu-
ergestaltungen innerhalb der EU soll auch auf 
nationale Steuergestaltungen von Unternehmen 
mit einem Umsatz von mehr als 10 Mio. Euro aus-
geweitet werden. 

33



Deutsches Stabilitätsprogramm 2022Deutsche Finanzpolitik im europäischen Kontext

3.4	 Umsetzung der finanzpolitischen 
länderspezifischen 
Empfehlungen

Wie im Jahr  2020 wich auch das Europäische 
Semester  2021 von seiner regulären Form ab. Es 
enthielt eine Reihe temporärer Anpassungen, um 
den zeitlichen Anforderungen für die Aufstellung 
der nationalen Aufbau- und Resilienzpläne (ARP) 
Rechnung zu tragen. Die Länderberichte der Kom-
mission wurden durch die Analysen der nationa-
len ARP, die die Kommission zusammen mit den 
Entwürfen der Durchführungsbeschlüsse des 
Rates zur Billigung der Bewertung des jeweiligen 
ARP vorlegt, ersetzt. Zudem hat die Kommission 
vor dem Hintergrund der Einreichung der ARP in 
diesem Semesterzyklus nur finanzpolitische Emp-
fehlungen formuliert und von neuen struktur-/

reformpolitischen Empfehlungen abgesehen. 
Die Umsetzung der strukturellen Empfehlun-
gen aus den Semesterzyklen  2019 und  2020 wird 
aber weiterhin überwacht. Diese sind im Nationa-
len Reformprogramm Deutschlands (NRP)  2022 
adressiert, das eine ausführliche Darstellung der 
Maßnahmen enthält, mit denen die Bundesregie-
rung die Empfehlungen umsetzt. Das NRP wurde 
am 6.  April  2022 vom Bundeskabinett beschlos-
sen. Es enthält ebenfalls die halbjährliche Bericht-
erstattung zum Deutschen Aufbau- und Resilienz-
plan (DARP). 

Mit ihrer oben dargestellten finanzpolitischen 
Strategie adressiert die Bundesregierung auch die 
finanzpolitischen länderspezifischen Empfehlun-
gen des Rates vom 18. Juni 2021. Der Rat empfiehlt 
Deutschland unter Berücksichtigung des von 
der Aufbau- und Resilienzfaziliät ausgehenden 

Gesamtstaatliche Einnahmen- und Ausgabenstruktur 2021
in Prozent

Quelle: Statistisches Bundesamt, Februar 2022
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Impulses, im Jahr 2022 einen stützenden finanzpo-
litischen Kurs beizubehalten und national finan-
zierte Investitionsausgaben aufrechtzuerhalten.

Weiterhin soll Deutschland, soweit die wirtschaft-
lichen Bedingungen es zulassen, eine Finanzpo-
litik zu verfolgen, die darauf abzielt, mittelfristig 
eine vorsichtige Haushaltslage zu erreichen sowie 
die Tragfähigkeit der öffentlichen Finanzen zu 
gewährleisten, und gleichzeitig die Investitionen zu 
erhöhen, um das Wachstumspotenzial zu steigern.

Deutschland soll ein besonderes Augenmerk auf 
die Zusammensetzung der öffentlichen Finan-
zen — sowohl auf der Einnahmen- als auch auf 
der Ausgabenseite des Haushalts — sowie auf die 
Qualität der haushaltspolitischen Maßnahmen 
richten, um eine nachhaltige und inklusive Erho-
lung zu gewährleisten, und nachhaltigen sowie 

wachstumsfördernden Investitionen, insbeson-
dere Investitionen zur Unterstützung des öko-
logischen und des digitalen Wandels, Vorrang 
einzuräumen. Deutschland soll zudem finanz-
politischen Strukturreformen Vorrang einzu-
räumen, die dazu beitragen, die Finanzmittel 
für politische Prioritäten bereitzustellen und die 
langfristige Tragfähigkeit der öffentlichen Finan-
zen zu stärken, gegebenenfalls durch die Verbes-
serung des Leistungsumfangs, der Angemessen-
heit und der Nachhaltigkeit der Gesundheits- und 
Sozialschutzsysteme für alle.

Eine ausführliche Darstellung der Maßnah-
men zur Umsetzung der finanzpolitischen län-
derspezifischen Empfehlungen  2021 findet sich 
in Tabelle  43 im Anhang, die dem aktualisierten 
Draft Budgetary Plan angehört.
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4.	Projektion der Entwicklung des 
gesamtstaatlichen Finanzierungssaldos und 
Schuldenstands

Mittelfristiges Haushaltsziel

Das mittelfristige Haushaltsziel in Deutschland ist 
eine Obergrenze für das strukturelle gesamtstaat-
liche Defizit von 0,5 Prozent in Relation zum BIP.

4.1	 Entwicklung gesamtstaatlicher 
Einnahmen und Ausgaben

Die im Folgenden dargestellte Projektion der 
Haushaltsentwicklung aller staatlichen Ebenen 
beruht auf der Jahresprojektion der Bundesregie-
rung zur gesamtwirtschaftlichen Entwicklung 
vom 26.  Januar  2022, den anhand der Jahrespro-
jektion aktualisierten Ergebnissen des Arbeitskrei-
ses „Steuerschätzungen“ vom 11.  November  2021 
sowie des auf dieser Basis erstellten und am 
16. März 2022 von der Bundesregierung verabschie-
deten zweiten Regierungsentwurfs zum Bundes-
haushalt 2022 sowie den Eckwerten für den Regie-
rungsentwurf des Bundeshaushalts  2023 und der 
Finanzplanung bis  2026. Zusätzlich berücksich-
tigt wurde das geplante „Sondervermögen Bundes-
wehr“ sowie der Beschluss der Regierungsparteien 
vom 23. März  2022 über ein „Maßnahmenpaket 
des Bundes zum Umgang mit den hohen Energie-
kosten“.1 Bereits zu Beginn der Legislaturperiode, 
im Dezember 2021, hatte die Bundesregierung mit 
dem zweiten Nachtragshaushalt 2021 eine zusätz-
liche Zuführung an das Sondervermögen „Ener-
gie- und Klimafonds“ in Höhe von 60  Mrd. Euro 
bereitgestellt, um die pandemiebedingte Investi-
tionszurückhaltung aufzulösen und zusätzliche 

1  Das Dokument ist abrufbar unter: https://www.
bundesfinanzministerium.de/Content/DE/Downloads/2022-
03-23-massnahmenpaket-bund-hohe-energiekosten.pdf?__
blob=publicationFile&v=3

wirtschaftliche Impulse zur Bewältigung der Fol-
gen der Pandemie zu setzen. Auch diese Mittel 
sind Teil der aktuellen Haushalts- und Finanzpla-
nung des Bundes. Stichtag der Projektion ist der 
31. März 2022.

Im Vergleich zum ersten Regierungsentwurf für 
den Bundeshaushalt 2022 der vorherigen Bundes-
regierung, der Grundlage der „Deutschen Haus-
haltsplanung  2022“ vom Oktober  2021 war, ist 
auch der zweite Regierungsentwurf geprägt von 
Maßnahmen zur Bekämpfung der Auswirkungen 
der Corona-Pandemie sowie zur wirtschaftlichen 
Stabilisierung und Erholung in Deutschland. Das 
Volumen dieser Maßnahmen fällt im Vergleich 
zum ersten Regierungsentwurf etwas höher aus. 
Darüber hinaus setzt die Bundesregierung mit 
dem zweiten Regierungsentwurf  2022 die mit 
dem zweiten Nachtragshaushalt  2021 begonnene 
Umsetzung der im Koalitionsvertrag veranker-
ten Maßnahmen und Ziele fort. Dabei geht es um 
Zukunftsinvestitionen, zuvorderst in den Berei-
chen Klimaschutz, Digitalisierung, Bildung und 
Forschung sowie um die Schaffung der für diese 
Bereiche notwendigen Infrastruktur. Darüber 
hinaus sind, als Reaktion auf den Angriff Russ-
lands auf die Ukraine, im zweiten Regierungsent-
wurf des Bundeshaushalts 2022 erste Maßnahmen 
der humanitären Hilfe und Krisenbewältigung 
enthalten sowie Maßnahmen zur Gewährleistung 
der Energiesicherheit in Deutschland und zur Mil-
derung der finanziellen Auswirkungen der gestie-
genen Energiekosten. 

Im Rahmen einer für den April geplanten Ergän-
zung zum zweiten Regierungsentwurf des Bun-
deshaushalts  2022 sollen weitere – über die in 
der Projektion bereits berücksichtigten Maßnah-
men vom 23. März hinausgehende – Mittel zur 

36

https://www.bundesfinanzministerium.de/Content/DE/Downloads/2022-03-23-massnahmenpaket-bund-hohe-energiekosten.pdf?__blob=publicationFile&v=3
https://www.bundesfinanzministerium.de/Content/DE/Downloads/2022-03-23-massnahmenpaket-bund-hohe-energiekosten.pdf?__blob=publicationFile&v=3
https://www.bundesfinanzministerium.de/Content/DE/Downloads/2022-03-23-massnahmenpaket-bund-hohe-energiekosten.pdf?__blob=publicationFile&v=3
https://www.bundesfinanzministerium.de/Content/DE/Downloads/2022-03-23-massnahmenpaket-bund-hohe-energiekosten.pdf?__blob=publicationFile&v=3
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Abmilderung der humanitären, gesellschaftli-
chen und wirtschaftlichen Auswirkungen des 
russischen Angriffskrieges gegen die Ukraine, 
insbesondere zum Umgang mit den hohen Ener-
giekosten, zur Versorgung und Integration von 
Flüchtlingen aus der Ukraine und für humanitäre 
Hilfsmaßnahmen, bereitgestellt werden.

In der zugrundeliegenden Jahresprojektion der 
Bundesregierung sind die gesamtwirtschaftlichen 
Auswirkungen des russischen Angriffs auf die 
Ukraine und die davon und von den verhängten 
Sanktionen ausgehenden Effekte nicht abgebildet. 
Die Prognoseunsicherheit ist aufgrund der Ereig-
nisse sehr stark angestiegen. Somit ist auch die 
Projektion der Staatsfinanzen mit großer Unsi-
cherheit behaftet.

Einnahmenquote ab 2023 wieder auf 
Wachstumspfad 

Im Jahr  2021 stiegen die Einnahmen des Staa-
tes im Vergleich zum Vorjahr deutlich an. Nach 
einem Rückgang im Jahr 2020 stiegen die Einnah-
men im Jahr 2021 um 8,9 Prozent und damit deut-
lich stärker als im langjährigen Durchschnitt (+3,1 
Prozent).2 Der Anstieg ist insbesondere zurückzu-

2  Alle Angaben beziehen sich, soweit nicht anders 
angegeben, auf die Abgrenzung des Europäischen Systems 
Volkswirtschaftlicher Gesamtrechnungen 2010 gemäß 
Verordnung (EU) Nr. 549/2013.

führen auf einen deutlichen Zuwachs der Steuer-
einnahmen, um 12,9 Prozent, nach -6,5 Prozent 
im Vorjahr. Die Einnahmen aus Sozialbeiträgen 
stiegen mit 4,1 Prozent deutlich stärker an als im 
Vorjahr (+1,6  Prozent). Da die Einnahmen insge-
samt stärker stiegen als das nominale BIP, erhöhte 
sich die Einnahmequote, von 46,5 Prozent des BIP 
im Jahr 2020 auf 47,8 Prozent im Jahr 2021 (siehe 
Tabelle 1). Treibende Größe ist auch hier die Steu-
erquote; diese nahm deutlich zu, von 23,0 Prozent 
des BIP im Jahr 2020 auf 24,4 Prozent im Jahr 2021.

Die Einnahmequote wird der Projektion zufolge 
im laufenden Jahr auf 45 ½  Prozent des BIP 
zurückgehen und dann wieder kontinuierlich 
zunehmen, auf 47 ¼  Prozent des BIP zum Ende 
der Programmperiode (siehe Tabelle 1). Dabei 
wird die Steuerquote gemäß der zugrunde geleg-
ten Schätzung zunächst auf 23  Prozent des BIP 
im Jahr 2022 zurückgehen; dazu tragen maßgeb-
lich die beschlossenen Steuerentlastungen bei. In 
den folgenden Jahren wird die Steuerquote wie-
der kontinuierlich ansteigen, bis auf 24 ¼ Prozent 
im Jahr  2026. Auch die Sozialbeitragsquote wird 
im laufenden Jahr zurückgehen, auf 17 ¼ Prozent, 
und dann kontinuierlich zunehmen, auf 18 ¼ Pro-
zent des BIP zum Ende der Programmperiode. 

Tabelle 1: Entwicklung der staatlichen Einnahmenquote
- jeweilige Einnahmen in % des BIP -

2021 2022 2023 2024 2025 2026

Steuerquote 24,4 23 23 ½ 23 ¾ 24 24 ¼

Sozialbeitragsquote 17,7 17 ¼ 17 ½ 17 ½ 18 18 ¼ 

Abgabenquote 42,2 40 ¼ 41 41 ¼ 42 42 ½ 

Einnahmenquote

Projektion April 2022 47,8 45 ½ 46 46 ¼ 47 47 ¼ 

Projektion April 2021 45 ¾ 46 ¼ 47 47 ½ 47 ¾ -

Die Steuerquote bezieht sich auf die laufenden Steuern. Differenzen zwischen der Abgabenquote und der Summe aus Steuer- und Sozial-
beitragsquote sind rundungsbedingt; die Angaben für die Projektionsjahre sind auf ¼ Prozentpunkte des BIP gerundet.
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Staatsquote ab dem laufenden Jahr wieder unter 
50 Prozent

Die staatlichen Ausgaben stiegen auch im Jahr 2021 
aufgrund der weiterhin erforderlichen Maßnah-
men zur Bewältigung der Corona-Pandemie deut-
lich an. Mit +7,4 Prozent war der Anstieg deutlich 
höher als im langjährigen Durchschnitt (+3,1 Pro-
zent) aber niedriger als im Jahr zuvor (+ 9,6  Pro-
zent). Vor allem die Subventionen nahmen noch-
mals deutlich zu (+ 47,3  Prozent), u.a. infolge der 
Ausgaben für die staatlichen Sofort- und Überbrü-
ckungshilfen für Unternehmen. Auch die Vorleis-
tungen (+10,8 Prozent) nahmen wieder kräftig zu, 
u.a. infolge der Ausgaben für Impfstoffe, Test- und 
Impfzentren. Darüber hinaus verzeichneten auch 
die geleisteten Vermögenstransfers einen starken 
Zuwachs (+42,0 Prozent); hierzu gehören Aufbau-
hilfen für Opfer der Flutkatastrophe im Juli 2021 
ebenso wie investive Mittel zur Förderung von 
Maßnahmen der Energieeffizienz und erneuer-
barer Energien im Gebäudebereich. Da die Ausga-
ben stärker zunahmen als das nominale BIP, stieg 
die Staatsquote (Staatsausgaben in  Prozent des 
BIP), auf 51,5  Prozent (siehe Tabelle 2). Damit lag 
die Staatsquote im Jahr 2021 wie im Vorjahr über 
50 Prozent. 

Im laufenden Jahr werden die Ausgaben mit gerin-
gerer Dynamik zulegen. Während die Maßnah-
men infolge des Krieges in der Ukraine zu Mehr-
ausgaben führen werden, gehen die Ausgaben 
zur Bewältigung der Corona-Pandemie zurück. 
Insbesondere die Subventionen werden deutlich 
zurückgehen (-28 ¾  Prozent); für die Vorleistun-
gen wird ein – im Vergleich zum Vorjahr – deut-
lich geringerer Zuwachs erwartet (+ 5  Prozent). 
Insgesamt werden die Ausgaben im laufenden 
Jahr um rund 2  Prozent gegenüber dem Vorjahr 
zunehmen; die Staatsquote wird auf 49 ¼ Prozent 
des BIP zurückgehen. Im kommenden Jahr wird 
sich die Normalisierung bei den Vorleistungen 
und Subventionen fortsetzen, so dass der Zuwachs 
der Ausgaben mit + 1 ¼ Prozent nochmals gerin-
ger ausfallen wird als im Vorjahr. In den folgen-
den Jahren wird der Ausgabenzuwachs wieder 

zunehmen; die Staatsquote wird sich bei rund 
47 ¾ Prozent des BIP stabilisieren.

Die staatlichen Bruttoanlageinvestitionen 
sind  2021 um 1,9  Prozent gegenüber dem Vor-
jahr gestiegen und damit deutlich schwächer als 
im Vorjahr (+7,3 Prozent), allerdings in fast ähnli-
chem Ausmaß wie im langjährigen Durchschnitt 
(+2,0 Prozent). Grund für die schwächere Dynamik 
im Jahr  2021 war ein Rückgang bei den Ausrüs-
tungsinvestitionen sowie eine geringere Dynamik 
bei den Bauinvestitionen. Jedoch ist zu beachten, 
dass die gesamtwirtschaftlichen (staatliche und 
private) Investitionen zu knapp 90 Prozent auf den 
Privatsektor entfallen. Die Investitionen des Pri-
vatsektors werden durch staatliche Investitions-
zuschüsse gefördert; diese stiegen im Jahr  2021 
um 18,7  Prozent. Die investiven Staatsausgaben 
(staatliche Bruttoanlageinvestition + Investitions-
zuschüsse) nahmen im Jahr  2021 um 7,3  Prozent 
zu und damit deutlich stärker als im langjährigen 
Durchschnitt (+2,1 Prozent).

Im laufenden Jahr werden die staatlichen Brut-
toanlageinvestitionen signifikant zunehmen, um 
21 ¾ Prozent. Hierzu tragen maßgeblich die über 
das „Sondervermögen Bundeswehr“ finanzierten 
Investitionen bei. Mit dem Sondervermögen wer-
den einmalig 100 Mrd. Euro bereitgestellt, um ins-
besondere bedeutsame und komplexe mehrjäh-
rige Ausrüstungsvorhaben der Bundeswehr zu 
finanzieren. Damit wird die Verteidigungsfähig-
keit gestärkt und sichergestellt, sodass die Bundes-
wehr ihre Bündnisverpflichtungen wahrnehmen 
kann. Da der Wirtschaftsplan des Sondervermö-
gens zum Stichtag für die Projektion noch nicht 
vorlag, wird für die Projektion unterstellt, dass 
in den Jahren 2022 bis 2026 jährlich 20 Mrd. Euro 
für zusätzliche Investitionen kassenmäßig ver-
ausgabt werden und die Kreditaufnahme parallel 
zur kassenmäßigen Ausgabenentwicklung erfolgt. 
Auch im kommenden Jahr werden die Investitio-
nen mit 3 ¾ Prozent nochmals deutlich zulegen. 
Über die gesamte Programmperiode werden die 
Bruttoanlageinvestitionen um 5  ¾  Prozent im 
Jahresdurchschnitt zunehmen. Damit wird der 
Zuwachs über dem mittelfristigen nominalen 
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Potentialwachstum in diesem Zeitraum liegen 
(durchschnittlich 3,1 Prozent pro Jahr).

Neben den staatlichen Bruttoanlageinvestitionen 
steigen auch die staatlichen Investitionszuschüsse 
in der Programmperiode weiter an; insbesondere 
im laufenden Jahr (+ 16 ½ Prozent) und im kom-
menden Jahr (+ 13 ¾ Prozent). Hierzu tragen auch 
die Maßnahmen bei, die über den Energie- und 
Klimafonds (EKF, künftig: Klima- und Transfor-
mationsfonds, KTF) finanziert werden. Die mit 
dem zweiten Nachtragshaushalt 2021 zugeführten 
zusätzlichen Mittel werden insbesondere zur För-
derung von privaten Investitionen mit dem Ziel 
der Reduktion von CO2-Emissionen verwendet.

Im Ergebnis verzeichnen die investiven Staatsaus-
gaben (staatliche Bruttoanalageinvestitionen und 
Investitionszuschüsse) im laufenden und im kom-
menden Jahr deutliche Zuwächse: +  20  Prozent 

im Jahr 2022 und + 7 ¼ Prozent im Jahr 2023. Die 
rein national finanzierten investiven Staatsausga-
ben3 werden im Jahr 2022 um 20 ½ Prozent und im 
Jahr 2023 um 8 ¼ Prozent steigen und damit stär-
ker als das nominale Produktionspotential. 

Die Investitionsquote (staatliche Bruttoanlagein-
vestitionen in  Prozent des BIP) liegt im Projekti-
onszeitraum zwischen 2 ¾ Prozent und 3 Prozent 
und damit deutlich oberhalb des Niveaus vor der 
Corona-Krise (2019: 2,4 Prozent) und dem langjäh-
rigen Durchschnitt (2,4 Prozent). Auch die investi-
ven Ausgaben des Staates liegen mit rund 4 ½ Pro-
zent des BIP in jedem Jahr der Programmperiode 
deutlich über dem Niveau vor der Corona-Krise 
(2019: 3,4 Prozent) und dem langjährigen Durch-
schnitt (3,5%).

3	 Investive Staatsausgaben abzüglich Investitionszuschüsse 
durch Institutionen der Europäischen Union.

Tabelle 2: Entwicklung der Staatsquote
- Staatsausgaben in % des BIP -

4.2	 Entwicklung des 
Finanzierungssaldos

Infolge der Corona-Pandemie verzeichnete der 
Staat auch im Jahr  2021 ein Finanzierungsdefizit 

(siehe Tabelle 3). Prozentual war es, mit -3,7  Pro-
zent des BIP, das fünfthöchste Defizit seit der Wie-
dervereinigung, (1995: -9,4 Prozent, 2010: -4,4 Pro-
zent 2020: -4,3 Prozent, 2002: -3,9 Prozent).

Tabelle 3: Entwicklung des gesamtstaatlichen Finanzierungssaldos
- in % des BIP -

2021 2022 2023 2024 2025 2026

Projektion April 2022 51,5 49 ¼ 47 ¾ 48 47 ¾ 47 ¾ 

Projektion April 2021 54 ¾ 49 ½ 48 ½ 48 ¼ 47 ¾ -

Angaben für die Projektionsjahre sind auf ¼ Prozentpunkte des BIP gerundet.

2021 2022 2023 2024 2025 2026

Projektion April 2022 -3,7 -3 ¾ -2 - 1 ¾ -1 - ½ 

Projektion April 2021 -9 -3 -1 ½ - ½ 0 -

Angaben für die Projektionsjahre sind auf ¼ Prozentpunkte des BIP gerundet.
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Das im April  2021 projizierte Defizit für das 
Jahr 2021 lag mit rund 9 Prozent des BIP deutlich 
über dem am 25. Februar 2022 vom Statistischen 
Bundesamt gemeldeten Wert für 2021. Der Unter-
schied resultiert im Wesentlichen aus zwei Fakto-
ren. Zum einen fielen die Steuereinnahmen deut-
lich besser aus als im April  2021 projiziert; zum 
anderen waren die Corona-bedingten Mehrbelas-
tungen auf der Ausgabenseite deutlich geringer als 
noch im April 2021 erwartet. 

Im Jahr  2021 war das Defizit des Bundes sogar 
leicht höher als das gesamtstaatliche Defizit (siehe 

Tabelle 4). Mit -4,0  Prozent des BIP verzeichnete 
der Bund (Kernhaushalt und Extrahaushalte) ein 
höheres Defizit als der Staat insgesamt (-3,7  Pro-
zent). Grund für das geringere gesamtstaatliche 
Defizit war ein leicht positiver Finanzierungs-
saldo bei Ländern und Gemeinden (zusammen 
rund 0,2 Prozent) sowie bei der Sozialversicherung 
(0,1 Prozent). Zu dieser Entwicklung trug vor allem 
bei, dass der Bund die Maßnahmen zur Bekämp-
fung der Folgen der Pandemie im Jahr 2021 weit-
gehend allein finanzierte. 

Tabelle 4: Finanzierungssalden nach staatlichen Ebenen
- in % des BIP -

Für das laufende Jahr wird ein gesamtstaatli-
ches Finanzierungsdefizit von rund 3 ¾  Prozent 
des BIP erwartet. Das im Vergleich zum Vorjahr 
somit annähernd unveränderte Defizit resul-
tiert daraus, dass der Rückgang bei den Einnah-
men (in Prozent des BIP) kompensiert wird durch 
eine geringere Dynamik bei den Ausgaben und 
einen daraus resultierenden Rückgang der Staats-
quote. Im Jahr  2023 wird der Staatshaushalt ein 
Defizit von rund 2  Prozent des BIP aufweisen. 
Die Verbesserung gegenüber dem Vorjahr ergibt 
sich im Wesentlichen aus dem Auslaufen tempo-
rärer Maßnahmen im Zusammenhang mit der 
Bekämpfung der Corona-Pandemie und den Fol-
gen des Ukraine-Krieges. Bis zum Jahr  2026 geht 
das gesamtstaatliche Finanzierungsdefizit auf 
rund ½  Prozent des BIP zurück. Wie bereits im 
Jahr  2021 werden die gesamtstaatlichen Defizite 
im Wesentlichen vom Bund getragen.

Der Effekt aller in der Projektion enthaltenen 
neuen Maßnahmen – im Vergleich zur Projektion 
im Oktober 2021 für die „Deutsche Haushaltspla-
nung  2022“ – auf den gesamtstaatlichen Finan-
zierungssaldo ist in Tabelle 5 dargestellt. Er liegt 
im Jahr 2022 bei -2 ¼ Prozent des BIP. Gleichzei-
tig ergeben sich im Vergleich zur Projektion im 
Oktober 2021 (damals erwartetes Defizit für 2022: 
-3 ¼ Prozent des BIP) gegenläufige Effekte, insbe-
sondere bei den Steuereinnahmen, so dass diese 
Maßnahmen nicht in vollem Umfang zu einer 
Verschlechterung des gesamtstaatlichen Finan-
zierungssaldos führen. In den weiteren Jahren der 
Programmperiode geht die Wirkung dieser Maß-
nahmen sukzessive zurück, auf -½  Prozent des 
BIP im Jahr  2026. Wie bereits im laufenden Jahr 
wird die Wirkung dieser neuen Maßnahmen auf 
den gesamtstaatlichen Finanzierungssaldo zum 
Teil durch gegenläufige Effekte kompensiert.

2021 2022 2023 2024 2025 2026

Bund -4,0 -3 -1 ½ -1 ½ -1 -1

Länder 0,1 - ¼ 0 0 ¼ ¼ 

Gemeinden 0,0 0         0 0 0 ¼ 

Sozialversicherung 0,1 - ¼ - ½ - ½ - ¼ - ¼

Staat insgesamt -3,7 -3 ¾ -2 -1 ¾ -1 - ½

Differenzen sind rundungsbedingt. Angaben für die Projektionsjahre sind auf ¼ Prozentpunkte des BIP gerundet. 
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Tabelle 5: Effekt der in der Projektion enthaltenen neuen Maßnahmen auf den staatlichen 
Finanzierungssaldo1

- in % des BIP -

4.3	 Entwicklung der strukturellen 
Indikatoren

Der staatliche Finanzierungssaldowird von der 
Finanzpolitik in erster Linie durch die Haushalts-
politik, über die Gestaltung von Einnahmen und 
Ausgaben, beeinflusst. Daneben wirkt jedoch 
eine Reihe konjunktureller und außergewöhnli-
cher Faktoren, die zu großen Teilen außerhalb der 
direkten Kontrolle der Regierungen liegen. Um 
die Finanzpolitik bereinigt um diese Faktoren zu 
bewerten, werden daher im europäischen Haus-
haltsüberwachungsverfahren strukturelle Indi-
katoren betrachtet. 

Struktureller Finanzierungssaldo: Mittelfristiges 
Haushaltsziel wird ab 2026 wieder eingehalten

Zur Ermittlung des strukturellen Finanzierungs-
saldos wird der nominale Saldo um konjunktu-
relle Einflussfaktoren und grundsätzlich um Ein-
maleffekte gemäß der EU-einheitlichen Methodik 
bereinigt. Die Maßnahmen zur Bewältigung 
der COVID-19-Pandemie werden jedoch nicht 
als Einmaleffekte berücksichtigt. Diese Vorge-
hensweise folgt dem Vorschlag der Europäischen 

Kommission, alle diese Maßnahmen unter der 
Ausnahmeklausel zu behandeln.4

Auf dieser Basis lag der gesamtstaatliche struktu-
relle Finanzierungssaldo im Jahr 2021 bei -2,1 Pro-
zent des BIP (siehe Tabelle 6). Im Jahr  2022 wird 
das strukturelle Defizit auf rund 3 ½ Prozent des 
BIP steigen. Der Anstieg des strukturellen Defi-
zits – im Vergleich zum annährend konstan-
ten tatsächlichen Finanzierungssaldo – resultiert 
aus einem deutlich geringeren konjunkturell 
bedingten Finanzierungsdefizit infolge des Rück-
gangs der negativen Produktionslücke. Ab dem 
Jahr  2023 setzt die strukturelle Konsolidierung 
des Staatshaushaltes ein, die sich im Wesentlichen 
aus dem Auslaufen der befristeten Maßnahmen 
zur Bekämpfung der COVID-19-Pandemie ergibt. 
Im Durchschnitt der Jahre  2023 bis  2026 wird 
das strukturelle Finanzierungsdefizit des Jah-
res 2022 um ¾ Prozent des BIP pro Jahr abgebaut. 
Im Jahr 2026 kann Deutschland sein mittelfristi-
ges Haushaltsziel von strukturell -0,5 Prozent des 
BIP wieder einhalten. 

4  Europäische Kommission (30. März 2020), „Guidelines for a 
streamlined format of the 2020 Stability and Convergence 
Programmes in light of the COVID-19 outbreak“.

ESVG-Code 2022 2023 2024 2025 2026

Ausgaben insgesamt -1,6 -1,0 -0,8 -0,7 -0,5

Vorleistungen P.2 -0,1 0,0 0,0 0,0 0,0

Subventionen D.3 -0,5 -0,1 -0,1 -0,1 0,0

Monetäre Sozialleistungen D.62 -0,1 0,0 0,1 0,1 0,0

Sonstige laufende Transfers D.7 -0,3 0,0 0,0 0,0 0,0

Investitionszuschüsse D.92 -0,3 -0,3 -0,3 -0,3 0,0

Bruttoanlageinvestitionen P.51g -0,4 -0,5 -0,5 -0,5 -0,5

Einnahmen insgesamt -0,7 -0,2 -0,2 -0,1 -0,1

Produktions- und Importabgaben D.2 -0,1 0,0 0,0 0,0 0,0

Einkommen- und Vermögensteuern D.5 -0,4 -0,2 -0,2 -0,2 -0,1

Nettosozialbeiträge D.61 -0,2 0,0 0,0 0,0 0,0

Saldeneffekt -2 ¼ -1 ¼ -1 -1 - ½ 

1  Siehe Tabelle 18 im Anhang A zum Inhalt der zugrundeliegenden Maßnahmen. 
Ein negatives Vorzeichen bedeutet Mindereinnahmen oder Mehrausgaben. Differenzen sind rundungsbedingt. Angaben zum 
Saldeneffekt sind auf ¼ Prozentpunkte des BIP gerundet. 
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Tabelle 6: Struktureller Finanzierungssaldo im Vergleich zum tatsächlichen Finanzierungssaldo 
sowie zur Entwicklung des BIP

Entwicklung der Staatsausgaben in Abgrenzung 
der Ausgabenregel

Im präventiven Arm des Stabilitäts- und Wachs-
tumspaktes (SWP) wird neben dem mittelfristigen 
Haushaltsziel auch die Entwicklung der Ausga-
ben betrachtet. Die Ausgaben in Abgrenzung der 
Ausgabenregel werden dabei unter anderem um 
Zinsausgaben, die zyklischen Effekte der Arbeits-
marktentwicklung, die um das durchschnittli-
che Investitionsniveau schwankenden Investiti-
onsausgaben, kofinanzierte EU-Programme sowie 
um diskretionäre Maßnahmen auf der Einnah-
menseite bereinigt. Im Rahmen des derzeit ausge-
setzten präventiven Arms des SWP ist allerdings 
auch die Ausgabenregel ausgesetzt.

Die Ausgaben Deutschlands gemäß der Ausga-
benregel wachsen im laufenden Jahr voraussicht-
lich um rund 3 Prozent und somit annähernd so 
stark wie das durchschnittliche nominale Pro-
duktionspotential (siehe Tabelle 7). Dies resul-
tiert unter anderem daraus, dass Veränderungen 
der Steuereinnahmen im Zuge des Entlastungs-
pakets vom 23.  März bei der Berechnung der 
Ausgaben in Abgrenzung der Ausgabenregel 
berücksichtigt werden; die entsprechenden Steu-
ermindereinnahmen im Jahr  2022 erhöhen die 
Ausgaben in Abgrenzung der Ausgabenregel. Im 
Jahr  2023 werden die Ausgaben in Abgrenzung 
der Ausgabenregel nur um ¼  Prozent zuneh-
men. Am Ende der Programmperiode werden 
die Ausgaben in Abgrenzung der Ausgabenre-
gel in geringerem Maße zulegen als das nominale 
Produktionspotential.

Tabelle 7: Ausgabenregel - Projektion der Ausgaben und des Produktionspotentials
- Veränderung gegenüber Vorjahr, in % -

2021 2022 2023 2024 2025 2026

in % des BIP

struktureller Finanzierungssaldo -2,1 -3 ½ - 2 ¼ -2 -1 - ½

tatsächlicher Finanzierungssaldo -3,7 -3 ¾ -2 -1 ¾ -1 - ½

Veränderung in % ggü. Vorjahr

reales BIP 2,9 3,6 2,3 0,8 0,8 0,8

Angaben zum Finanzierungssaldo für die Projektionsjahre sind auf ¼ Prozentpunkte des BIP gerundet.

2021 2022 2023 2024 2025 2026

Ausgaben in Abgrenzung der Ausgabenregel 7,5 3 ¼ 2 ¾ 2 ¼ 2 ½ 

Nominales BIP-Potentialwachstum 
(gleitender 10-Jahresdurchschnitt)

2,6 3,2 3,2 3,1 3,1 3,1

Angaben für die Projektionsjahre zu den Ausgaben sind auf ¼ Prozentpunkte des BIP gerundet. 
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4.4	 Sensitivität der Projektion des 
Finanzierungssaldos

Sensitivitätsanalysen können Hinweise darauf 
geben, wie sich eine projizierte Entwicklung unter 
geänderten Rahmenbedingungen verhält. Die 
modellhafte Analyse zur BIP- und Zinssatz-Sen-
sitivität des Finanzierungssaldos berücksichtigt 
dabei, dass sich die zugrundeliegenden gesamt-
wirtschaftlichen Annahmen verändern können. 
Es werden für jede Sensitivitätsanalyse zwei Alter-
nativszenarien betrachtet. Alle weiteren Annah-
men bleiben unverändert. Bei der BIP-Sensitivi-
tätsanalyse wird unterstellt, dass Einnahmen und 
Ausgaben des Staatshaushalts entsprechend ihrer 

langjährigen Elastizität auf die BIP-Szenarien 
reagieren. Dabei wird die bei der europäischen 
Haushaltsüberwachung verwendete Budgetsemi-
elastizität genutzt.

Wenn der BIP-Zuwachs jährlich um einen hal-
ben Prozentpunkt höher ausfiele als in der Jahres-
projektion der Bundesregierung (Basisszenario), 
wäre der gesamtstaatliche Finanzierungssaldo 
im Jahr  2025 bereits wieder ausgeglichen (siehe 
Tabelle 8). Im zweiten Alternativszenario mit der 
um einen halben Prozentpunkt geringeren BIP-
Entwicklung läge das gesamtstaatliche Finan-
zierungsdefizit auch im Jahr  2026 noch über der 
Obergrenze von -½ Prozent des BIP.

Tabelle 8: BIP-Sensitivität der Projektion des staatlichen Finanzierungssaldos
- Finanzierungssaldo in % des BIP -

Wenn der Zinssatz um jährlich 50 Basispunkte 
höher ausfiele als im Basisszenario, würde das 
gesamtstaatliche Finanzierungsdefizit in der Pro-
grammperiode um bis zu ¼ Prozentpunkt des 
BIP pro Jahr höher ausfallen (siehe Tabelle 9). Im 

zweiten Alternativszenario, mit einem um 50 
Basispunkte geringeren Zinssatz, läge das gesamt-
staatliche Finanzierungsdefizit in der Programm-
periode um bis zu ¼ Prozentpunkt des BIP pro Jahr 
unter den Projektionswerten im Basisszenario.

Tabelle 9: Zinssatz-Sensitivität der Projektion des staatlichen Finanzierungssaldos
- Finanzierungssaldo in % des BIP -

2021 2022 2023 2024 2025 2026

BIP-Entwicklung gemäß

 - Basisszenario -3,7 -3 ¾ -2 -1 ¾

-1

- ½

 - Alternativszenarien ggü. Basisszenario

reales BIP - ½ %-Punkt p.a. -4 -2 ½ -2 ½ -2 -1 ¾ 

reales BIP + ½ %-Punkt p.a. -3 ½ -1 ½ -1 0 ½ 

Angaben für die Projektionsjahre sind auf ¼ Prozentpunkte des BIP gerundet. 

2021 2022 2023 2024 2025 2026

Zins-Entwicklung gemäß

- Basisszenario -3,7 -3 ¾ -2 -1 ¾ -1 - ½

- Alternativszenarien ggü. Basisszenario

Zinssatz +50 Basispunkte p.a. -3 ¾ -2 -2 - ¾

Zinssatz -50 Basispunkte p.a. -3 ¾ -1 ¾ -1 ½ - ¾ - ½

Angaben für die Projektionsjahre sind auf ¼ Prozentpunkte des BIP gerundet. 
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4.5	 Entwicklung des Schuldenstands

In den Jahren  2013 bis  2019 ging die Schuldens-
tandsquote (Schuldenstand in  Prozent des BIP) 
kontinuierlich zurück. Zum Ende des Jahres 2019 
betrug der Schuldenstand 58,9  Prozent. Damit 
wurde der Referenzwert des Maastricht-Vertrags 
von 60 Prozent erstmals seit dem Jahr 2002 wieder 
unterschritten. Der Rückgang der Schuldenstands-
quote in den Jahren vor Ausbruch der Corona-Pan-
demie hat dazu beigetragen, auf die Herausforde-
rungen durch die Corona-Pandemie entschlossen 
und kraftvoll reagieren zu können, ohne die Stabi-
lität des Staatshaushalts zu gefährden. Infolge der 
Maßnahmen zur Bewältigung der Pandemie stieg 
die Schuldenstandsquote, auf 68,7 Prozent des BIP 
im Jahr 2020 und dann 69,3 Prozent zum Ende des 
Jahres 2021 (siehe Tabelle 10).

Im Jahr  2022 wird die Schuldenstandsquote auf 
rund 66 ¾  Prozent des BIP zurückgehen. Dass 
trotz des hohen gesamtstaatlichen Budgetdefi-
zits ein Rückgang der Schuldenquote erreicht 
wird, ergibt sich im Wesentlichen aus zwei Effek-
ten: Zum einen überstieg die Kreditaufnahme am 
Kapitalmarkt im Jahr  2021 aufgrund der unsi-
cheren Haushaltssituation den kassenmäßigen 
Bedarf, was die Neuverschuldung im Jahr  2022 
vermindert, zum anderen verringert der erwar-
tete hohe nominale BIP-Zuwachs im Jahr  2022 
(+6,6  Prozent) für sich betrachtet die Schulden-
quote deutlich. Für das Ende der Programmperi-
ode wird ein Rückgang der Schuldenstandsquote 
auf 64 ½ Prozent des BIP erwartet.

Tabelle 10: Entwicklung der gesamtstaatlichen Schuldenstandsquote
- Schuldenstand in % des BIP -

2021 2022 2023 2024 2025 2026

Projektion April 2022 69,3 66 ¾ 65 ¾ 65 ¾ 65 64 ½ 

Projektion April 2021 74 ½ 74 73 ¼ 72 69 ¼ -

Angaben für die Projektionsjahre sind auf ¼ Prozentpunkte des BIP gerundet. 
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5.	Langfristige Tragfähigkeit und Qualität der 
öffentlichen Finanzen 

5.1	 Herausforderungen für die 
Tragfähigkeit der öffentlichen 
Finanzen 

Der demografische Wandel stellt eine zentrale 
Herausforderung für die langfristige Tragfähig-
keit der öffentlichen Finanzen dar. In den kom-
menden Jahren wird die Anzahl an Rentnerin-
nen und Rentnern stark steigen. Grund hierfür ist 
der Eintritt der besonders geburtenstarken Jahr-
gänge (1955-1969) in das Rentenalter. Obwohl mit 
verschiedenen Rentenreformen Vorsorge für eine 
intergenerationale Lastenteilung getroffen wurde, 
werden die altersabhängigen öffentlichen Ausga-
ben in Relation zum BIP deutlich ansteigen.

Einen Anhaltspunkt für die finanziellen Belas-
tungen aus der voranschreitenden Alterung gibt 
der Altenquotient. Dieser misst die zahlenmä-
ßige Relation zwischen Personen im Rentenal-
ter (67+ Jahre) und Personen im erwerbsfähigen 
Alter (20 bis 66 Jahre). Der Quotient zeigt somit, 
für wie viele Menschen im Rentenalter diejenigen 
im Erwerbsalter im weitesten Sinne sorgen müs-
sen – bspw. finanziell durch Beiträge zur Renten- 
und Pflegeversicherung. Lag der Altenquotient im 
Jahr 2000 noch bei rund 22 Senioren pro 100 Per-
sonen im Erwerbsalter, so stand er im Jahr 2021 bei 
rund 32 (siehe Abbildung 6). 

In den kommenden Jahren wird der Altenquo-
tient nach der 4. koordinierten Bevölkerungs-
vorausberechnung weiter ansteigen und im 
Jahr 2040 rund 47 erreichen. In den folgenden Jah-
ren bis  2060 wird der Altenquotient dann etwas 
moderater ansteigen, bis auf rund 50. Grund für 
den Anstieg des Altenquotienten sind zwei gegen-
läufige Trends in der Bevölkerungszusammen-
setzung: ein zahlenmäßiger Anstieg der Perso-
nen im Rentenalter, der auch durch eine steigende 
Lebenserwartung bedingt ist, sowie ein Rückgang 
der Personenzahl im erwerbsfähigen Alter, weil 
Geburten und Zuzüge den Abgang der Erwerbstä-
tigen in den Ruhestand nicht vollumfänglich aus-
gleichen. So geht das Statistische Bundesamt in 
seinen Bevölkerungsvorausberechnungen davon 
aus, dass zwischen  2020 und  2035 die Zahl der 
über 67-jährigen um 22  Prozent von 16  Mio. auf 
voraussichtlich 20 Mio. steigen wird. In den Jahr-
zehnten danach, bis 2060, wird die Zahl der über 
67-jährigen relativ konstant bleiben. Die Zahl der 
Erwerbsfähigen wird im Zeitraum zwischen 2020 
und  2035 mindestens um rund 12  Prozent von 
52 Mio. auf voraussichtlich 46 Mio. sinken. Dieser 
Trend setzt sich ab Mitte der  2040er Jahre weiter 
fort, sodass die Zahl der erwerbsfähigen Personen 
bis 2060 auf voraussichtlich 43 Mio. absinkt.
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Neben einem Anstieg der altersabhängigen Aus-
gaben des Staates wirkt sich der demografische 
Wandel auch auf das Wachstum des gesamtwirt-
schaftlichen Produktionspotenzials aus. So dürfte 
das Wachstum des Produktionspotenzials nach 
Schätzungen der Bundesregierung im Zeitraum 
bis zum Jahr  2026 auf 1,0  Prozent zurückgehen. 
Ursache hierfür ist vor allem der maßgeblich auf-
grund des Rückgangs des Erwerbstätigenpoten-
zials abnehmende und im mittelfristigen Projek-
tionszeitraum negative Wachstumsbeitrag des 
Faktors Arbeit (siehe Abbildung  7). In der Folge 
könnten nicht nur die altersabhängigen Ausgaben 
des Staates in Relation zum BIP tendenziell stärker 
steigen, sondern auch die Einnahmen des Staates 
in Zukunft langsamer wachsen. 

Dem Anstieg der demografiebedingten staatli-
chen Ausgaben sowie dem projizierten Rückgang 
des Potenzialwachstums lässt sich durch eine 

zukunftsgerichtete und wachstumsorientierte 
Finanz- und Wirtschaftspolitik entgegenwirken. 
Maßnahmen zur Förderung des Arbeitskräfte-
angebots, zur Verbesserung der Leistungspoten-
ziale der erwerbstätigen Personen sowie zur Stei-
gerung der volkswirtschaftlichen Produktivität 
– insbesondere durch verstärkte öffentliche und 
private Investitionstätigkeit – sind nur ein Teil 
dieser ermöglichenden finanz- und wirtschafts-
politischen Agenda. Ein weiterer Bestandteil sind 
Reformen und Maßnahmen zur nachhaltigen 
finanziellen Festigung unseres Sozialversiche-
rungssystems. Diese Maßnahmen wirken sich 
positiv auf die Solidität und langfristige Tragfä-
higkeit der öffentlichen Finanzen aus.

Demografische Entwicklung in Deutschland

Quelle: Statistisches Bundesamt, 14. koordinierte Bevölkerungsvorausberechnung (Hauptvariante 2, G2L2W2)
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5.2	 Staatliche Einnahmen und 
Ausgaben in der langfristigen 
Perspektive

Um die langfristige Tragfähigkeit der öffentlichen 
Finanzen in Deutschland finanzpolitisch bewer-
ten und sich im Zeitablauf aufbauende Hand-
lungsbedarfe abschätzen zu können, sind umfas-
sende Projektionen der zukünftigen staatlichen 
Einnahmen und Ausgaben nötig. Mit dem einmal 
pro Legislaturperiode veröffentlichten Tragfähig-
keitsbericht hat das BMF zuletzt  2020 eine der-
artige Projektion und Analyse der langfristigen 
Tragfähigkeit vorgelegt.

Die darin enthaltenen Projektionen der Einnah-
men und Ausgaben beruhen auf differenzierten 
Annahmen zur langfristigen Entwicklung demo-
grafischer und makroökonomischer Größen, wie 

der Bevölkerungsentwicklung und -alterung, 
der Erwerbsbeteiligung und der Beschäftigung 
sowie des Wirtschaftswachstums. Für die öffent-
lichen Einnahmen und die nicht demografiebe-
dingten Ausgaben wird angenommen, dass diese 
sich mit der Wachstumsrate des BIP entwickeln. 
Unter den zusätzlichen Annahmen, dass im Pro-
jektionszeitraum keine weiteren einnahme- und 
ausgabenrelevanten Politikmaßnahmen erfol-
gen („no-policy-change“) zeigen die Projektio-
nen der demografiebedingten Ausgaben einen 
sich möglicherweise im Zeitablauf ergebenden 
Handlungsbedarf.

Der letzte Tragfähigkeitsbericht wurde kurz 
vor Ausbruch der Corona-Pandemie verfasst 
und im  März  2020 veröffentlicht. Die Folgen 
der Corona-Pandemie spiegeln sich daher nicht 
in den Ergebnissen des Berichts wider. An den 

Entwicklung des deutschen Produktionspotenzials 2015-2026
in Prozentpunkten

Quelle: Jahresprojektion 2022 der Bundesregierung
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grundsätzlichen Dynamiken der im Tragfähig-
keitsbericht angezeigten demografiebedingten 
Ausgabenanstiege dürfte die Corona-Pandemie 
allerdings wenig ändern. 

Die Ergebnisse des Tragfähigkeitsberichts zei-
gen, dass in der mittleren und langen Frist insbe-
sondere die Ausgaben für Gesundheit, Pflege und 
Alter in Relation zum Bruttoinlandsprodukt über-
proportional steigen. Sie verdeutlichen zudem, 
dass die Entwicklung der Erwerbstätigkeit für die 
Ausgabendynamik und damit für die Tragfähig-
keit der öffentlichen Finanzen von maßgeblicher 
Bedeutung ist. Beispielsweise hat die gute Ent-
wicklung der Erwerbstätigkeit im vergangenen 
Jahrzehnt dazu beigetragen, dass vormals proji-
zierte Beitragssatzerhöhungen insbesondere der 
Rentenversicherung vermieden werden und sogar 
Beitragssatzsenkungen realisiert werden konnten. 
So liegt der Beitragssatz zur Rentenversicherung 
aktuell mit 18,6  Prozent um 1,3 Prozentpunkte 
niedriger als im Jahr 2010. 

Die Ergebnisse des Tragfähigkeitsberichts unter-
streichen die Bedeutung einer ermöglichenden 
Finanz- und Wirtschaftspolitik, die durch ziel-
gerichtete, investive und innovationsfördernde 
Maßnahmen das gesamtwirtschaftliche Produk-
tionspotenzial erhöht und zusätzliche Beschäf-
tigungsmöglichkeiten schafft. Das bildet die 
Grundlage für nachhaltiges volkswirtschaftliches 
Wachstum und sichert somit die langfristige Trag-
fähigkeit der öffentlichen Finanzen. 

5.3	 Maßnahmen zur Sicherung der 
langfristigen Tragfähigkeit

Die langfristige Tragfähigkeit der öffentlichen 
Finanzen ist sichergestellt, wenn der Staat sei-
nen finanziellen Verpflichtungen dauerhaft nach-
kommen kann. Die Einhaltung dieses Grundsat-
zes wird durch die in der Verfassung verankerte 
Schuldenregel unterstützt. Es ist daher erklär-
tes Ziel der Bundesregierung im Jahr 2023 – nach 
Überwindung der Corona-Krise – wieder die Kre-
ditobergrenze der Schuldenregel einzuhalten.

Im noch von der Pandemie geprägten Jahr  2022 
sichert die Bundesregierung mit ihren Hilfspro-
grammen und den im Konjunkturprogramm 
angelegten kurzfristigen konjunkturellen Maß-
nahmen weiterhin den Erhalt der produkti-
ven Substanz der Volkswirtschaft. Das bildet 
die Grundlage für eine schnelle wirtschaftliche 
Erholung von der Krise und für eine erfolgreiche 
Bewältigung der bevorstehenden Transformati-
onsprozesse der deutschen Volkswirtschaft, die 
durch Maßnahmen des Zukunftspakets gezielt 
unterstützt werden. Schlussendlich wird so auch 
der Grundstein für die langfristige Tragfähigkeit 
der öffentlichen Finanzen gelegt.

Jenseits des formalen Regelwerks der Schulden-
bremse existieren zahlreiche politische Ansatz-
punkte zur Sicherung der langfristigen Trag-
fähigkeit. Diese setzen sowohl bei staatlichen 
Einnahmen als auch bei öffentlichen Ausgaben 
an und erstrecken sich über verschiedene Politik-
bereiche: von der Finanz- und Wirtschaftspolitik 
über die Renten-, Gesundheits- und Pflegepolitik 
bis hin zur Familien- und Bildungspolitik. Darü-
ber hinaus schließen sie Maßnahmen zur Stärkung 
des Arbeitsmarkts und zur Steigerung der gesamt-
wirtschaftlichen Produktivität ein, sowie zur Ver-
besserung der wirtschaftlichen Leistungsfähig-
keit und Ausweitung der innovationsfördernden 
und investiven Kapazitäten der Volkswirtschaft. 

Die Bundesregierung erachtet dabei das produk-
tivitätssteigernde Potenzial der Digitalisierung 
– insbesondere in der öffentlichen Verwaltung – 
als eine zentrale Grundlage für künftiges Wachs-
tum. Durch eine zeitnahe flächendeckende Ver-
sorgung mit Glasfaser sowie dem weiteren Ausbau 
der Mobilfunknetze wird die Bundesregierung 
die Bedingungen für erfolgreiches Wirtschaften 
verbessern. Die breit angelegte Investitionsoffen-
sive der Bundesregierung in weiteren wichtigen 
Zukunftsbereichen – neben der Digitalisierung 
gerade auch Klimaneutralität sowie Bildung und 
Forschung – ermöglicht langfristige Planungssi-
cherheit und schafft gute Rahmenbedingungen, 
damit Unternehmen ihre Wachstumspotenziale 
voll ausschöpfen können. 
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Mit Blick auf das Sozialversicherungssystem liegen 
zentrale Ansatzpunkte zur Bewältigung der Trag-
fähigkeitsrisiken darin, das Arbeitskräftepoten-
zial insbesondere von Frauen, Älteren und Zuge-
wanderten zu fördern, die Nettozuwanderung 
dauerhaft zu erhöhen und die Qualifikationen der 
erwerbstätigen und erwerbsfähigen Gesellschaft 
zu verbessern. Die Stärkung der kapitalgedeckten 
Altersvorsorge als Ergänzung der umlagefinan-
zierten gesetzlichen Rente kann einen Beitrag zur 
Sicherung des Rentenniveaus und -beitragssatzes 
liefern.

Der Arbeitsmarkt ist für die langfristige Solidität 
der öffentlichen Finanzen von hervorgehobener 
Bedeutung. Aufgrund der demografischen Alte-
rung gilt es auch hier eine Reihe von Herausforde-
rungen zu bewältigen. Insofern ist es ein erklärtes 
Ziel der Bundesregierung, durch gezielte Maßnah-
men dem gegenwärtig prognostizierten Rückgang 
der Wachstumsbeiträge des Faktors Arbeit beim 
gesamtwirtschaftlichen Produktionspotenzial 
entgegenzuwirken.

Gut ausgebildete Fachkräfte sind essentiell für 
den Erfolg der deutschen Wirtschaft. Eine ent-
sprechend vorausschauende Fachkräftesicherung 
ist daher entscheidend für den künftigen Wohl-
stand. Das Zusammenwirken von Digitalisierung, 
demografischem Wandel und Dekarbonisierung 
führt zu einer strukturellen Veränderung der 
Arbeitsnachfrage, die nach Branchen und Regio-
nen variiert. Hinzu kommen weiterhin die beson-
deren Herausforderungen der Corona-Pande-
mie. Um diesen Herausforderungen zu begegnen 
wird die Bundesregierung ihre Fachkräftestra-
tegie weiterentwickeln. Im Vordergrund stehen 
dabei eine höhere Erwerbsbeteiligung von Frauen 
und älteren Erwerbspersonen, ein neuer Schub 
für berufliche Aus-, Fort- und Weiterbildung, 
mehr Fachkräfteeinwanderung sowie attrakti-
vere Arbeitsbedingungen in den Bereichen, in 
denen ein Mangel an Fachkräften herrscht oder 
absehbar ist. Mit der konsequenten Fortsetzung 
und Weiterentwicklung der Nationalen Weiterbil-
dungsstrategie unterstreicht die Bundesregierung 
zusätzlich die Bedeutung von Weiterbildung und 

Qualifizierung, um die Beschäftigungsfähigkeit 
der Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer sowie 
die Wettbewerbsfähigkeit der Unternehmen zu 
erhalten.

Darüber hinaus möchte die Bundesregierung 
die Eigenverantwortlichkeit von Menschen in 
Arbeitslosigkeit und in der Grundsicherung für 
Arbeitsuchende (SGB II) weiter fördern. Ein beson-
deres Augenmerk liegt dabei auf der Unterstüt-
zung bei der persönlichen Planung einer langfris-
tigen Erwerbstätigkeitsperspektive. Deshalb soll 
nach dem Koalitionsvertrag die Förderung von 
Grundkompetenzen auch losgelöst von berufs-
abschlussbezogenen Weiterbildungsmaßnahmen 
erfolgen können, um die Beschäftigungsfähig-
keit zu verbessern. Für Menschen in Arbeitslosig-
keit und Grundsicherung ist die Förderung voll-
qualifizierender Ausbildungen bei der beruflichen 
Weiterbildung unabhängig von ihrer Dauer vor-
gesehen. Bei der abschlussbezogenen beruflichen 
Weiterbildung sollen SGB II- und SGB III-Leis-
tungsberechtigte ein zusätzliches monatliches 
Weiterbildungsgeld von 150 Euro erhalten; auch 
soll der Vermittlungsvorrang im SGB II abge-
schafft werden. Darüber hinaus soll künftig nach 
einer Weiterbildung mindestens ein Anspruch auf 
drei Monate Arbeitslosengeld bestehen.

Die demografische Entwicklung des kommenden 
Jahrzehnts stellt insbesondere für den Bereich der 
Rente eine große Herausforderung dar. Die nach-
haltige Finanzierung der gesetzlichen Rente und 
das Vertrauen auf eine ausreichende Alterssiche-
rung sind in Einklang zu bringen. So trägt bei-
spielsweise die bis 2031 sich vollziehende schritt-
weise Anhebung der Regelaltersgrenze auf 67 
Jahre zum intergenerativen Ausgleich zwischen 
Beitragszahlern und Rentenbeziehern bei.

Der Rentenversicherungsbericht  2021 (RVB  2021) 
verdeutlicht, dass die Finanzen der Gesetzlichen 
Rentenversicherung (GRV) trotz der anhalten-
den wirtschaftlichen Folgen der COVID-19-Pan-
demie gegenwärtig noch gut aufgestellt sind. 
Dabei spielte insbesondere auch das Instrument 
der Kurzarbeit eine Rolle, mit dem Entlassungen 
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verhindert und größere Einkommenseinbußen 
bei den Beschäftigten vermieden wurden. Ende 
des Jahres  2021 wurde im aktuellen RVB eine 
Nachhaltigkeitsrücklage in Höhe von 37,2  Mrd. 
Euro, bzw. 1,6 Monatsausgaben, geschätzt. 

Eine gute und verlässliche Rente nach vielen Jah-
ren Arbeit ist für die Beschäftigten wichtig. Daher 
sieht der Koalitionsvertrag vor, die gesetzliche 
Rente zu stärken und das Mindestrentenniveau 
von 48 Prozent (Definition vor der kürzlich durch-
geführten Statistikrevision) dauerhaft zu sichern. 
In dieser Legislaturperiode steigt der Beitrags-
satz nicht über  20 Prozent. Zudem werden Ver-
besserungen für Erwerbsminderungsrentner und 
-rentnerinnen im Bestand umgesetzt. Es wird 
keine Rentenkürzungen und keine weitere Anhe-
bung des gesetzlichen Renteneintrittsalters geben.

Zur nachhaltigen Finanzierung der GRV hat sich 
die Bundesregierung dazu entschlossen, den 
Nachholfaktor in der Rentenberechnung wieder-
einzuführen. Mit dem Wiedereinsetzen des Nach-
holfaktors wird dafür gesorgt, dass die nicht vor-
genommene Rentenminderung des vergangenen 
Jahres mit der Rentenerhöhung verrechnet wird 
und damit die Generationengerechtigkeit gewahrt 
bleibt. Mit einer Schutzklausel wird sichergestellt, 
dass in der Zeit bis zum 1.  Juli  2025 das Renten-
niveau von 48 Prozent nicht unterschritten wird. 
Ab dem Jahr 2023 würden sich nach dem Entwurf 
des Rentenanpassungsgesetzes geringere Renten-
ausgaben und mit der Glättung des Nachhaltig-
keitsfaktors ein deutlich gleichmäßigerer Verlauf 
der Rentenanpassungen ergeben. Zur langfristi-
gen Stabilisierung von Rentenniveau und -bei-
tragssatz soll die Finanzierung der GRV um eine 
teilweise Kapitaldeckung ergänzt werden. Diese 
soll als dauerhafter Fonds von einer unabhängi-
gen öffentlich-rechtlichen Stelle professionell ver-
waltet und global angelegt werden. Hierfür sind 
im Koalitionsvertrag als Kapitalstock 10 Mrd. Euro 
vorgesehen. 

Die Koalitionsparteien wollen die betriebliche 
Altersversorgung stärken. Für die private Alters-
vorsorge sehen sie eine grundlegende Reform des 

bisherigen Systems vor. Zum einen soll ein öffent-
lich verantworteter Fonds geprüft werden, der 
Altersvorsorgenden ein effektives und kosten-
günstiges Angebot mit Abwahlmöglichkeit unter-
breitet. Zum anderen soll die gesetzliche Aner-
kennung privater Anlageprodukte mit höheren 
Renditen als bisherige Produkte der Riester-Rente 
geprüft und die Förderung auf untere Einkom-
mensgruppen ausgerichtet werden. Es gilt ein 
Bestandschutz für laufende Riester-Verträge.

Die  2017 eingeführte Flexi-Rente soll durch bes-
sere Beratung einen höheren Bekanntheitsgrad 
erlangen. Zudem soll die Regelung zum Hinzu-
verdienst bei vorzeitigem Rentenbezug entfristet 
werden. Gemeinsam mit den Sozialpartnern soll 
in einen gesellschaftlichen Dialogprozess darü-
ber eingetreten werden, wie Wünsche nach einem 
längeren Verbleib im Arbeitsleben einfacher ver-
wirklicht werden können. Dabei sollen insbe-
sondere ein flexibler Renteneintritt nach skandi-
navischem Vorbild und die Situation besonders 
belasteter Berufsgruppen in die Diskussion mit 
einbezogen werden. 

Um die Altersabsicherung von Selbstständigen 
zu verbessern, wird für neue Selbstständige eine 
obligatorische Alterssicherung mit Wahlfreiheit 
eingeführt. Selbstständige werden demnach in 
der gesetzlichen Rentenversicherung versichert, 
sofern sie nicht im Rahmen eines einfachen und 
unbürokratischen Opt-Outs ein privates Vorsor-
geprodukt wählen.

Mit der zum 1.  Januar 2021 eingeführten Grund-
rente wird die Lebensarbeitsleistung von Men-
schen anerkannt, die langjährig in der gesetzlichen 
Rentenversicherung mit einem unterdurch-
schnittlichen Einkommen pflichtversichert 
waren, Kinder erzogen oder nicht erwerbsmäßig 
gepflegt haben. Dadurch wird das Vertrauen in die 
gesetzliche Rentenversicherung als zentrale Säule 
der Altersvorsorge gestärkt. Rentnerinnen und 
Rentner, bei denen mindestens 33 Jahre Grund-
rentenzeiten vorliegen und die durchschnittliche 
Beitragsleistung bestimmte Höchstgrenzen nicht 
übersteigt, können nach Einkommensprüfung 
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einen individuell berechneten Grundrentenzu-
schlag zur Rente erhalten. Der Bundeszuschuss 
wurde im Jahr 2021 um 1,4 Mrd. Euro erhöht und 
danach gemäß den gesetzlichen Vorschriften 
fortgeschrieben.

Für das Vertrauen in die Absicherung im Alter ist 
es wichtig, dass Bürgerinnen und Bürger Infor-
mationen über die Höhe erworbener Ansprüche 
aus der gesetzlichen, betrieblichen und privaten 
Altersvorsorge erhalten können. Dies ermöglicht 
es Bürgerinnen und Bürgern, informierte Ent-
scheidungen über ihre Altersvorsorge zu treffen, 
die zu ihren Lebensumständen passen. Deshalb 
arbeitet seit dem Inkrafttreten des Rentenüber-
sichtsgesetzes (RentÜG) am 18.  Februar  2021 die 
im RentÜG beauftragte Zentrale Stelle für die 
Digitale Rentenübersicht bei der Deutschen Ren-
tenversicherung Bund (DRV Bund) an der Umset-
zung einer Digitalen Rentenübersicht. Die erste 
Pilotphase soll noch im Jahr  2022, beginnen; der 
Start des Regelbetriebs ist frühestens zum Ende 
des Jahres 2023 geplant.

Im Bereich der Betriebsrenten steigt die Attrakti-
vität der Entgeltumwandlung für Arbeitnehme-
rinnen und Arbeitnehmer, weil im Jahr  2022 ein 
Arbeitgeberzuschuss zur Entgeltumwandlung in 
Höhe von 15 Prozent des umgewandelten Gehalts 
verpflichtend wird.

Mit Blick auf die langfristige Tragfähigkeit sind 
darüber hinaus Reformen des Systems der GKV 
wichtig. Der Koalitionsvertrag sieht eine sta-
bile und verlässliche Finanzierung der GKV 
sowie die Anhebung der ALG-II-Beitragspau-
schale des Bundes und die regelhafte Dynamisie-
rung des Bundeszuschusses vor. Zur Steigerung 
von Effizienz und Tragfähigkeit sind auch ausga-
benseitige Reformmaßnahmen geplant. Hierzu 
gehören u. a. die im Koalitionsvertrag vorgese-
hene Regierungskommission, die eine Reform 
der Krankenhausplanung entlang der Kriterien 
Erreichbarkeit und demografische Entwicklung 
erarbeiten soll, die Förderung sektorübergreifen-
der Versorgung sowie die Stärkung der Möglich-
keiten der Krankenkassen zur Begrenzung von 

Arzneimittelpreisen. Auch für die soziale Pflege-
versicherung sieht der Koalitionsvertrag umfas-
sende Maßnahmen zur langfristigen Stabilisie-
rung der Finanzierung vor. Unter anderem soll 
hierfür der Beitragssatz zur sozialen Pflegeversi-
cherung moderat angehoben werden. Neben wei-
teren Maßnahmen sollen im Bereich der ambu-
lanten Pflege Leistungen wie die Kurzzeit- und 
Verhinderungspflege zu einem flexiblen Entlas-
tungsbudget zusammengefasst werden.

Die Zuwanderung von Arbeitskräften und deren 
Verbleib in Deutschland ist ein wichtiger Fak-
tor zur Bewältigung des Fachkräftemangels, der 
demografischen Alterung und der damit verbun-
denen Herausforderung für die sozialen Siche-
rungssysteme. Neben der Erhöhung der Trans-
parenz von Einwanderungskriterien, könnte der 
weitere Ausbau von Vermittlungsabsprachen der 
Bundesagentur für Arbeit vielversprechend sein, 
wonach die Zuwanderung in Kooperation mit den 
Herkunftsländern abgestimmt wird. Insbeson-
dere Ausbildungsbetriebe und der Pflegebereich 
könnten davon profitieren. Gelungene und dauer-
hafte Zuwanderung und Integration wirken sich 
schlussendlich positiv auf die langfristige Tragfä-
higkeit der öffentlichen Finanzen aus. 

Ein weiterer wichtiger Ansatzpunkt zur Stabi-
lisierung des Sozialversicherungssystems und 
damit zur Reduzierung der Tragfähigkeitsrisi-
ken ist die Erhöhung der Frauenerwerbstätigkeit. 
Die Erwerbstätigenquote von Frauen mit Kindern 
unter 18 Jahren ist bereits von rund 66,7 Prozent 
in  2009 auf rund 74,7  Prozent in  2019 gestiegen. 
Trotzdem stehen Frauen mit Kindern weiterhin 
seltener im Arbeitsleben als Männer in derselben 
familiären Situation. Die Bundesregierung hat 
es sich zum Ziel gesetzt, noch bestehende Hür-
den abzubauen, die einer höheren Erwerbstätig-
keit sowie der Ausweitung der Arbeitsstunden 
von Frauen im Wege stehen. Aus Sicht der Bun-
desregierung bleibt hierfür der prioritäre und 
wirkungsvollste Ansatz die Verbesserung der 
Rahmenbedingungen für eine partnerschaftli-
che Vereinbarkeit von Familie und Beruf. Hierzu 
zählt insbesondere auch der verstärkte Ausbau der 
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Kindertagesbetreuung. Außerdem wird ab dem 
Jahr  2026 schrittweise ein Rechtsanspruch auf 
Ganztagsbetreuung für Grundschulkinder ein-
geführt. Zur Umsetzung dieses Rechtsanspruchs 
stellt der Bund den Ländern über das Sonder-
vermögen „Ausbau ganztägiger Bildungs- und 
Betreuungsangebote für Kinder im Grundschul-
alter“ Finanzhilfen von insgesamt bis zu 3,5 Mrd. 
Euro für den Ausbau der Betreuungsinfrastruktur 
zur Verfügung. Das erste Investitionsprogramm 
wurde Ende 2020 gestartet. Um den zusätzlichen 
Belastungen der Länder (einschließlich ihrer Kom-
munen) infolge des Rechtsanspruchs Rechnung 
zu tragen, ist zudem eine Änderung der vertika-
len Umsatzsteuerverteilung zugunsten der Länder 
vorgesehen, von 135 Mio. Euro in 2026 stufenweise 
ansteigend auf 1,3 Mrd. Euro pro Jahr ab 2030.

Bildung und Qualifizierung beginnen im früh-
kindlichen Alter und erstrecken sich auf das 
gesamte Erwerbsleben. Nicht zuletzt mit Blick auf 
die zu erwartende demografische Entwicklung 
und den prognostizierten Rückgang der Wachs-
tumsbeiträge des Faktors Arbeit beim gesamtwirt-
schaftlichen Produktionspotenzial sind deshalb 
weitere Verbesserungen im Bereich der schuli-
schen Bildung sowie der Aus- und Weiterbildung 
von wesentlicher Bedeutung. Die zukunftsfähige 
Qualifikation Erwerbstätiger erfordert ein leis-
tungsfähiges Bildungssystem mit guten Schulen, 
einer fundierten beruflichen Bildung und konkur-
renzfähiger Hochschulbildung. Ein wichtiges Ziel 
der Bundesregierung ist es dabei, die Bildungsge-
rechtigkeit zu erhöhen und die Bildungschancen 
von Kindern und Jugendlichen unabhängig von 
der sozialen Lage ihrer Eltern zu machen. Auch 
die Ausbildungsförderung (BAföG und AFBG) soll 
reformiert werden. Darüber hinaus soll mit einer 
Exzellenzinitiative Berufliche Bildung die Attrak-
tivität und Innovationskraft der beruflichen Aus- 
und Fortbildung weiter gestärkt werden. 

5.4	 Maßnahmen zur Steigerung 
von Wirksamkeit und Effizienz 
öffentlicher Einnahmen und 
Ausgaben 

Um die langfristige Tragfähigkeit der öffentlichen 
Finanzen zu sichern, wird die Effektivität und Effi-
zienz staatlicher Ausgaben und Einnahmen regel-
mäßig überprüft. Im Vordergrund steht dabei, die 
Ziel- und Wirkungsorientierung der öffentlichen 
Haushalte zu erhöhen und so zusätzliche finanz-
politische Spielräume zu eröffnen. 

Die Bundesregierung führt seit  2015 einnahme- 
und ausgabeseitige Haushaltsanalysen – soge-
nannte Spending Reviews – durch. Damit werden 
ausgewählte Maßnahmen, Themenfelder oder 
Querschnittsaufgaben der Verwaltung dahin-
gehend untersucht, ob die mit ihnen verbunde-
nen Ziele erreicht werden (Effektivität) und ob 
dies wirtschaftlich erfolgt (Effizienz). Spending 
Reviews erhöhen die Transparenz der eingesetz-
ten Mittel, verbessern deren Wirkungsorientie-
rung und dienen der Repriorisierung von Ausga-
ben sowie der Schaffung von Spielräumen für neue 
Maßnahmen sowohl auf der Einnahmen- als auch 
auf der Ausgabenseite. Seit ihrer Einführung 2015 
wurden sechs Spending Review-Zyklen zu unter-
schiedlichen Themen durchgeführt und erfolg-
reich abgeschlossen. Im Review-Zyklus 2021/2022 
führt das BMF gemeinsam mit BMUV und BMZ 
eine Spending Review zum Thema „Verknüpfung 
von Nachhaltigkeitszielen mit dem Bundeshaus-
halt“ durch.

Die Bundesregierung koordiniert ihre Subventi-
onspolitik auf Basis ihrer Subventionspolitischen 
Leitlinien, die auf einen nachhaltigen und effizi-
enten Einsatz öffentlicher Mittel ausgerichtet sind. 
So werden neu hinzukommende Zukunftsinvesti-
tionen und Zukunftstechnologien vorrangig als 
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Finanzhilfen gefördert. Die Evaluierung von Sub-
ventionen trägt zur Stärkung einer evidenzbasier-
ten und wirkungsorientierten Finanz- und Steuer-
politik bei. Die Nachhaltigkeitsprüfung erleichtert 
eine auf die unterschiedlichen Ziele der Bundes-
regierung abgestimmte und kohärente Politik 
der Bundesregierung. Die neue Bundesregierung 
setzt sich dafür ein, umwelt- und klimaschädli-
che Subventionen und Ausgaben abzubauen, um 
so zusätzliche Haushaltsspielräume zu gewinnen. 

Über Subventionen berichtet die Bundesregie-
rung turnusgemäß alle zwei Jahre in ihrem Sub-
ventionsbericht – zuletzt im  August  2021. Die 

Subventionspolitik der Bundesregierung wird 
immer stärker durch die Klima- und Umweltpo-
litik geprägt, insbesondere im Bereich der direk-
ten Förderung durch Finanzhilfen des Bundes. 
Im Jahr 2021 weisen 67 der 128 Finanzhilfen mit 
einem veranschlagten Finanzvolumen von ins-
gesamt 16,2  Mrd. Euro einen positiven Bezug 
zu den in der Deutschen Nachhaltigkeitsstrate-
gie verankerten Umwelt- und Klimaschutzzielen 
auf. Ihr Anteil am Gesamtvolumen der Finanzhil-
fen beträgt im Jahr 2021 66,7 Prozent, was einem 
Anteil von 38,5 Prozent an den gesamten Subven-
tionen (Finanzhilfen und Steuervergünstigungen) 
entspricht.
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Tabelle 11: Projektion der gesamtwirtschaftlichen Entwicklung1  

ESA- 
Code

2021 2021 2022 2023 2024 2025 2026

Index 
2015=100 Veränderung in % p.a.

1. BIP preisbereinigt, Kettenindex B1g 105,3 2,9 3,6 2,3 0,8 0,8 0,8

2. BIP in jeweiligen Marktpreisen (Mrd. €) B1g 3570,6 6,0 6,6 4,0 2,6 2,6 2,6

Verwendung des BIP preisbereinigt, Kettenindex

3. Private Konsumausgaben² P.3 100,9 0,1 6,0 2,6 0,8 0,8 0,8

4. Staatliche Konsumausgaben P.3 117,4 3,1 0,0 -0,2 0,1 0,1 0,1

5. Bruttoanlageinvestitionen P.51 111,3 1,5 2,6 4,3 2,1 2,1 2,1

6. Vorratsveränderungen (BIP-Wachstumsbeitrag)³ P.52 + 
P.53

 - 0,7 0,1 0,0 0,0 0,0 0,0

7. Export P.6 110,8 9,9 5,5 4,0 3,1 3,1 3,1

8. Import P.7 117,4 9,3 6,3 4,3 3,5 3,5 3,5

BIP-Wachstumsbeiträge³

9. Inlandsnachfrage (ohne Vorräte)  - 1,1 3,5 2,2 0,9 0,9 0,9

10. Vorratsveränderungen P.52 + 
P.53

 - 0,7 0,1 0,0 0,0 0,0 0,0

11. Außenbeitrag B.11  - 0,9 0,0 0,1 0,0 0,0 0,0

1  2021: Statistisches Bundesamt: Stand: Februar 2022. 
2022 und 2023: Ergebnisse der Kurzfristprojektion im Rahmen der Jahresprojektion von Januar 2022. 
2024 bis 2026: Ergebnisse der Mittelfristprojektion im Rahmen der Jahresprojektion von Januar 2022.

2  Einschließlich privater Organisationen ohne Erwerbszweck.
3  Beitrag zur Zuwachsrate des BIP.

Anhang A: Tabellen zum Stabilitätsprogramm
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Tabelle 12: Preisentwicklung - Deflatoren¹ 

Tabelle 13: Entwicklung auf dem Arbeitsmarkt1 

Tabelle 14: Salden der Sektoren1 

ESA- 
Code

2021 2021 2022 2023 2024 2025 2026

Index 
(2015=100) Veränderung in % p.a.

1. BIP 112,1 3,0 2,9 1,7 1,8 1,8 1,8

2. Private Konsumausgaben² 109,0 3,1 3,0 1,7 1,9 1,9 1,9

3. Staatliche Konsumausgaben 114,5 3,0 2,0 1,4 2,0 2,0 2,0

4. Bruttoinvestitionen 117,7 7,0 4,7 1,8 1,3 1,3 1,3

5. Exporte 107,7 5,4 6,4 1,5 1,7 1,7 1,7

6. Importe 107,2 8,0 7,4 1,5 1,7 1,7 1,7

1  2021: Statistisches Bundesamt: Stand: Februar 2022. 
2022 und 2023: Ergebnisse der Kurzfristprojektion im Rahmen der Jahresprojektion von Januar 2022. 
2024 bis 2026: Ergebnisse der Mittelfristprojektion im Rahmen der Jahresprojektion von Januar 2022.

2  Einschließlich privater Organisationen ohne Erwerbszweck.

ESA- 
Code

2021 2021 2022 2023 2024 2025 2026

Niveau Veränderung in % p.a.

1. Erwerbstätige (Inland)² (Mio.) 44,9 0,0 0,9 0,4 -0,3 -0,3 -0,3

2. Arbeitsvolumen der Erwerbstätigen³ (Mrd. Std.) 60,6 1,9 2,9 1,3 -0,5 -0,5 -0,5

3. Erwerbslosenquote4 (%) - 3,3 3,1 3,0 3,2 3,3 3,3

4. Arbeitsproduktivität5 (2015=100) 101,1 2,8 2,7 1,9 1,1 1,1 1,1

5. Arbeitsproduktivität6 (2015=100) 104,9 0,9 0,7 1,0 1,3 1,3 1,3

6. Arbeitnehmerentgelte (Mrd. €) D.1 1.916,9 3,7 4,7 3,5 2,9 2,8 2,8

7. Arbeitnehmerentgelte je Arbeitnehmer (Tsd. €) 46,8 3,4 3,5 3,1 3,3 3,2 3,2

1  2021: Statistisches Bundesamt: Stand: Februar 2022. 
2022 und 2023: Ergebnisse der Kurzfristprojektion im Rahmen der Jahresprojektion von Januar 2022. 
2024 bis 2026: Ergebnisse der Mittelfristprojektion im Rahmen der Jahresprojektion von Januar 2022.

2  Erwerbstätige im Inland.
3  VGR-Definition.
4  Erwerbslose (ILO) / Erwerbspersonen.
5  BIP (preisbereinigt) / Erwerbstätige (Inland).
6  BIP (preisbereinigt) / Arbeitsvolumen der Erwerbstätigen.

ESA-Code

2021 2022 2023 2024 2025 2026

in % des BIP

1. Finanzierungssaldo gegenüber der übrigen Welt B.9 6,9 6,9 7,1 6,9 6,8 6,7

darunter:

- Saldo Waren und Dienstleistungen 5,5 5,3 5,2 5,1 5,1 5,0

2. Finanzierungssaldo der privaten Haushalte B.9 7,8 5,1 4,7 4,3 3,9 3,6

3. Finanzierungssaldo des Staates EDP B.9 -3,7 -3 ¾ -2 -1 ¾ -1 - ½

4. Statistische Differenzen - - - - - -

1  2021: Statistisches Bundesamt: Stand: Februar 2022. 
2022 und 2023: Ergebnisse der Kurzfristprojektion im Rahmen der Jahresprojektion von Januar 2022. 
2024 bis 2026: Ergebnisse der Mittelfristprojektion im Rahmen der Jahresprojektion von Januar 2022.
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Tabelle 15: Entwicklung der Staatsfinanzen

ESA- 
Code

2021 2021 2022 2023 2024 2025 2026

in Mrd. € in % des BIP

Finanzierungssalden (EDP B.9) der staatlichen Ebenen

1. Staat S.13 -132,5 -3,7 -3 ¾ -2 -1 ¾ -1 - ½

2. Bund S.1311 -143,4 -4,0 -3 -1 ½ -1 ½ -1 -1

3. Länder S.1312 5,1 0,1 - ¼ 0 0  ¼  ¼

4. Gemeinden S.1313 1,4 0,0 0 0 0 0 ¼

5. Sozialversicherung S.1314 4,4 0,1 - ¼ - ½ - ½ - ¼ - ¼

Staat insgesamt (S.13)

6. Einnahmen insgesamt TR 1705,8 47,8 45 ½  46 46 ¼  47 47 ¼  

7. Ausgaben insgesamt TE¹ 1838,2 51,5 49 ¼  47 ¾  48 47 ¾  47 ¾  

8. Finanzierungssaldo B.9 -132,5 -3,7 -3 ¾ -2 -1 ¾ -1 - ½

9. geleistete Vermögenseinkommen D.41 21,0 0,6 ½ ½ ½ ½  ½

10. Primärsaldo² -111,5 -3,1 -3 ¼ -1 ½ -1 ¼ - ¼ 0

11. Einmalmaßnahmen und sonstige temporäre 
Effekte³

-4,8 -0,1 0 0 0 0 0

Ausgewählte Einnahmen

12. Steuern (12=12a+12b+12c) 882,6 24,7 23 ¼  23 ¾  24 24 ¼  24 ½  

12a. Produktions- und Importabgaben D.2 391,7 11,0 10 ¾  11 11 11 11

12b. Einkommen- und Vermögensteuern D.5 481,2 13,5 12 ¼  12 ½  12 ¾  13 13 ½  

12c. vermögenswirksame Steuern D.91 9,8 0,3  ¼   ¼   ¼   ¼   ¼  

13. Sozialbeiträge D.61 632,8 17,7 17 ¼  17 ½  17 ½  18 18 ¼  

14. Vermögenseinkommen D.4 15,8 0,4  ½   ½   ½   ½   ½  

15. Sonstige Einnahmen4 174,5 4,9 4 ½  4¼  4¼ 4 ¼  4  

16. = 6. Einnahmen insgesamt TR 1705,8 47,8 45 ½  46 46 ¼  47 47 ¼  

nachrichtl.: Abgabenbelastung 
(D.2+D.5+D.61+D.91-D.995) 5

1515,4 42,4 40 ½  41 ¼  41 ½  42 ¼  42 ¾  
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Noch Tabelle 15: Entwicklung der Staatsfinanzen

ESA- 
Code

2021 2021 2022 2023 2024 2025 2026

in Mrd. € in % des BIP

Ausgewählte Ausgaben

17. Arbeitnehmerentgelte, Vorleistungen D.1+P.2 526,6 14,7 14 ½  13 ½  13 ¼  13 ¼  13 ¼  

17a. Arbeitnehmerentgelte D.1 294,1 8,2 8 7 ¾  7 ¾  7 ¾  7 ¾  

17b. Vorleistungen P.2 232,5 6,5 6 ½  5 ¾  5 ½  5 ½  5 ½  

18. Sozialleistungen  (18=18a+18b) 936,5 26,2 25 ¼  25 25 ¼  25 ½  25 ½  

darunter: Arbeitslosenbezüge6 52,8 1,5 1 ¼  1 ¼  1 ¼  1 ¼  1 ¼  

18a.  Soziale Sachleistungen D.6311,
D.63121,
D.63131

327,5 9,2 9 9 9 9 ¼  9 ¼  

18b. Monetäre Sozialleistungen D.62 609,0 17,1 16 16 16 ¼  16 ¼  16 ¼  

19. = 9. geleistete Vermögenseinkommen D.41 21,0 0,6  ½   ½   ½   ½   ½  

20. Subventionen D.3 105,0 2,9 2 1 ½  1 ¾  1 ¾  1 ¾  

21. Bruttoanlageinvestitionen P.51 90,9 2,5 3 3 3 2 ¾  2 ¾  

22. Vermögenstransfers D. 9 68,1 1,9 1 ¾  1 ¾  1 ¾  1 ¾  1 ¾  

23. Sonstige Ausgaben7 90,1 2,5 2 ½  2 ½  2 ¼  2 ¼  2 ¼  

24. = 7. Ausgaben insgesamt TE1 1838,2 51,5 49 ¼  47 ¾  48 47 ¾  47 ¾  

nachrichtl.: 
Konsumausgaben (nominal)

P.3 801,3 22,4 22 ¼  21 ½  21 ¼  21 ¼  21 ½  

1   Angepasst um den Nettobetrag der Zahlungen im Zusammenhang mit Swaps, so dass TR - TE = B.9. 
2   Der Primärsaldo entspricht (B.9, Zeile 8) plus (D.41, Zeile 9). 
3   Ein positives Vorzeichen zeigt defizitreduzierende Einmaleffekte an. 
4   P.11+P.12+P.131+D.39+D.7+D.9 (außer D.91). 
5   Inkl. jener an die EU abgeführten Abgaben und inkl. einer Anpassung aufgrund nicht eingesammelter Steuern und Sozialbeiträge  
     (D.995), sofern relevant. 
6   Enthält monetäre Leistungen (D.621 und D.624) und Sachleistungen (D.631) in Bezug auf Arbeitslosenbezüge. 
7   D.29+D4 (außer D.41)+ D.5+D.7+P.52+P.53+K.2+D.8. 

Werte in den Projektionsjahren auf ¼ gerundet.
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Tabelle 16: Projektionen bei unveränderter Politik

Tabelle 17: Bereinigungspositionen zur Bestimmung der Ausgabenreferenzgröße

2021 2021 2022 2023 2024 2025 2026

Mrd. Euro - in % des BIP -

1. Gesamte Einnahmen bei unveränderter Politik 1.705,80 47,8 46 ¼  46 46 ½  47 47 ¼  

2. Gesamte Ausgaben bei unveränderter Politik 1.838,20 51,5 47 ¾  47 47 ¼  47 47 ¼  

Werte in den Projektionsjahren auf 1/4 gerundet.

2021 2021 2022 2023 2024 2025 2026

Mrd. Euro - in % des BIP -

1. Ausgaben für Unionsprogramme, die 
vollständig durch Einnahmen aus Fonds der 
Union ausgeglichen werden

10,8 0,3 ¼  ¼   ¼   ¼  ¼  

2. Konjunkturbedingte Ausgaben für 
Arbeitslosenunterstützung

3,8 0,1 0 0 0 0 0

3. Effekt diskretionärer einnahmeseitiger 
Maßnahmen

-3,6 -0,1 - ¾  ¾   ¼  ¼  0

4. Regelgebundene Einnahmeänderungen 0,0 0,0 0 0 0 0 0

Werte in den Projektionsjahren auf 1/4 gerundet.
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Liste der neuen 
Maßnahmen* Detaillierte Beschreibung

ESVG-
Code

Inkrafttreten 
des Gesetzes 2022 2023 2024 2025 2026

Zusätzliche Klimaschutzmaß-
nahmen durch den Energie- 
und Klimafonds (EKF) infolge 
des Zweiten Nachtragshaus-
halts 2021¹

Förderung von Klimaschutz-In-
vestitionen in den Bereichen 
Gebäude, Mobilität, Produktions-
anlagen, Energieversorgung, Ab-
schaffung der Umlage nach dem 
Erneuerbare-Energien-Gesetz 
(EEG) ab 2023

D.92, 
D.39

Rückwirkend 
zum 1.01.2021

-0,4 -0,4 -0,4 -0,4  0,0

Viertes Corona-Steuer-
hilfegesetz, Entwurf vom 
16. Februar 20222

Verlängerung der Homeoffice-
Pauschale, Verlängerung der 
Möglichkeit zur degressiven Ab-
schreibung für bewegliche Wirt-
schaftsgüter, Verlängerung der 
erweiterten Verlustverrechnung 
und Ausweitung des Verlustrück-
trags

D.51 Aktuell in par-
lamentarischer 
Beratung 

0,0 -0,1 -0,1 -0,1 0,0

1. Entlastungspaket („10 
Entlastungsschritte für 
unser Land“), Beschluss des 
Koalitionsausschusses vom 
23. Februar 20223 - hier: oh-
ne Maßnahmen im Rahmen 
des Steuerentlastungsge-
setzes 2022 und des Vierten 
Corona-Steuerhilfegesetzes

Abschaffung der EEG-Umla-
ge bereits zum 1. Juli 20224, 
Corona-Zuschuss für Bedürftige, 
Sofortzuschlag für von Armut 
betroffene Kinder, Unterstützung 
für Geringverdienende durch 
Erhöhung des Mindestlohns5, 
Verlängerung der Sonderrege-
lungen zum Kurzarbeitergeld6, 
Heizkostenzuschuss für einkom-
mensschwächere Haushalte und 
Personen7 

D.39, 
D.61, 
D.62

Die einzelnen 
Regelungen 
treten zu unter-
schiedlichen 
Zeitpunkten in 
Kraft. 

-0,2 0,0 0,0 0,0 0,0

Steuerentlastungsgesetz 
2022, Beschluss des Regie-
rungsentwurfs vom 16. März 
20228

Anhebung des Arbeitnehmer-
Pauschbetrags, Anhebung des 
Grundfreibetrags, Anhebung der 
Entfernungspauschale für Fern-
pendler

D.51 Aktuell in par-
lamentarischer 
Beratung 

-0,1 -0,1 -0,1 -0,1 -0,1

Ausgewählte, weitere Maß-
nahmen im Rahmen des 
Zweiten Regierungsentwurfs 
zum Bundeshaushalt 2022 
und des Eckwertebeschlusses 
vom 16. März 20229 - hier: 
Veränderungen gegenüber 
dem ersten Regierungsent-
wurf

Ausgleichszahlungen an Kranken-
häuser für Corona-bedingte 
Sonderbelastungen nach § 21 
des Krankenhausfinanzierungs-
gesetzes

D.75 Mit der Ver-
abschiedung 
des Bundes-
haushalts 2022 
(rückwirkend 
zum 1.01.2022)

-0,1

Leistungen des Bundes an den 
Gesundheitsfonds zur Finanzie-
rung Corona-bedingter Belastun-
gen der Sozialversicherung

D.61 / 
P.2

-0,4

Zuschüsse zur zentralen Be-
schaffung von Impfstoffen gegen 
SARS-CoV-2

D.75 -0,1

Corona-Unternehmenshilfen D.39 -0,1

Erstattung von Ausfällen aus der 
Garantie für das KfW-Sonderpro-
gramm 2020 

P.2 0,1

Tabelle 18: Diskretionäre Maßnahmen auf Ebene des Gesamtstaates (inkl. diskretionärer Maßnahmen 
des Bundes)
Auswirkungen auf den Staatsaushalt (in % des BIP) 
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noch Tabelle 18: Diskretionäre Maßnahmen auf Ebene des Gesamtstaates (inkl. diskretionärer 
Maßnahmen des Bundes)
Auswirkungen auf den Staatsaushalt (in % des BIP)

Liste der neuen 
Maßnahmen* Detaillierte Beschreibung

ESVG-
Code

Inkrafttreten 
des Gesetzes 2022 2023 2024 2025 2026

Schaffung eines „Sonderver-
mögens Bundeswehr“, Be-
schluss der Bundesregierung 
vom 16. März 202210, 11

Zusätzliche Rüstungsinvestitionen P.51g Aktuell in par-
lamentarischer 
Beratung 

-0,4 -0,5 -0,5 -0,5 -0,5

Gesetz zur Rentenanpassung 
2022 und zur Verbesserung 
von Leistungen für den 
Erwerbsminderungsren-
tenbestand, Entwurf vom 
23. März 202212

D.62 Die  einzelnen 
Regelungen 
treten zu unter-
schiedlichen 
Zeitpunkten in 
Kraft.

0,0 0,0 0,1 0,2 0,0

2. Entlastungspaket („Maß-
nahmenpaket des Bundes 
zum Umgang mit den hohen 
Energiekosten“), Beschluss 
des Koalitionsausschusses 
vom 23. März 202213

Einmalige Zahlung einer Energie-
preispauschale, Einmalbonus zum 
Kindergeld, Einmalzahlung für 
Empfängerinnen und Emp-
fänger von Transferleistungen, 
Absenkung der Energiesteuer 
auf Kraftstoffe für 3 Monate, be-
fristetes verbilligtes Ticket für den 
Öffentlichen Personennahverkehr

D.21 / 
D.51 / 
D.62 / 
D.75

Mit der Ver-
abschiedung 
des Bundes-
haushalts 2022 
(rückwirkend 
zum 1.01.2022)

-0,5 0,0 0,0 0,0 0,0 

1  Die Aufteilung der Saldenwirkung auf die einzelnen Jahre ist eine technische Annahme.
2  Für Details siehe: https://www.bundesfinanzministerium.de/Content/DE/Gesetzestexte/Gesetze_Gesetzesvorhaben/Abteilungen/

Abteilung_IV/20_Legislaturperiode/2022-02-25-Viertes-Corona-Steuerhilfegesetz/0-Gesetz.html
3  Für Details siehe: https://www.bundesfinanzministerium.de/Content/DE/Downloads/Oeffentliche-Finanzen/10-entlastungsschrit-

te-fuer-unser-land.pdf?__blob=publicationFile&v=4
4  Für Details siehe: https://www.bmwi.de/Redaktion/DE/Pressemitteilungen/2022/03/20220309-kabinett-bringt-ab-

schaffung-der-eeg-umlage-auf-den-weg.html
5  Für Details siehe: https://www.bmas.de/SharedDocs/Downloads/DE/Gesetze/Regierungsentwuerfe/reg-mindestlohnerhoehungs-

gesetz-aenderung-geringfuegige-beschaeftigung.pdf?__blob=publicationFile&v=4
6  Für Details siehe: https://dserver.bundestag.de/btd/20/006/2000688.pdf
7  Für Details siehe: https://www.bmi.bund.de/SharedDocs/gesetzgebungsverfahren/DE/Downloads/sonstige-downloads/formu-

lierungshilfe-heizkostenzuschussgesetz.pdf;jsessionid=A050110CE7FBB4F02345F24448682ABC.1_cid295?__blob=publicationFi-
le&v=2

8  Für Details siehe: https://www.bundesfinanzministerium.de/Content/DE/Gesetzestexte/Gesetze_Gesetzesvorhaben/Abteilungen/
Abteilung_IV/20_Legislaturperiode/2022-03-02-StEntlastG2022/0-Gesetz.html

9  Für Details zum zweiten Regierungsentwurf zum Bundeshaushalt 2022 siehe: https://www.bundesfinanzministerium.de/Content/
DE/Standardartikel/Themen/Oeffentliche_Finanzen/Bundeshaushalt/2022/zweiter-regierungsentwurf-2022-eckwerte-2023.html

10  Für Details siehe: https://www.bundesfinanzministerium.de/Content/DE/Pressemitteilungen/Finanzpolitik/2022/03/2022-03-16-
sondervermoegen-bundeswehr.html

11  Die hier dargestellten Auswirkungen auf den Staatshaushalt sind technische Annahmen.
12  Für Details siehe: https://www.bmas.de/SharedDocs/Downloads/DE/Gesetze/Referentenentwuerfe/ref-erwerbsminderungsren-

ten-bestandsverbesserungsgesetz.pdf?__blob=publicationFile&v=1
13  Das 2. Entlastungspaket ist Teil eines Ergänzungshaushalts 2022, der am 27. April 2022 von der Bundesregierung beschlossen 

werden soll. 

Für Details, siehe: https://www.bundesfinanzministerium.de/Content/DE/Downloads/2022-03-23-massnahmenpaket-bund-hohe-
energiekosten.pdf?__blob=publicationFile&v=3

*Im Vergleich zur BMF-Projektion vom Oktober 2021.
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ESA-Code 2021 2022 2023 2024 2025 2026

1. Schuldenstand 69,3 66 ¾  65 ¾  65 ¾  65 64 ½  

2. Veränderung der Schuldenquote 0,6 -2 ½ -1 - ¼ - ¾ - ½

Beiträge zur Veränderung des Maastricht-Schuldenstands

3. Primärsaldo 3,1 3 ¼  1 ½  1 ¼   ¼  0

4. Geleistete Vermögenseinkommen D.41 0,6  ½   ½   ½   ½  ½  

5. Sonstige Anpassungen -6 ¼ -2 ¾ -1 ½ -1 ¼

nachrichtl.

-3,1

0,9 1 1

-2

1 1 1Impliziter Zinssatz auf Schulden1

1  Approximiert als Verhältnis der geleisteten Vermögenseinkommen zum Schuldenstand des vorangegangenen Jahres.
Werte in den Projektionsjahren auf 1/4 gerundet.

Tabelle 19: Entwicklung des Schuldenstands des Staates („Maastricht“-Schuldenstand)
- in % des BIP -

Tabelle 20: Konjunkturelle Entwicklungen¹
- in % des BIP -

ESA-Code 2021 2022 2023 2024 2025 2026

1. Veränderung des realen BIP (in % ggü. Vj.) 2,9 3,6 2,3 0,8 0,8 0,8

2. Finanzierungssaldo B.9 -3,7 -3 ¾ -2 -1 ¾ -1 - ½

3. geleistete Vermögenseinkommen D.41 0,6  ½  ½   ½  ½   ½

4. Einmalmaßnahmen und sonstige temporäre 
Effekte¹

-0,1 0 0 0 0 0

5. Potentialwachstum (in % ggü. Vj.) 1,2 1,1 1,1 1,1 1,0 1,0

Wachstumsbeiträge (%-Punkte):

- Arbeit 0,2 0,1 0,1 0

- Kapital 0,4 0,4 0,5 0,5

- Totale Faktorproduktivität 0,5 0,5 0,6 0,6

6. Produktionslücke -2,9 -0,5 0,7 0,4

7. Konjunktureller Finanzierungssaldo -1,5 - ¼  ¼   ¼  

-0,1 

0,5 

0,7 

0,2 

0

-0,2 

0,5 

0,7 

0,0 

0

8. Konjunkturbereinigter Finanzierungssaldo (2-7) -2,2 -3 ½ -2 -1

9. Konjunkturbereinigter Primärsaldo (8+3) -1,6 -3 -1 ½ - ½

10. Struktureller Finanzierungssaldo (8-4) -2,1 -3 ½

-2 ¼

-1 ¾

-2 ¼ -2 -1

-  ½

0

-  ½

1  Ein positives Vorzeichen zeigt defizitreduzierende Einmaleffekte an.
Werte in den Projektionsjahren auf 1/4 gerundet.
Abweichungen in den Summen durch Runden der Zahlen möglich.
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ESA-Code 2021 2022 2023 2024 2025 2026

Veränderung des realen BIP (in % ggü. Vj.)

Projektion April 2021 3,0 2,6 1,2 1,2 1,2 -

Projektion April 2022 2,9 3,6 2,3 0,8 0,8 0,8

Differenz -0,1 1,0 1,1 -0,4 -0,4 -

Finanzierungssaldo (in % des BIP) B.9

Projektion April 2021 -9 -3 -1 ½ - ½ 0 -

Projektion April 2022 -3,7 -3 ¾ -2 -1 ¾ -1 - ½

Differenz 5 ¼ - ½ - ½ -1 ¼ -1 -

Schuldenstand (in % des BIP)

Projektion April 2021 74 ½  74 73 ¼  72 69 ¼  -

Projektion April 2022 69,3 66 ¾  65 ¾  65 ¾  65 64 ½  

Differenz -5 -7 ¼ -7 ¼ -6 ¼ -4 ¼ -

Werte in den Projektionsjahren auf 1/4 gerundet.

Abweichungen in den Summen durch Runden der Zahlen möglich.

Tabelle 21: Gegenüberstellungen der Projektionen des Stabilitätsprogramms April 2021 und April 2022
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Tabelle 22: Entwicklung altersabhängiger Staatsausgaben in langfristiger Perspektive

2020 (Ist) 2030 2040 2050 2060

Ausgaben in % des BIP1

(pessimistische Basisvariante „T-“ / optimistische Basisvariante „T+“)

Alterssicherungsausgaben2 10,2 10,9 / 10,3 11,9 / 10,9 12,5 / 11,2 13,4 / 11,5

Gesundheitsausgaben3 8,3 8,1 / 8,0 8,4 / 8,1 8,6 / 8,0 8,5 / 7,8

Pflegeausgaben4 1,5 1,5 / 1,5 1,9 / 1,7 2,4 / 2,0 2,7 / 2,0

Leistungen an Arbeitslose5 3,0 2,6 / 2,2 3,4 / 2,3 3,4 / 2,4 3,4 / 2,5

Ausgaben für Bildung und Kinderbetreuung6 4,3 4,2 / 4,2 4,2 / 4,4 4,0 / 4,4 4,2 / 4,6

Ausgaben für den steuerlichen Familienleistungsausgleich7; 
Elterngeld

1,6 1,5 / 1,5 1,5 / 1,5 1,4 / 1,5 1,5 / 1,6

Altersabhängige Ausgaben gesamt 28,8 28,6 / 27,5 31,0 / 28,8 32,0 / 29,3 33,4 / 29,8

Annahmen

Produktivitätsfortschritt (%) 8, 9 0,2 1,5 / 1,5 1,2 / 1,2 1,1 / 1,2 1,2 / 1,2

BIP-Wachstum (%) 9 1,0 0,9 / 1,3 0,4 / 1,0 0,6 / 1,1 0,4 / 1,1

Erwerbsquoten (%) 10

- Männer (15 bis 64) 86,4 86,8 / 87,6 86,4 / 87,6 86,3 / 87,6 86,4 / 87,5

- Frauen (15 bis 64) 81,0 83,2 / 83,5 83,1 / 84,1 83,3 / 84,4 83,5 / 84,5

Erwerbslosenquote (%) 10 3,6 4,3 / 3,5 5,6 / 3,7 5,6 / 3,8 5,7 / 4,0

Altenquotient (je 100) 11 34,2 44,0 / 42,7 50,4 / 46,4 54,1 / 46,4 59,9 / 47,8

Bevölkerung insgesamt (Mio.) 83,2 83,1 / 84,7 80,7 / 85,3 77,5 / 85,6 74,0 / 86,0

Bevölkerung 65+ (Mio.) 18,3 21,8 / 21,6 23,7 / 23,1 24,0 / 23,2 24,3 / 23,6

Quellen: Istwerte 2020: StatBA, DRV, BMG, BA, BMAS, BMF, BMFSFJ; Projektionen (2030 – 2060): M. Werding u.a. (2020), Modellrech-
nungen für den Fünften Tragfähigkeitsbericht des BMF, München 2020, aktualisiert für das Basisjahr 2020.
1  Einzelangaben und Summen sind um Querzahlungen zwischen den Teilbudgets konsolidiert. 
2  Gesetzliche Rentenversicherung und Beamtenversorgung.
3  Gesetzliche Krankenversicherung und Beihilfe für Beamte und anspruchsberechtige Angehörige.
4  Soziale Pflegeversicherung (bei Anwendung der im 2018 Ageing Report der EU angewandten Dynamisierungsregel). 
5  Arbeitslosenversicherung, sonstige Ausgaben der Bundesagentur für Arbeit und Grundsicherung für Arbeitsuchende (inkl. Kosten der 

Unterkunft).
6  Öffentliche Bildungsausgaben (inkl. Einrichtungen zur Kinderbetreuung, exkl. Ausgaben für Forschung und Entwicklung an 

Hochschulen) laut Abgrenzung des Bildungsfinanzberichts.
7  Kindergeld, Kinderfreibeträge lt. EStG.
8  Gemessen an der Arbeitsproduktivität.
9  Preisbereinigte Angaben zum Produktivitätsfortschritt und zum BIP-Wachstum beziehen sich auf jahresdurchschnittliche 

Veränderungen im vorangegangenen 10-Jahres-Zeitraum.
10  Die Berechnung der Erwerbspersonen und der Erwerbslosigkeit basieren auf einschlägigen VGR-Konzepten und weichen daher von 

den Daten des Mikrozensus ab.
11  Altenquotient in Abgrenzung der Bevölkerung im Erwerbsalter 15 bis 64.
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Tabelle 23: Auswirkungen der Aufbau- und Resilienzfazilität (ARF) auf die Projektion - Zuschüsse

2020 2021 2022 2023 2024 2025 2026

Einnahmen aus ARF-Zuschüssen (in % des BIP)

ARF-Zuschüsse im Rahmen der Projektion 
der Einnahmen

0,00 0,20 0,17 0,09 0,09 0,07 0,04

Cash disbursements of RRF GRANTS from EU 0,00 0,06 0,11 0,17 0,15 0,08 0,08

Ausgaben, finanziert durch ARF-Zuschüsse (in % des BIP)

Laufende Ausgaben insgesamt 0,00 0,11 0,07 0,03 0,02 0,01 0,00

Bruttoanlageinvestitionen P.51g 0,01 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00

Vermögenstransfers D.9 0,00 0,07 0,10 0,06 0,07 0,05 0,04

Investitionsausgaben 0,02 0,08 0,10 0,06 0,07 0,06 0,04

Sonstige Kosten, die durch ARF finanziert werden (in % des BIP)

Steuermindereinnahmen 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00

Weitere Mindereinnahmen 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00

Finanzielle Transaktionen

Differenzen durch Rundungen möglich.
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Tabelle 24: Gewährleistungen

Beschreibung Inkrafttreten des Gesetzes

Gewähr
leistungsrahmen  

in % des BIP
Ausnutzung 
in % des BIP

In Reaktion auf die COVID 19-Pandemie

Bund: Gewährleistungen nach Haushaltsgesetz, hier: Anhebung des 
Gewährleistungsrahmens im Zuge des 1. Nachtragshaushalts 2020), 
gemäß § 3 Abs. 1, S. 1, Nr. … ¹

rückwirkend zum 1.01.2020 10,0

1. Ausfuhren (Exportgarantien) 0,2

2. Kredite an ausländische Schuldner, Direktinvestitionen im 
Ausland, EIB-Kredite

0,5

3. Vorhaben der finanziellen Zusammenarbeit 0,1

4. Marktordnungs- und Bevorratungsmaßnahmen 0,0

5. Binnenwirtschaft und sonstige Zwecke im Inland 8,4

6. Internationale Finanzierungsinstitutionen 0,8

7. Nachfolgeeinrichtungen der Treuhandanstalt 0,0

8. Zinsausgleichsgarantien 0,0

Bund: Gewährleistungen gemäß weiterer Gesetze

Gewährleistungen gemäß SURE-Gewährleistungsgesetz² 10.07.2020 0,2 0,2

Deutscher Beitrag für den Pan-europäischen Garantiefonds3a 20203b 0,1 0,0

Bund: Gewährleistungen der Sondervermögen

Garantien des Wirtschaftsstabilisierungsfonds gemäß § 21 Stabili-
sierungsfondsgesetz4

28.03.2020 reduziert auf 
100 Mrd. Euro mit Gesetz 

zur Änderung des Stabilisie-
rungsfondsgesetzes und des 
Wirtschaftsstabilisierungsbe-
schleunigungsgesetzes vom 

20.12.2021

2,8 0,0

Länder: Anhebung Gewährleistungsrahmen der Länder n.n. 2,2 0,0
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noch Tabelle 24: Gewährleistungen)

Beschreibung Inkrafttreten des Gesetzes

Gewähr
leistungsrahmen  

in % des BIP
Ausnutzung  
in % des BIP

Weitere Gewährleistungen auf Ebene des Bundes

Bund: Gewährleistungen nach Haushaltsgesetz insgesamt 
gemäß § 3 Abs. 1, S. 1, Nr. … 5

1.01.2020 23,0 15,3

1. Ausfuhren (Exportgarantien) 4,3 3,6

2. Kredite an ausländische Schuldner, Direktinvestitionen im 
Ausland, EIB-Kredite

2,1 1,0

3. Vorhaben der finanziellen Zusammenarbeit 1,0 0,8

4. Marktordnungs- und Bevorratungsmaßnahmen 0,0 0,0

5. Binnenwirtschaft und sonstige Zwecke im Inland 12,0 7,5

6. Internationale Finanzierungsinstitutionen 3,1 1,9

7. Nachfolgeeinrichtungen der Treuhandanstalt 0,0 0,0

8. Zinsausgleichsgarantien 0,4 0,4

Bund: Gewährleistungen gemäß weiterer Gesetze

Garantien für Kredite an Griechenland 
gemäß dem Währungsunion-Finanzstabilitätsgesetz6

0,6 0,6

Garantien gemäß dem Gesetz zur Übernahme von Gewährleistun-
gen im Rahmen eines europäischen Stabilisierungsmechanismus7

7.05.2010

Inkrafttreten des Gesetzes: 
23.05.2010

Inkrafttreten der letzten 
Änderung: 1.06.2012

5,9 2,5

Bund: Gewährleistungen der Sondervermögen

Bürgschaften des Bundeseisenbahnvermögens 0,0 0,0

Gewährleistungen des ERP-Sondervermögens ERP-Wirtschaftsplangesetz 
2021

0,1 0,1

Garantien des Finanzmarktstabilisierungsfonds, 
gemäß §§ 6 und 8a Stabilisierungsfondsgesetz8

Inkrafttreten des Gesetztes 
18.10.2008; zuletzt geändert 

am 29.12.2020

11,2 0,0

1  Die Darstellung der Ausnutzung kann nur für Gewährleistungen nach Haushaltsgesetz insgesamt erfolgen (siehe unten).
2  Stand der Ausnutzung: 31.12.2021
3a  Stand der Ausnutzung: 15.03.2022
3b  Beschluss des EIB-Verwaltungsrates: 26.05.2020, Unterschrift für DEU-Beteiligung am Fonds: 07.07.2020
4  Stand des Gewährleistungsrahmens und der Ausnutzung: 16.03.2022
5  Inkl. der oben dargestellten Anhebung des Gewährleistungsrahmens, Stand der Ausnutzung: 31.12.2021.
6  Stand der Ausnutzung: 31.12.2021
7  Stand der Ausnutzung: 31.12.2021
8  Stand der Ausnutzung: 31.12.2021
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Tabelle 25: Technische Annahmen

2021 2022 2023 2024 2025 2026

Kurzfristige Zinsen (Jahresdurchschnitt, in %) 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00

Langfristige Zinsen (Jahresdurchschnitt, in %) -0,3 -0,1 0,0 -0,1 -0,2 -0,2

US-Dollar/Euro-Wechselkurs (Jahresdurchschnitt) 1,18 1,13 1,13 1,14 1,15 1,15

Nominaler effektiver Wechselkurs 107,98 104,69 105,3 105,8 105,9 106,1

BIP-Wachstumsrate der Welt (ohne EU) 6,0 4,5 4,1 4 4 3 1/2

BIP-Wachstumsrate der EU 5,2 4,1 2,7 1 3/4 1 3/4 1 1/4

Wachstum deutscher Absatzmärkte¹ 8,7 5,7 4,8 3 1/4 2 1/2 2 1/2

Wachstumsrate der Importe der Welt (ohne EU) 9,4 5,4 5,1 2 1/2 2 1/2 5

Öl-Preis (Brent, USD/Barrel) 71 79 74 66 67 71

1  Werte auf 1/4 gerundet

Tabelle 26: Eventualverbindlichkeiten
- in % des BIP -

2021

Öffentliche Garantien 17,5*

darunter: im Zusammenhang mit dem Finanzsektor 1,0

* Jahr 2020
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Anhang B: Tabellen zur Aktualisierung der 
Deutschen Haushaltsplanung 2022 

Tabelle 27: Technische Annahmen
2021 2022 2023

Kurzfristige Zinsen (Jahresdurchschnitt, in %) 0,00 0,00 0,00

Langfristige Zinsen (Jahresdurchschnitt, in %) -0,3 -0,1 0,0

US-Dollar/Euro-Wechselkurs (Jahresdurchschnitt) 1,18 1,13 1,13

Nominaler effektiver Wechselkurs 107,98 104,69 105,30

BIP-Wachstumsrate der Welt (ohne EU) 6,0 4,5 4,1

BIP-Wachstumsrate der EU 5,2 4,1 2,7

Wachstum deutscher Absatzmärkte (% ggü. Vorjahr) 8,7 5,7 4,8

Wachstumsrate der Importe der Welt (ohne EU) 9,4 5,4 5,1

Öl-Preis (Brent, USD/Barrel) 71 79 74

2022 und 2023: Jahresprojektion der Bundesregierung zur gesamtwirtschaftlichen Entwicklung vom Januar 2022.

Tabelle 28: Projektion der gesamtwirtschaftlichen Entwicklung

ESVG-
Code

2021 2021 2022 2023 2024 2025 2026

Mrd. Euro Veränderung ggü. Vorjahr in %

1. BIP preisbereinigt B1*g 3186,3 2,9 3,6 2,3 0,8 0,8 0,8

2. Produktionspotential 3281,1 1,2 1,1 1,1 1,1 1,0 1,0

Beiträge (%-Punkte):

- Arbeit 0,2 0,1 0,1 0,0 -0,1 -0,2

- Kapital 0,4 0,4 0,5 0,5 0,5 0,5

- Totale Faktorproduktivität 0,5 0,5 0,6 0,6 0,7 0,7

3. Nominales BIP B1*g 3570,6 6,0 6,6 4,0 2,6 2,6 2,6

Verwendung des BIP, preisbereinigt

4. Private Konsumausgaben¹ P.3 1617,4 0,1 6,0 2,6

5. Staatliche Konsumausgaben P.3 699,6 3,1 0,0 -0,2

6. Bruttoanlageinvestitionen P.51g 674,1 1,5 2,6 4,3

7. Vorratsveränderungen
(in % des BIP)

P.52 + 
P.53

- 0,7 0,1 0,0

8. Exporte P.6 1573,5 9,9 5,5 4,0

9. Importe P.7 1396,5 9,3 6,3 4,3

Beitrag zur Zuwachsrate des BIP %-Punkte

10. Inlandsnachfrage (ohne Vorräte) - 1,1 3,5 2,2

11. Vorratsveränderungen P.52 + P.53 - 0,7 0,1 0,0

12. Außenbeitrag B.11 - 0,9 0,0 0,1

2021: Statistisches Bundesamt, Februar 2022.
2022 und 2023: Ergebnisse der Kurzfristprojektion im Rahmen der Jahresprojektion vom Januar 2022.
2024 bis 2026 sowie Potentialschätzung: Ergebnisse der Mittelfristprojektion im Rahmen der Jahresprojektion vom Januar 2022.
1  Einschließlich privater Organisationen ohne Erwerbszweck.
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Tabelle 29: Preisentwicklung - Deflatoren

2021

2021 2022 2023 2024 2025 2026
Index 

(2015=100)

1. BIP 112,1 3,0 2,9 1,7 1,8 1,8 1,8

2. Private Konsumausgaben¹ 109,0 3,1 3,0 1,7

3. Staatliche Konsumausgaben 114,5 3,0 2,0 1,4

4. Bruttoinvestitionen 117,7 7,0 4,7 1,8

5. Exporte 107,7 5,4 6,4 1,5

6. Importe 107,2 8,0 7,4 1,5

2020 und 2021: Statistisches Bundesamt, Stand: Februar 2022.
2022 und 2023: Ergebnisse der Kurzfristprojektion im Rahmen der Jahresprojektion vom Januar 2022.
2024 bis 2026: Ergebnisse der Mittelfristprojektion im Rahmen der Jahresprojektion vom Januar 2022.
1  Einschließlich privater Organisationen ohne Erwerbszweck.

ESVG-
Code

2021 2021 2022 2023

Niveau Veränderung ggü. Vorjahr in %. 

1. Erwerbstätige -Inland - Mio. Personen¹ 44,9 0,0 0,9 0,4

2. Arbeitsvolumen der Erwerbstätigen² (Mrd. Stunden) 60,6 1,9 2,9 1,3

3. Erwerbslosenquote (in %)³ - 3,3 3,1 3,0

4. Arbeitsproduktivität - Personen4 101,1 2,8 2,7 1,9

5. Arbeitsproduktivität - Arbeitsstunden5 104,9 0,9 0,7 1,0

6. Arbeitnehmerentgelte (Mrd. €; Inland) D.1 1.916,9 3,7 4,7 3,5

7. Entgelt je Arbeitnehmer (Tsd. €, Inland) 46,8 3,4 3,5 3,1

2020 und 2021: Statistisches Bundesamt, Stand: Februar 2022.
2022 und 2023: Ergebnisse der Kurzfristprojektion im Rahmen der Jahresprojektion vom Januar 2022.
1   Erwerbstätige, Inlandskonzept nach Definition der Volkswirtschaftlichen Gesamtrechnungen (VGR).
2  VGR-Definition.
3  Erwerbslose (ILO) / Erwerbspersonen.
4  BIP (preisbereinigt) / Erwerbstätige (Inland); (2015=100).
5  BIP (preisbereinigt) / Arbeitsvolumen der Erwerbstätigen; (2015=100).

ESVG-
Code 2021 2022 2023

1. Finanzierungssaldo gegenüber der übrigen Welt B.9 6,9 6,9 7,1

davon:

- Waren und Dienstleistungsbilanz 5,5 5,3 5,2

- Bilanz von Primäreinkommen und Transfers 1,6 1,9 2,1

- Kapitalbilanz -0,2 -0,3 -0,3

2. Finanzierungssaldo der privaten Haushalte B.9 7,8 5,1 4,7

3. Finanzierungssaldo des Staates1 B.9 -3,7 -3 ¾

4. Statistische Diskrepanz - -

-2 

-

2021: Statistisches Bundesamt, Februar 2022.
2022 und 2023: Ergebnisse der Kurzfristprojektion im Rahmen der Jahresprojektion vom Januar 2022.
1  Werte im Projektionszeitraum auf ¼ Prozent des BIP gerundet.

Tabelle 30: Entwicklung auf dem Arbeitsmarkt

Tabelle 31: Salden der Sektoren
in % des BIP

69



Deutsches Stabilitätsprogramm 2022Anhang B: Tabellen zur Aktualisierung der Deutschen Haushaltsplanung 2022 

Tabelle 32: Entwicklung der Staatsfinanzen
in % des BIP

ESVG-
Code 2021 2022 2023 2024 2025 2026

Finanzierungssalden (B.9) der staatlichen Ebenen¹

1. Staat S.13 -3,7 -3 ¾ -2 -1 ¾ -1 - ½

2. Bund S.1311 -4,0 -3 -1 ½ -1 ½ -1 -1

3. Länder S.1312 0,1 - ¼ 0 0  ¼   ¼  

4. Gemeinden S.1313 0,0 0 0 0 0  ¼  

5. Sozialversicherung S.1314 0,1 - ¼ - ½ - ½ - ¼ - ¼

Staat insgesamt (S.13)

6. geleistete Vermögenseinkommen D.41 0,6  ½   ½   ½   ½   ½  

7. Primärsaldo² -3,1 -3 ¼ -1 ½ -1 ¼ - ¼ 0

8. Einmalmaßnahmen und sonstige temporäre 
Effekte³

-0,1 0 0 0 0 0

9. Veränderung des realen BIP (in % ggü. Vj.) 2,9 3,6 2,3 0,8 0,8 0,8

10. Potentialwachstum (in % ggü. Vj.) 1,2 1,1 1,1 1,1 1,0 1,0

Beiträge (%-Punkte):

- Arbeit 0,2 0,1 0,1 0,0 -0,1 -0,2

- Kapital 0,4 0,4 0,5 0,5 0,5 0,5

- Totale Faktorproduktivität 0,5 0,5 0,6 0,6 0,7 0,7

in % des Produktionspotentials

11. Produktionslücke -2,9 -0,5 0,7 0,4 0,2 0,0

12. Konjunktureller Finanzierungssaldo -1,5 - ¼  ¼   ¼  0 0

13. Konjunkturbereinigter Finanzierungssaldo 
(1-12)

-2,1 -3 ½ -2 ¼ -1 - ½

14. Konjunkturbereinigter Primärsaldo (13+6) -1,6 -3 -1 ¾ -1 ½ - ½ 0

15. Struktureller Finanzierungssaldo (13-8) -2,0 -3 ½ -2 ¼ -2 - ½

1  TR - TE = B.9.
2  Der Primärsaldo wird berechnet als (B.9, Position 1) plus (D.41, Position 6).
3  Ein positives Vorzeichen zeigt defizitreduzierende Einmaleffekte an.
Werte im Projektionszeitraum auf ¼ Prozent des BIP gerundet.
Abweichungen in den Summen durch Runden der Zahlen möglich.
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Tabelle 33: Entwicklung des Schuldenstands des Staates („Maastricht“-Schuldenstand)
in % des BIP

ESVG-
Code 2021 2022 2023 2024 2025 2026

1. Schuldenstand 69,3 66 ¾  65 ¾  65 ¾  65 64 ½  

2. Veränderung der Schuldenquote 0,6 -2 ½ -1 - ¼ - ¾ - ½

Beiträge zur Veränderung des Maastricht-Schuldenstands

3. Primärsaldo 3,1 3 ¼  1 ½  1 ¼   ¼  0

4. Geleistete Vermögenseinkommen D.41 0,6  ½   ½   ½   ½   ½  

5. Sonstige Anpassungen -6 ¼ -2 ¾ -1 ½ -1 ¼

nachrichtl.
Impliziter Zinssatz auf Schulden¹

-3,1

0,9 1 1

-2

 1 1 1

Werte im Projektionszeitraum auf ¼ Prozent des BIP gerundet.
Abweichungen in den Summen durch Runden der Zahlen möglich.
1  Approximiert als Verhältnis der geleisteten Vermögenseinkommen zum Schuldenstand des vorangegangenen Jahres.

Tabelle 34: BIP-Sensitivität der Projektion des gesamtstaatlichen Finanzierungssaldos
- Finanzierungssaldo in % des BIP -

2021 2022 2023 2024 2025 2026

BIP-Entwicklung gemäß

- Basisszenario -3,7 -3 ¾ -2 -1 ¾ -1 - ½

- Alternativszenarien

reales BIP, Veränderungsrate - ½ %-Punkt p.a.  
ggü. Basisszenario

-4 -2 ½ -2 ½ -2 -1 ¾

reales BIP, Veränderungsrate + ½ %-Punkt p.a. 
ggü. Basisszenario

-3 ½ -1 ½ -1 0  ½  

Werte im Projektionszeitraum auf ¼ Prozent des BIP gerundet.

Tabelle 35: Zinssatz-Sensitivität der Projektion des gesamtstaatlichen Finanzierungssaldos
- Finanzierungssaldo in % des BIP -

2021 2022 2023 2024 2025 2026

Zins-Entwicklung gemäß

- Basisszenario -3,7 -3 ¾ -2 -1 ¾ -1 - ½

- Alternativszenarien

Zinssatz +50 Basispunkte p.a. ggü. Basisszenario -3 ¾ -2 -2 -1 - ¾

Zinssatz -50 Basispunkte p.a. ggü. Basisszenario -3 ¾ -1 ¾ -1 ½ - ¾ - ½

Werte im Projektionszeitraum auf ¼ Prozent des BIP gerundet.
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Tabelle 36: Gesamtstaatliche Ausgaben- und Einnahmenprojektion bei unveränderter Politik*
in % des BIP

Staat (S.13) ESVG-Code 2022 2023

1. Gesamte Einnahmen bei unveränderter Politik TR 46 ¼  46

davon:

1.1. Produktions- und Importabgaben D.2 11 11

1.2. Einkommen- und Vermögensteuern D.5 12 ¾  12 ¾  

1.3. Vermögenswirksame Steuern D.91  ¼   ¼  

1.4. Sozialbeiträge D.61 17 ½  17 ½  

1.5. Vermögenseinkommen D.4  ½   ½  

1.6. Sonstige Einnahmen¹ 4 ½  4 ¼  

nachrichtl.: Abgabenbelastung
(D.2+D.5+D.61+D.91-D.995)²

41 ¼  41 ½  

2. Gesamte Ausgaben bei unveränderter Politik TE³ 47 ¾  47

davon:

2.1. Arbeitnehmerentgelt D.1 8 7 ¾  

2.2. Vorleistungen P.2 6 ¼  5 ¾  

2.3. Sozialleistungen D.62 + D.632 25 25

davon: Leistungen bei Arbeitslosigkeit4 1 ¼  1 ¼  

2.4. Zinsausgaben D.41  ½   ½  

2.5. Subventionen D.3 1 ½  1 ½  

2.6. Bruttoanlageinvestitionen P.51 2 ½  2 ½  

2.7. Vermögenstransfers D.9 1 ½  1 ½  

2.8. Sonstige5 2 2 ¼  

* Bei Annahme einer unveränderten Politik sind vor Berücksichtigung der Auswirkungen von Maßnahmen des Haushaltsplans für das 
Folgejahr die Einnahmen- und Ausgabentrends zu extrapolieren.

1  P.11 + P.12 + P.131 + D.39rec + D.7rec + D.9rec (ohne D.91rec).
2  Dazu gehören: Einzug durch die EU und Anpassungen für nicht eingezogene Steuern und Sozialbeiträge (D.995), sofern angezeigt.
3  TR - TE = B.9.
4  Dazu gehören: Monetäre Sozialleistungen (D.62) sowie soziale Sachleistungen (vom Staat gekaufte Marktproduktion, D.632) bei 

Arbeitslosigkeit.
5  D.29pay + D.4pay (ohne D.41pay) + D.5pay + D.7pay + P.52 + P.53 + NP + D.8.
Werte im Projektionszeitraum auf ¼ Prozent des BIP gerundet.
Abweichungen in den Summen durch Runden der Zahlen möglich.
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Tabelle 37: Gesamtstaatliche Ausgaben- und Einnahmenziele
in % des BIP

Staat (S.13) ESVG-Code 2022 2023

1. Gesamte Einnahmen TR 45 ½  46

davon:

1.1. Produktions- und Importabgaben D.2 10 ¾  11

1.2. Einkommen- und Vermögensteuern D.5 12 ¼  12 ½  

1.3. Vermögenswirksame Steuern D.91  ¼   ¼  

1.4. Sozialbeiträge D.61 17 ¼  17 ½  

1.5. Vermögenseinkommen D.4  ½   ½  

1.6. Sonstige Einnahmen¹ 4 ½  4 ¼  

nachrichtl.: Abgabenbelastung
(D.2+D.5+D.61+D.91-D.995)²

40 ½  41 ¼  

2. Gesamte Ausgaben TE³ 49 ¼  47 ¾  

davon:

2.1. Arbeitnehmerentgelt D.1 8 7 ¾  

2.2. Vorleistungen P.2 6 ½  5 ¾  

2.3. Sozialleistungen D.62 + D.632 25 ¼  25

davon: Leistungen bei Arbeitslosigkeit4 1 ¼  1 ¼  

2.4. Zinsausgaben D.41  ½   ½  

2.5. Subventionen D.3 2 1 ½  

2.6. Bruttoanlageinvestitionen P.51 3 3

2.7. Vermögenstransfers D.9 1 ¾  1 ¾  

2.8. Sonstige5 2 ½  2 ½  

1  P.11 + P.12 + P.131 + D.39rec + D.7rec + D.9rec (ohne D.91rec).
2  Dazu gehören: Einzug durch die EU und Anpassungen für nicht eingezogene Steuern und Sozialbeiträge (D.995), sofern angezeigt.
3  TR - TE = B.9.
4  Dazu gehören: Monetäre Sozialleistungen (D.62) sowie soziale Sachleistungen (vom Staat gekaufte Marktproduktion, D.632) bei 

Arbeitslosigkeit.
5  D.29pay + D.4pay (ohne D.41pay) + D.5pay + D.7pay + P.52 + P.53 + NP + D.8.
Werte im Projektionszeitraum auf ¼ Prozent des BIP gerundet.
Abweichungen in den Summen durch Runden der Zahlen möglich.

Tabelle 38: Bereinigungspositionen zur Bestimmung der Ausgabenreferenzgröße
2021 2021 2022 2023

Mrd. € in % des BIP

1. Ausgaben für Unionsprogramme, die vollständig durch Einnahmen aus 
Fonds der Union ausgeglichen werden

10,8 0,3  ¼   ¼  

2. Konjunkturbedingte Ausgaben für Arbeitslosenunterstützung 3,8 0,1 0 0

3. Effekt diskretionärer einnahmeseitiger Maßnahmen -3,6 -0,1 - ¾  ¾  

4. Regelgebundene Einnahmeänderungen 0,0 0,0 0 0

Werte im Projektionszeitraum auf ¼ Prozent des BIP gerundet.
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Tabelle 39: Diskretionäre Maßnahmen auf Ebene des Gesamtstaates (inkl. diskretionärer Maßnahmen 
des Bundes)
Auswirkungen auf den Staatsaushalt (in % des BIP)

Liste der neuen 
Maßnahmen* Detaillierte Beschreibung

ESVG-
Code

Inkrafttreten 
des Gesetzes 2022 2023 2024 2025 2026

Zusätzliche Klima-
schutzmaßnahmen 
durch den Energie- und 
Klimafonds (EKF) in-
folge des Zweiten Nach-
tragshaushalts 2021¹

Förderung von Klimaschutz-Investi-
tionen in den Bereichen Gebäude, 
Mobilität, Produktionsanlagen, 
Energieversorgung, Abschaffung 
der Umlage nach dem Erneuerbare-
Energien-Gesetz (EEG) ab 2023

D.92, 
D.39

Rückwir-
kend zum 
1.01.2021

-0,4 -0,4 -0,4 -0,4  0,0

Viertes Corona-Steuer-
hilfegesetz, Entwurf 
vom 16. Februar 2022²

Verlängerung der Homeoffice-Pau-
schale, Verlängerung der Möglichkeit 
zur degressiven Abschreibung für 
bewegliche Wirtschaftsgüter, Ver-
längerung der erweiterten Verlust-
verrechnung und Ausweitung des 
Verlustrücktrags

D.51 Aktuell in 
parlamen-
tarischer 
Beratung 

0,0 -0,1 -0,1 -0,1 0,0

1. Entlastungspaket ("10 
Entlastungsschritte für 
unser Land"), Beschluss 
des Koalitionsausschus-
ses vom 23. Februar 
2022)³ - hier: ohne Maß-
nahmen im Rahmen 
des Steuerentlastungs-
gesetzes 2022 und des 
Vierten Corona-Steuer-
hilfegesetzes

Abschaffung der EEG-Umlage 
bereits zum 1. Juli 20224, Corona-Zu-
schuss für Bedürftige, Sofortzuschlag 
für von Armut betroffene Kinder, Un-
terstützung für Geringverdienende 
durch Erhöhung des Mindestlohns5, 
Verlängerung der Sonderregelungen 
zum Kurzarbeitergeld6, Heizkosten-
zuschuss für einkommensschwäche-
re Haushalte und Personen7 

D.39, 
D.61, 
D.62

Die einzelnen 
Regelungen 
treten zu 
unterschied-
lichen Zeit-
punkten in 
Kraft. 

-0,2 0,0 0,0 0,0 0,0

Steuerentlastungsgesetz 
2022, Beschluss des 
Regierungsentwurfs 
vom 16. März 20228

Anhebung des Arbeitnehmer-
Pauschbetrags, Anhebung des 
Grundfreibetrags, Anhebung der Ent-
fernungspauschale für Fernpendler

D.51 Aktuell in 
parlamen-
tarischer 
Beratung 

-0,1 -0,1 -0,1 -0,1 -0,1

Ausgewählte, wei-
tere Maßnahmen im 
Rahmen des Zweiten 
Regierungsentwurfs 
zum Bundeshaushalt 
2022 und des Eckwert-
ebeschlusses vom 16. 
März 20229 - hier: Ver-
änderungen gegenüber 
dem ersten Regierungs-
entwurf

Ausgleichszahlungen an Kranken-
häuser für Corona-bedingte Sonder-
belastungen nach § 21 des Kranken-
hausfinanzierungsgesetzes

D.75 Mit der Ver-
abschiedung 
des Bundes-
haushalts 
2022 (rück-
wirkend zum 
1.01.2022)

-0,1

Leistungen des Bundes an den 
Gesundheitsfonds zur Finanzierung 
Corona-bedingter Belastungen der 
Sozialversicherung

D.61 / 
P.2

-0,4

Zuschüsse zur zentralen Beschaffung 
von Impfstoffen gegen SARS-CoV-2

D.75 -0,1

Corona-Unternehmenshilfen D.39 -0,1

Erstattung von Ausfällen aus der 
Garantie für das KfW-Sonderpro-
gramm 2020 

P.2 0,1
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Liste der neuen 
Maßnahmen* Detaillierte Beschreibung

ESVG-
Code

Inkrafttreten 
des Gesetzes 2022 2023 2024 2025 2026

Schaffung eines „Son-
dervermögens Bundes-
wehr", Beschluss der 
Bundesregierung vom 
16. März 202210, 11

Zusätzliche Rüstungsinvestitionen P.51g Aktuell in 
parlamen-
tarischer 
Beratung 

-0,4 -0,5 -0,5 -0,5 -0,5

Gesetz zur Renten-
anpassung 2022 und 
zur Verbesserung von 
Leistungen für den 
Erwerbsminderungs-
rentenbestand, Entwurf 
vom 23. März 202212

D.62 Die einzelnen 
Regelungen 
treten zu 
unterschied-
lichen Zeit-
punkten in 
Kraft.

0,0 0,0 0,1 0,2 0,0

2. Entlastungspaket 
("Maßnahmenpaket des 
Bundes zum Umgang 
mit den hohen Energie-
kosten"), Beschluss des 
Koalitionsausschusses 
vom 23.03.202213

Einmalige Zahlung einer Energie-
preispauschale, Einmalbonus zum 
Kindergeld, Einmalzahlung für 
Empfängerinnen und Empfänger von 
Transferleistungen, Absenkung der 
Energiesteuer auf Kraftstoffe für 3 
Monate, befristetes verbilligtes Ti-
cket für den Öffentlichen Personen-
nahverkehr

D.21 / 
D.51 / 
D.62 / 
D.75

Mit der Ver-
abschiedung 
des Bundes-
haushalts 
2022 (rück-
wirkend zum 
1.01.2022)

-0,5 0,0 0,0 0,0  0,0 

1  Die Aufteilung der Saldenwirkung auf die einzelnen Jahre ist eine technische Annahme.
2  Für Details siehe: https://www.bundesfinanzministerium.de/Content/DE/Gesetzestexte/Gesetze_Gesetzesvorhaben/Abteilungen/

Abteilung_IV/20_Legislaturperiode/2022-02-25-Viertes-Corona-Steuerhilfegesetz/0-Gesetz.html
3  Für Details siehe: https://www.bundesfinanzministerium.de/Content/DE/Downloads/Oeffentliche-Finanzen/10-entlastungsschrit-

te-fuer-unser-land.pdf?__blob=publicationFile&v=4
4  Für Details siehe: https://www.bmwi.de/Redaktion/DE/Pressemitteilungen/2022/03/20220309-kabinett-bringt-ab-

schaffung-der-eeg-umlage-auf-den-weg.html
5  Für Details siehe: https://www.bmas.de/SharedDocs/Downloads/DE/Gesetze/Regierungsentwuerfe/reg-mindestlohnerhoehungs-

gesetz-aenderung-geringfuegige-beschaeftigung.pdf?__blob=publicationFile&v=4
6  Für Details siehe: https://dserver.bundestag.de/btd/20/006/2000688.pdf
7  Für Details siehe: https://www.bmi.bund.de/SharedDocs/gesetzgebungsverfahren/DE/Downloads/sonstige-downloads/formulie-

rungshilfe-heizkostenzuschussgesetz.pdf;jsessionid=A050110CE7FBB4F02345F24448682ABC.1_cid295?__blob=publicationFile&v=2
8  Für Details siehe: https://www.bundesfinanzministerium.de/Content/DE/Gesetzestexte/Gesetze_Gesetzesvorhaben/Abteilungen/

Abteilung_IV/20_Legislaturperiode/2022-03-02-StEntlastG2022/0-Gesetz.html
9  Für Details zum zweiten Regierungsentwurf zum Bundeshaushalt 2022 siehe: https://www.bundesfinanzministerium.de/Content/

DE/Standardartikel/Themen/Oeffentliche_Finanzen/Bundeshaushalt/2022/zweiter-regierungsentwurf-2022-eckwerte-2023.html
10  Für Details siehe: https://www.bundesfinanzministerium.de/Content/DE/Pressemitteilungen/Finanzpolitik/2022/03/2022-03-16-

sondervermoegen-bundeswehr.html
11  Die hier dargestellten Auswirkungen auf den Staatshaushalt sind technische Annahmen.
12  Für Details siehe: https://www.bmas.de/SharedDocs/Downloads/DE/Gesetze/Referentenentwuerfe/ref-erwerbsminderungsren-

ten-bestandsverbesserungsgesetz.pdf?__blob=publicationFile&v=1
13  Das 2. Entlastungspaket ist Teil eines Ergänzungshaushalts 2022, der am 27. April 2022 von der Bundesregierung beschlossen 

werden soll.  
Für Details, siehe: https://www.bundesfinanzministerium.de/Content/DE/Downloads/2022-03-23-massnahmenpaket-bund-hohe-
energiekosten.pdf?__blob=publicationFile&v=3

*Im Vergleich zur BMF-Projektion vom Oktober 2021.

noch Tabelle 39: Diskretionäre Maßnahmen auf Ebene des Gesamtstaates (inkl. diskretionärer 
Maßnahmen des Bundes)
Auswirkungen auf den Staatsaushalt (in % des BIP)
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Tabelle 40: Abweichungen vom Stabilitätsprogramm vom April 2022
ESVG-Code 2021 2022 2023

Finanzierungssaldo (in % des BIP) B.9

Stabilitätsprogramm - April 2022 -3,7 -3 ¾  -2      

Übersicht über die Haushaltsplanung -3,7 -3 ¾  -2      

Differenz 0,0 0 0

Finanzierungssaldo bei unveränderter Politik (in % des BIP)

Stabilitätsprogramm - April 2022 -3,7 -1 ½  - ¾  

Übersicht über die Haushaltsplanung  -  -1 ½   - ¾  

Differenz  - 0 0

Werte im Projektionszeitraum auf ¼ Prozent des BIP gerundet.
Abweichungen in den Summen durch Runden der Zahlen möglich.

Tabelle 41: Auswirkungen der Aufbau- und Resilienzfazilität (ARF) auf die Projektion - Zuschüsse
in % des BIP

2020 2021 2022 2023 2024 2025 2026

Einnahmen aus ARF-Zuschüssen

ARF-Zuschüsse im Rahmen der Projektion 
der Einnahmen

0,00 0,20 0,17 0,09 0,09 0,07 0,04

Cash disbursements of RRF GRANTS from EU 0,00 0,06 0,11 0,17 0,15 0,08 0,08

Ausgaben, finanziert durch ARF-Zuschüsse

Laufende Ausgaben insgesamt 0,00 0,11 0,07 0,03 0,02 0,01 0,00

Bruttoanlageinvestitionen P.51g 0,01 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00

Vermögenstransfers D.9 0,00 0,07 0,10 0,06 0,07 0,05 0,04

Investitionsausgaben 0,02 0,08 0,10 0,06 0,07 0,06 0,04

Sonstige Kosten, die durch ARF finanziert werden

Steuermindereinnahmen 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00

Weitere Mindereinnahmen 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00

Finanzielle Transaktionen

Differenzen durch Rundungen möglich.
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Tabelle 42: Gewährleistungen

Beschreibung Inkrafttreten des Gesetzes

Gewähr
leistungsrahmen 

in % des BIP
Ausnutzung 
in % des BIP

In Reaktion auf die COVID 19-Pandemie

Bund: Gewährleistungen nach Haushaltsgesetz, hier: Anhebung des 
Gewährleistungsrahmens im Zuge des 1. Nachtragshaushalts 2020), 
gemäß § 3 Abs. 1, S. 1, Nr. … ¹

rückwirkend zum 1.01.2020 10,0

1. Ausfuhren (Exportgarantien) 0,2

2. Kredite an ausländische Schuldner, Direktinvestitionen im 
Ausland, EIB-Kredite

0,5

3. Vorhaben der finanziellen Zusammenarbeit 0,1

4. Marktordnungs- und Bevorratungsmaßnahmen 0,0

5. Binnenwirtschaft und sonstige Zwecke im Inland 8,4

6. Internationale Finanzierungsinstitutionen 0,8

7. Nachfolgeeinrichtungen der Treuhandanstalt 0,0

8. Zinsausgleichsgarantien 0,0

Bund: Gewährleistungen gemäß weiterer Gesetze

Gewährleistungen gemäß SURE-Gewährleistungsgesetz² 10.07.2020 0,2 0,2

Deutscher Beitrag für den Pan-europäischen Garantiefonds3a 20203b 0,1 0,0

Bund: Gewährleistungen der Sondervermögen

Garantien des Wirtschaftsstabilisierungsfonds  
gemäß § 21 Stabilisierungsfondsgesetz4

28.03.2020/reduziert auf 
100 Mrd. Euro mit Gesetz 

zur Änderung des Stabilisie-
rungsfondsgesetzes und des 
Wirtschaftsstabilisierungsbe-
schleunigungsgesetzes vom 

20.12.2021

2,8 0,0

Länder: Anhebung Gewährleistungsrahmen der Länder n.n. 2,2 0,0

Weitere Gewährleistungen auf Ebene des Bundes

Bund: Gewährleistungen nach Haushaltsgesetz insgesamt  
gemäß § 3 Abs. 1, S. 1, Nr. … 5

1.01.2020 23,0 15,3

1. Ausfuhren (Exportgarantien) 4,3 3,6

2. Kredite an ausländische Schuldner, Direktinvestitionen im 
Ausland, EIB-Kredite

2,1 1,0

3. Vorhaben der finanziellen Zusammenarbeit 1,0 0,8

4. Marktordnungs- und Bevorratungsmaßnahmen 0,0 0,0

5. Binnenwirtschaft und sonstige Zwecke im Inland 12 7,5

6. Internationale Finanzierungsinstitutionen 3,1 1,9

7. Nachfolgeeinrichtungen der Treuhandanstalt 0,0 0,0

8. Zinsausgleichsgarantien 0,4 0,4

Bund: Gewährleistungen gemäß weiterer Gesetze

Garantien für Kredite an Griechenland gemäß dem Währungsunion-
Finanzstabilitätsgesetz6

7.05.2010 0,6 0,6

Garantien gemäß dem Gesetz zur Übernahme von Gewährleistun-
gen im Rahmen eines europäischen Stabilisierungsmechanismus7

Inkrafttreten des Gesetzes: 
23.05.2010

5,9 2,5

Inkrafttreten der letzten 
Änderung: 1.06.2012
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Beschreibung Inkrafttreten des Gesetzes

Gewähr-
leistungsrahmen 

in % des BIP
Ausnutzung 
in % des BIP

Bund: Gewährleistungen der Sondervermögen

Bürgschaften des Bundeseisenbahnvermögens

Gewährleistungen des ERP-Sondervermögens

Garantien des Finanzmarktstabilisierungsfonds, gemäß §§ 6 und 
8a Stabilisierungsfondsgesetz8

ERP-Wirtschaftsplangesetz 
2021

Inkrafttreten des Gesetztes 
18.10.2008; zuletzt geändert 

am 29.12.2020

0,0

0,1

11,2

0,0

0,1

0,0

1 
2 
3a 
3b 
4 
5 
6 
7 
8 

Die Darstellung der Ausnutzung kann nur für Gewährleistungen nach Haushaltsgesetz insgesamt erfolgen (siehe unten).
Stand der Ausnutzung: 31.12.2021

Stand der Ausnutzung: 15.03.2022
Beschluss des EIB-Verwaltungsrates: 26.05.2020, Unterschrift für DEU-Beteiligung am Fonds: 07.07.2020

Stand des Gewährleistungsrahmens und der Ausnutzung: 16.03.2022
Inkl. der oben dargestellten Anhebung des Gewährleistungsrahmens, Stand der Ausnutzung: 31.12.2021.
Stand der Ausnutzung: 31.12.2021
Stand der Ausnutzung: 31.12.2021
Stand der Ausnutzung: 31.12.2021

noch Tabelle 42: Abweichungen vom Stabilitätsprogramm vom April 2022
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noch Tabelle 43: Umsetzung der länderspezifischen Empfehlungen (LSE) 2021/2022 – Stand 25.03.2022Tabelle 43: Umsetzung der länderspezifischen Empfehlungen (LSE) 2021/2022 – Stand 25.03.2022

Der Rat der Europäischen Union empfiehlt, Deutschland 2021 und 2022 Berichtszeitraum April 2021 bis März 2022

Empfehlung 1: in 2022 stützender 
finanzpolitischer Kurs, Investitionsaus-
gaben aufrechterhalten Titel der Maßnahme Beschreibung und direkte Zielrelevanz Status und Zeitplan

2022 einen stützenden finanzpoliti-
schen Kurs einschließlich des von der 
Aufbau- und Resilienzfazilität aus-
gehenden Impulses beizubehalten 
und national finanzierte Investitionen 
aufrechtzuerhalten;

Bundeshaushalt 2021 einschl. Nachtragshaushal-
te 2021
Als Grundlage für die Fortführungsmaßnahmen im 
zweiten Regierungsentwurf des Bundeshaushalts 2022 
und in den Eckwerten 2023 bis 2026erscheinen die An-
gaben zum HH 2021 einschl. Nachträge 2021 zweck-
mäßig, obwohl sie nicht unmittelbar das Jahr 2022 
betreffen. Ergänzend dazu wird auf die Eintragung zum 
zweiten Regierungsentwurf Bundeshaushalt 2022 und 
Eckwerte 2023 bis 2026 in Empfehlung 2 verwiesen.

Mit dem Bundeshaushalt 2021 setzt die Bundesregierung ihren Kurs der 
entschlossenen Bekämpfung der Krise fort. 
Mit dem Ende 2020 verabschiedeten Bundeshaushalt 2021 wurden die 
haushaltsrechtlichen Voraussetzungen für die weitere Umsetzung der 
Maßnahmen aus dem am 3. Juni 2020 beschlossenen Konjunktur- und 
Krisenbewältigungspaket und dem ergänzenden Zukunftspaket sowie 
weiterer Maßnahmen zur Bekämpfung der gesellschaftlichen, sozialen 
und wirtschaftlichen Auswirkungen der Corona-Krise geschaffen (zu den 
Einzelmaßnahmen siehe DBP 2021, Tabelle 11).
Mit dem im Juni 2021 verkündeten ersten Nachtragshaushalt 2021 
wurden die bereits im Bundeshaushalt 2021 vorgesehenen Maßnahmen 
ergänzt und der dafür notwendige finanzielle Handlungsrahmen an die 
zwischenzeitliche Entwicklung der Pandemie angepasst.
Insbesondere wurden
zusätzliche Mittel für die Unternehmenshilfen im Umfang von 25,5 Mrd. 
Euro und damit insgesamt 65 Mrd. Euro bereitgestellt,
•	 zusätzliche Ausgaben im Bereich Gesundheit etatisiert, davon allein 

für die Impfstoffbeschaffung rund 6,2 Mrd. Euro, und
•	 Vorsorge für Bedarfe insbesondere im Zusammenhang mit der 

Impf- und Testkampagne sowie je nach Pandemieentwicklung 
weiterer notwendiger Hilfen getroffen.

Gleichzeitig wurden Steuermindereinnahmen in Höhe von rund 6 Mrd. 
Euro für den mit dem Dritten Corona-Steuerhilfegesetz beschlosse-
nen Kinderbonus einschließlich der Erstattung an die Länder sowie für 
weitere Entlastungen zur Stützung der Wirtschaft, konjunkturell bedingte 
Mindereinnahmen berücksichtigt.
Mit dem zweiten Nachtrag zum Bundeshaushalt 2021 (verkündet am 18. 
Februar 2022) wurden 60 Mrd. Euro aus bereits veranschlagten und nicht 
genutzten Kreditermächtigungen zur Bewältigung der Pandemiefolgen 
dem Sondervermögen „Energie- und Klimafonds“ zugeführt. Die Mittel 
werden zweckgebunden zur Förderung von Investitionen im Gebäu-
debereich, in CO2-neutrale Mobilität, in neue Produktionsanlagen in 
Industriebranchen mit emissionsintensiven Prozessen und zum Ausbau 
einer Infrastruktur für eine CO2-neutrale Energieversorgung sowie zur 
Stärkung der Nachfrage durch Abschaffung der EEG-Umlage eingesetzt. 
Mit der zusätzlichen finanziellen Absicherung von Zukunftsinvestitionen 
und der damit einhergehenden Planungssicherheit werden aktivierende 
Rahmenbedingungen geschaffen und gezielt die zur Pandemiebewälti-
gung notwendigen gesamtwirtschaftlichen Impulse gesetzt.

Haushaltsgesetz und 
Nachtragshaushaltsge-
setz 2021 in Kraft seit 
1. Januar 2021
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noch Tabelle 43: Umsetzung der länderspezifischen Empfehlungen (LSE) 2021/2022 – Stand 25.03.2022
Empfehlung 1: in 2022 stützender 
finanzpolitischer Kurs, Investitionsaus-
gaben aufrechterhalten Titel der Maßnahme Beschreibung und direkte Zielrelevanz Status und Zeitplan

Der Haushalt 2021 wurde mit Gesamtausgaben von 557,1 Mrd. Euro 
abgeschlossen. Die Investitionsausgaben belaufen sich auf rund 
45,8 Mrd. Euro Damit wird das Vorkrisenniveau der Investitionsausgaben 
(Ist 2019: rund 38,1 Mrd. Euro) deutlich überschritten. Die Investitionen 
flossen unter anderem in die Verkehrsträger Straße, Schiene und Wasser-
straße, die Unterstützung der Länder beim Thema Kinderbetreuung, 
Bildung und Forschung, die digitale Infrastruktur und in den klima-
freundlichen Umbau der Wirtschaft (zu weiteren Einzelmaßnahmen siehe 
Angaben zu Empfehlung 3).
Die wirtschaftlichen Auswirkungen der Pandemie und die umfangreichen 
Maßnahmen, die im Hinblick auf die Bekämpfung der Corona-Krise erfor-
derlich sind, machen es im Haushaltsjahr 2021 erneut erforderlich, neue 
Schulden in Höhe von rund 215,4 Mrd. Euro aufzunehmen. 

Deutscher Aufbau- und Resilienzplan (DARP) Der deutsche Aufbau- und Resilienzplan (DARP) trägt wirksam zur 
Bewältigung der Herausforderungen bei, die in den länderspezifischen 
Empfehlungen an Deutschland ermittelt wurden.
Der DARP umfasst für die Jahre 2020 bis 2026 insgesamt ein Ausga-
benvolumen von rund 28 Mrd. Euro, davon entfallen auf das Jahr 2021 
rd. 9,6 Mrd. Euro (Mittel sind bereits im Bundeshaushalt 2021 und der 
Finanzplanung enthalten). Die Mittel werden helfen, die im DARP dar-
gestellten wichtigen Investitions- und Reformvorhaben umzusetzen und 
werden entscheidend dazu beitragen, dass Deutschland gestärkt aus der 
COVID-19-Pandemie hervorgehen kann.
Der DARP wird den ökologischen und digitalen Wandel in Deutschland 
vorantreiben. Mindestens 42 Prozent der darin vorgesehenen Gesamt-
mittel fließen in Maßnahmen zur Unterstützung von Klimaschutzzielen. 
Beispielsweise umfasst der Plan Maßnahmen zur Dekarbonisierung der 
Industrie, wobei ein besonderer Schwerpunkt auf erneuerbarem Wasser-
stoff, Investitionen in nachhaltige Mobilität und der Renovierung von 
Wohngebäuden zur Verbesserung ihrer Energieeffizienz liegt.
Des Weiteren werden 52 Prozent der Gesamtmittel für Maßnahmen 
zur Förderung des digitalen Wandels bereitgestellt. Insbesondere sind 
Maßnahmen zur Unterstützung der Digitalisierung öffentlicher Dienste, 
insbesondere öffentlicher Gesundheitsdienste, sowie von Unterneh-
men vorgesehen. Der Plan sieht ferner Maßnahmen zur Förderung des 
Humankapitals sowie Investitionen in fortschrittliche digitale Techno-
logien vor, wobei eine Komponente auf die „Digitalisierung der Bildung“ 
ausgerichtet ist.

Annahme DARP 
durch EU KOM am 
22. Juni 2021
Billigung durch 
ECOFIN-Rat 
am 13. Juli 2021
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noch Tabelle 43: Umsetzung der länderspezifischen Empfehlungen (LSE) 2021/2022 – Stand 25.03.2022

Empfehlung 1: in 2022 stützender 
finanzpolitischer Kurs, Investitionsaus-
gaben aufrechterhalten Titel der Maßnahme Beschreibung und direkte Zielrelevanz Status und Zeitplan

Weitere Maßnahmen zielen auf die Förderung der sozialen Teilhabe und 
Partizipation am Arbeitsmarkt, stets auch im Hinblick auf die Gleichstel-
lung der Geschlechter, ab. Zur Stärkung der sozialen Resilienz gehören 
auch Maßnahmen für ein starkes öffentliches Gesundheitswesen und den 
Pandemieschutz.
Der Plan enthält zudem umfangreiche Reformen und Investitionen, die 
zur Bewältigung aller oder eines wesentlichen Teils der – in den 2019 
und 2020 an Deutschland gerichteten länderspezifischen Empfehlungen 
des Rates genannten – wirtschaftlichen und sozialen Herausforderungen 
beitragen. Geplant sind unter anderem Maßnahmen zur Beseitigung von 
Investitionsengpässen und zur Verringerung des Verwaltungsaufwands. 
Darüber hinaus werden die länderspezifischen Empfehlungen in Bezug 
auf die Digitalisierung des Bildungswesens, die Förderung benachteiligter 
Schülerinnen und Schüler, die Verbesserung des Kinderbetreuungsange-
bots, die Erhöhung der Transparenz bei den Renten und die Dämpfung 
des Anstiegs der Steuer- und Abgabenbelastung angegangen.
Einzelmaßnahmen des DARP, bei denen substantielle Fortschritte seit 
Einreichen des Plans erreicht wurden, sind unter Empfehlung 3 auf-
gelistet.

Maßnahmen zur Förderung kommunaler 
Investitionstätigkeit

Eine Vielzahl von Investitionsprojekten mit hoher Bedeutung für die 
Zukunftsfähigkeit Deutschlands liegen in der Verantwortung der Kom-
munen. Der Bund engagiert sich auch daher seit Jahren massiv für eine 
nachhaltig positive Entwicklung der kommunalen Investitionstätigkeit 
und hat seine diesbezügliche Förderung in diesem Berichtszeitraum aber-
mals ausgebaut.
So unterstützt der Bund im Bildungs- und Betreuungswesen durch zu-
sätzliche Fördermittel den Ausbau der Kindertagesbetreuung sowie der 
Ganztagsbetreuung von Grundschuldkindern. Die vom Strukturwandel 
stark betroffenen Kommunen in den Steinkohleregionen unterstützt der 
Bund mit Strukturhilfen bei der wirtschaftlichen Transformation u. a. 
bei Investitionsvorhaben zum Aus- und Umbau ihrer wirtschaftsnahen 
Infrastruktur.
Für Details zu diesen Maßnahmen wird auf die Auflistung unter Empfeh-
lung 3 verwiesen. Zudem sind weitere der unter Empfehlung 3 aufgeliste-
ten Maßnahmen, u. a. im Bereich der Breitbandförderung, ebenfalls auch 
an die Kommunen gerichtet und stellen somit weitere Förderungen der 
kommunalen Investitionsfähigkeit durch den Bund dar.
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noch Tabelle 43: Umsetzung der länderspezifischen Empfehlungen (LSE) 2021/2022 – Stand 25.03.2022

Der Rat der Europäischen Union emp-
fiehlt, dass Deutschland 2021 und 2022 Berichtszeitraum April 2021 bis März 2022

Empfehlung 2: Tragfähigkeit der öffent-
lichen Finanzen, Investitionen erhöhen Titel der Maßnahme Beschreibung und direkte Zielrelevanz Status und Zeitplan

wenn die wirtschaftlichen Bedingungen 
es zulassen, eine Finanzpolitik zu verfol-
gen, die darauf abzielt, mittelfristig eine 
vorsichtige Haushaltslage zu erreichen 
und die Tragfähigkeit der öffentlichen 
Finanzen zu gewährleisten; gleichzeitig 
die Investitionen zu erhöhen, um das 
Wachstumspotenzial zu steigern;

Zweiter Regierungsentwurf Bundeshaushalt 2022 und 
Eckwerte 2023 bis 2026

Mit dem zweiten Regierungsentwurf für den Bundeshaushalt 2022 
und den Eckwerten 2023 bis 2026 setzt der Bund seine unterstützende 
Finanzpolitik fort, um in der aktuellen Phase der Pandemie die gesamt-
wirtschaftlichen Rahmenbedingungen zu stärken. Mit zukunftsweisenden 
Investitionsschwerpunkten wird nicht nur der Transformationsprozess 
der Wirtschaft gefördert, sondern auch die Basis für nachhaltiges und 
andauerndes Wirtschaftswachstum gelegt. Auch die Sozialversicherung 
wird deutlich unterstützt, um die Beitragssätze zu stabilisieren und um 
damit günstige Rahmenbedingungen für Wachstum und Beschäftigung 
zu generieren.
Besonderes Augenmerk wird erneut auf Investitionen gerichtet. Im 
Jahr 2022 belaufen sich die Investitionsausgaben auf 50,8 Mrd. Euro, sie 
wachsen ggü. der bisherigen Planung in den Jahren 2023 bis 2026 auf 
jährlich rund 51 Mrd. Euro an. Die Mittel fließen u. a. in die Verkehrsträger 
Straße, Schiene und Wasserstraße, in Bildung und Forschung, in die digi-
tale Infrastruktur und in den klimafreundlichen Umbau der Wirtschaft:
•	 Mit dem Regierungsentwurf und den Eckwerten werden sich die im 

Konjunkturpaket angelegten kräftigen und mittelfristig ausgerich-
teten Impulse von insgesamt 7 Mrd. Euro zur Förderung der Digi-
talisierung, der Künstlichen Intelligenz, der Quantentechnologie 
und der 5G/6G-Kommunikationstechnologien in diesen zentralen 
Wachstumsbereichen entfalten.

•	 Ebenfalls finanziell unterlegt ist das „Klimaschutz Sofort-
programm 2022“, mit dem die Bundesregierung weitere rund 
8 Mrd. Euro zur Finanzierung zusätzlicher Maßnahmen zur stär-
keren Minderung der Treibhausgasemissionen zur Erreichung der 
nationalen Klimaschutzvorgaben bereitstellt.

•	 Während die unmittelbaren Maßnahmen zur Abwehr der Aus-
wirkungen der Corona-Pandemie im Finanzplanzeitraum allmäh-
lich auslaufen, gilt es nunmehr, aus Gründen der Vorsorge für ein 
längeres Andauern der Corona-Pandemie, weiter erforderliche 
Impfungen sowie mögliche zukünftige Pandemien, die aufgebauten 
Kapazitäten für die Produktion von Impfstoffen neuartiger Techno-
logien auch mittelfristig abzusichern und den Aufbau weiterer 
Kapazitäten zu ermöglichen. 

Kabinettbeschluss am 
16. März 2022.
Nach der Bundes-
tagswahl am 26. 
September 2021 hat 
die neue Bundesre-
gierung einen zweiten 
Regierungsentwurf des 
Bundeshaushalts 2022 
beschlossen und dem 
Deutschen Bundestag 
zur Beratung zu-
geleitet.
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noch Tabelle 43: Umsetzung der länderspezifischen Empfehlungen (LSE) 2021/2022 – Stand 25.03.2022

Der Rat der Europäischen Union emp-
fiehlt, dass Deutschland 2021 und 2022 Berichtszeitraum April 2021 bis März 2022

Empfehlung 2: Tragfähigkeit der öffent-
lichen Finanzen, Investitionen erhöhen Titel der Maßnahme Beschreibung und direkte Zielrelevanz Status und Zeitplan

Wichtige wirtschaftliche und nachhaltige Impulse setzt der Bund auch 
mit seinen Sondervermögen:
•	 Im Energie- und Klimafonds, der zu einem Klima- und Trans-

formationsfonds weiterentwickelt wird, sind die umwelt- und 
klimapolitischen Maßnahmen der Bundesregierung aus dem Klima-
schutzprogramm 2030 und aus dem Zukunftspaket des Konjunktur-
programms gebündelt. Außerdem sollen die mit dem 2. Nachtrags-
haushalt 2021 zusätzlich zugeführten 60 Mrd. Euro gezielt private 
Investitionen in Zukunftsbereichen wie dem Klimaschutz aktivieren 
und damit ein Nachholprozess zur Überwindung der sozialen und 
wirtschaftlichen Folgen der Pandemie sowie der pandemiebe-
dingt verringerten Investitionstätigkeit angestoßen werden. Mit 
Programmausgaben von insgesamt über 200 Mrd. Euro werden 
wichtige klimapolitische Vorhaben des Bundes im Zeitraum 2022 
bis 2026 fortgesetzt und deutlich ausgeweitet.

•	  Aus dem Sondervermögen „Digitale Infrastruktur“ werden Investi-
tionen im Rahmen des DigitalPakt Schule sowie zur unmittelbaren 
Unterstützung des Ausbaus von Gigabit- und Mobilfunknetzen 
gefördert. Hierzu werden zunächst die Erlöse aus der Vergabe der 
5G-Mobilfunklizenzen eingesetzt. Der Bund stellt seit dem Bundes-
haushalt 2020 zusätzliche Mittel zur Verfügung, soweit dies zur 
Finanzierung der Aufgaben des Sondervermögens erforderlich ist. 
Die Zuweisung im Bundeshaushalt 2022 dient zur Ausfinanzierung 
der Zusage des Bundes, insgesamt 6,5 Mrd. Euro für den DigitalPakt 
Schule bereitzustellen.

•	 Hinzu kommen investive Ausgaben der Sondervermögen „Kin-
derbetreuungsausbau“ und „Ausbau der Ganztagsbetreuung von 
Grundschulkindern“ zur Unterstützung der Länder beim Ausbau der 
Kinderbetreuung.

Die pandemiebedingten Belastungen des Bundeshaushalts machen 
es erneut erforderlich, im Haushaltsjahr 2022 die Ausnahmeregelung 
für außergewöhnliche Notsituationen nach Artikel 115 Absatz 2 Satz 6 
Grundgesetz in Anspruch zu nehmen. Die im zweiten Regierungsentwurf 
des Bundeshaushalts 2022 vorgesehene Nettokreditaufnahme beträgt 
rund 99,7 Mrd. Euro. 
Ab dem Jahr 2023 soll die Schuldenregel wieder ohne Inanspruchnahme 
der Ausnahmeregelung eingehalten werden.
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Der Rat der Europäischen Union emp-
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Empfehlung 2: Tragfähigkeit der öffent-
lichen Finanzen, Investitionen erhöhen Titel der Maßnahme Beschreibung und direkte Zielrelevanz Status und Zeitplan

Mit dem Kabinettbeschluss über den zweiten Regierungsentwurf zum 
Bundeshaushalt 2022 wurde auch festgelegt, dass die Bundesregie-
rung zu diesem Entwurf einen Ergänzungshaushalt gemäß § 32 BHO 
beschließen wird, der ein Maßnahmenprogramm zur Abmilderung der 
Auswirkungen des völkerrechtswidrigen Angriffskriegs Russlands gegen 
die Ukraine beinhalten soll. Der Ergänzungshaushalt wird rechtzeitig dem 
Bundesrat zugeleitet und im Deutschen Bundestag eingebracht, damit er 
zusammen mit dem Haushaltsgesetz 2022 beschlossen werden kann.

MTO Die für Deutschland aus dem Fiskalvertrag gültige Obergrenze für den 
gesamtstaatlichen strukturellen Finanzierungssaldo von -0,5 Prozent des 
BIP wird ab dem Jahr 2026 wieder erreicht.

Maßnahmen zur Erhöhung der Investitionen Maßnahmen zur Erhöhung der Investitionstätigkeit werden unter Emp-
fehlung 1 (vgl. Maßnahmen zur Förderung kommunaler Investitionstätig-
keit) sowie zu Empfehlung 3.2 aufgelistet.

(s.o. und u.)
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3.1 besonderes Augenmerk auf die 
Zusammensetzung der öffentlichen 
Finanzen — sowohl auf der Einnahmen- 
als auch auf der Ausgabenseite des 
Haushalts — sowie auf die Qualität der 
haushaltspolitischen Maßnahmen zu 
richten, um eine nachhaltige und inklu-
sive Erholung zu gewährleisten;

Themenbezogene Haushaltsanalysen (sog. Spending 
Reviews)

Als Ergänzung zum Top-Down-Verfahren der Aufstellung des Bundes-
haushalts führt die Bundesregierung seit dem Jahr 2015 Spending 
Reviews durch. Diese einnahme- und ausgabeseitigen Haushaltsanalysen 
untersuchen ausgewählte Maßnahmen, Politikfelder oder Querschnitts-
aufgaben der Verwaltung dahingehend, ob die mit ihnen verbundenen 
Ziele erreicht werden (Effektivität) und ob dies wirtschaftlich erfolgt 
(Effizienz). 
Mit der Durchführung von Spending Reviews wird das Haushaltsaufstel-
lungsverfahren stärker inhaltlich ausgerichtet und die Wirkungsorientie-
rung der eingesetzten Haushaltsmittel gestärkt. Sie dienen der Verbes-
serung der Struktur des Bundeshaushalts und können die Grundlage für 
Repriorisierungen bzw. die Schaffung von neuen finanziellen Spielräumen 
bilden.

Spending Reviews sind 
Teil des regierungs-
internen Verfahrens 
zur Aufstellung des 
Bundeshaushalts und 
werden jährlich durch-
geführt.

Maßnahmen zur Erhöhung der Investitionen Maßnahmen zur Erhöhung der Investitionstätigkeit werden unter Emp-
fehlung 1 (vgl. Maßnahmen zur Förderung kommunaler Investitionstätig-
keit) sowie zu Empfehlung 3.2 aufgelistet.

(s.o.)

Zukunftsgerichtete Ausgaben Umfangreiche zukunftsgerichtete Ausgaben, die eine nachhaltige und 
inklusive Erholung sicherstellen wurden unter Empfehlung 1 berichtet 
(u.a. Investitionsausgaben im Bundeshaushalt, Energie- und Klimafonds, 
Klimaschutz-Sofortprogramm)

(s.o.)
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turreformen Titel der Maßnahme Beschreibung und direkte Zielrelevanz Status und Zeitplan

3.2 nachhaltigen und wachstumsför-
dernden Investitionen, insbesondere 
Investitionen zur Unterstützung des 
ökologischen und des digitalen Wan-
dels, Vorrang einzuräumen1;

Gigabit-Förderprogramm in „grauen Flecken“ Die bisherige Breitbandförderung in „weißen Flecken“ wurde im Ap-
ril 2021 auf die Erschließung der „grauen Flecken“ erweitert. Ziel ist die 
flächendeckende Versorgung Deutschlands mit nachhaltigen Glasfaser-
netzen (fiber-to-the-home, FTTH).Damit trägt die Maßnahme sowohl zur 
Nachhaltigkeit des digitalen Wandels als auch zu Wirtschaftswachstum 
und digitaler Teilhabe insb. in eher ländlich geprägten Regionen bei. 
Das Graue-Flecken-Programm ermöglicht es Kommunen oder Landkrei-
se seit April 2021 für alle Gebiete mit Anschlüssen mit weniger als 100 
Mbit/s eine Gigabitförderung beim Bund zu beantragen. Die beihilfen-
rechtliche Genehmigung für das Gigabit-Förderprogramm ermöglicht 
den Wegfall der Aufgreifschwelle für Haushalte ab dem 1. Januar 2023. 
Sozioökonomische Schwerpunkte (z.B. Schulen, Behörden, KMU) können 
bereits jetzt ohne Aufgreifschwelle gefördert mit Glasfaser erschlossen 
werden. Das deutsche Graue-Flecken-Förderprogramm ist europaweit 
das erste, das eine Förderung ab 2023 ohne Aufgreifschwelle ermöglicht. 
Die Breitbandförderung wird derzeit weiterentwickelt. Den Rahmen hier-
für bilden die Eckpunkte der am 17.03.2022 veröffentlichten Gigabitstra-
tegie. Dabei wird u.a. auf eine gestaffelte Förderung gesetzt. Gebiete mit 
einer vergleichsweise schlechten Versorgungsperspektive sollen schneller 
in die Förderung kommen als solche mit einem höheren Potenzial für 
eine privatwirtschaftliche Erschließung. Der Ausbau erfolgt auch weiter-
hin vorrangig und überwiegend marktgetrieben. 
Der Bund stellt aktuell rd. 12 Mrd. Euro Bundesmittel für die Unterstüt-
zung des Breitbandausbaus zur Verfügung.

Die Förderung ist am 
26.04.2021 gestartet. 

Wegfall der bisherigen 
Aufgreifschwelle für 
Haushalte ab dem 
1.01.2023

Die Gigabit-Rahmen-
regelung ist bis zum 
31.12.2025 befristet.

Mobilfunkförderung Mit der Mobilfunkförderung des Bundes werden die nötigen Anreize für 
den Bau zusätzlicher Mobilfunkstandorte gesetzt, um verbleibende Ver-
sorgungslücken im 4G-Netz zu schließen. Hierfür stehen 1,1 Mrd. Euro 
Bundesmittel zur Verfügung.
Die geförderten Mobilfunkstandorte umfassen in möglichst allen Fällen 
eine Glasfaseranbindung, um die Grundlage für eine bedarfsgerechte 
Aufrüstung auf den 5G-Mobilfunk zu ermöglichen.

Die Förderrichtlinie ist 
durch EU-KOM ge-
nehmigt und wurde am 
21.06.2021 veröffent-
licht. Sie ist bis zum 
31.12.2024 befristet. 

1    Siehe auch NRP 2022 zu Maßnahmen zur Unterstützung von Investitionen in den grünen und digitalen Wandel und generell zur Umsetzung der länderspezifischen Empfehlungen aus 2019 und 2020. 
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und Qualität öffentlicher Finanzen, 
nachhaltige und wachstumsfördernde 
Investitionen, finanzpolitische Struk-
turreformen Titel der Maßnahme Beschreibung und direkte Zielrelevanz Status und Zeitplan

Mobilfunkinfrastrukturgesellschaft Das Mobilfunkförderprogramm des Bundes wird durch die Mobilfunk-
infrastrukturgesellschaft (MIG) umgesetzt. Hierbei unternimmt die MIG 
- zur Entlastung der Marktteilnehmer -auch die aufwändige Standortvor-
bereitung (u.a. Bindung geeigneter Grundstücke und nutzungsinteressier-
ter Mobilfunknetzbetreiber, Vorbereitung der Genehmigungsverfahren, 
Ermittlung diskriminierungsfrei nutzbarer Glasfaserübergabepunkte).

Seit Mai 2021 unter-
nimmt die MIG regel-
mäßig Markterkun-
dungsverfahren. Seit 
Februar 2022 ist die 
Bewerbung auf Förder-
aufrufe möglich.

5G-Innovationswettbewerb Der 5G-Innovationswettbewerb soll die Erprobung von 5G-Anwendun-
gen unter realen Bedingungen ermöglichen. Eine Ausweitung des Wett-
bewerbs konnte über zusätzliche Mittel aus dem Konjunkturpaket mit 
Koalitionsbeschluss vom 03.06.2020 sichergestellt werden, so dass ins-
gesamt 50 weitere Konzepte eine Umsetzungsförderung von bis zu 4 Mio. 
Euro erhalten haben. Auf diese Weise werden potenzielle Nachfrager und 
Anbieter von innovativen 5G-Mobilfunklösungen zusammengeführt und 
die Potenziale des 5G-Mobilfunks vor Ort sichtbar gemacht.

Aufstockung der Mittel 
für die Umsetzungs-
förderung um knapp 
175 Mio. Euro bis Ende 
2024

Richtlinie zur Förderung des Schienengüterverkehrs 
über eine anteilige Finanzierung der genehmigten 
Trassenentgelte (Schienengüterverkehr).

Die bestehende Trassenpreisförderung wurde um eine im Maßnahmen-
paket zur Minderung der pandemiebedingten Schäden im Schienen-
sektor enthaltene einmalige, rückwirkende und ergänzende Förderung 
der Eisenbahnverkehrsunternehmen (EVU) des Schienengüterverkehrs 
(SGV) erweitert. Mit den Mitteln wurde die Nutzung der Bahntrassen im 
Güterverkehr auf der Schiene für alle Unternehmen günstiger. Die EVU 
wurden vom 1.06.2021 bis 31.12.2021 bei ihren Trassen-Kosten zusätz-
lich entlastet, der Förderanteil wurde auf rd. 98 Prozent erhöht. Darüber 
hinaus hat die EU-KOM am 30.07.2021 ergänzende Mittel genehmigt. 
Insgesamt standen für diese Maßnahme 627 Mio. Euro zur Verfügung. 
Durch die Förderung erhielten die EVU mehr finanziellen Spielraum, um 
in Innovationen wie Digitalisierung zu investieren und so ihre Wettbe-
werbsposition zu verbessern. Gleichzeitig wurde der umweltfreundliche 
Verkehrsträger Schiene zusätzlich gestärkt.

Einmalige, rückwir-
kende und ergänzende 
Förderung durch 
EU-KOM genehmigt 
und im Bundesan-
zeiger veröffentlicht. 
Die Maßnahme ist 
abgeschlossen.



D
eutsches Stabilitätsprogram

m
 2022

A
nhang B: Tabellen zur A

ktualisierung der D
eutschen H

aushaltsplanung 2022 

88

noch Tabelle 43: Umsetzung der länderspezifischen Empfehlungen (LSE) 2021/2022 – Stand 25.03.2022
Empfehlung 3: Zusammensetzung 
und Qualität öffentlicher Finanzen, 
nachhaltige und wachstumsfördernde 
Investitionen, finanzpolitische Struk-
turreformen Titel der Maßnahme Beschreibung und direkte Zielrelevanz Status und Zeitplan

Richtlinie zur Förderung des Schienenpersonen-
fernverkehrs über eine anteilige Finanzierung der 
genehmigten Trassenentgelte zur Bewältigung der 
COVID-19-Pandemie

Als Teil eines Maßnahmenpakets zur Minderung von pandemiebedingten 
Schäden im Schienensektor erfolgt die Förderung der Trassenpreise im 
Schienenpersonenfernverkehr. Gefördert werden Verkehrsleistungen 
im Zeitraum vom 1.03.2020 bis 31.05.2022. Insgesamt stehen dafür 
2,105 Mrd. Euro bereit. Die Förderhöhe lag dabei im Zeitraum vom 
1.03.2020 bis 31.12.2021 bei ca. 99 Prozent und wurde im Jahr 2022 
(1.01.2022 bis 31.05.2022) auf zur Zeit 42,4 Prozent reduziert. Die 
EU-KOM hat die Förderung am 30.07.2021 genehmigt. Mit der Förderung 
soll das Verkehrsangebot für Personenfernverkehre stabilisiert und die 
umweltfreundliche Schiene insgesamt gestärkt werden.

Förderung durch 
EU-KOM genehmigt 
und im Bundesan-
zeiger veröffentlicht. 
Auszahlung an EVU 
hat im November 2021 
begonnen und erfolgt 
seitdem monatlich.

Regionalisierungsmittel Für den Ausgleich pandemiebedingter finanzieller Nachteile im öffentli-
chen Personennahverkehr werden den Ländern zusätzliche Regionalisie-
rungsmittel zur Verfügung gestellt, wobei die Finanzierungslasten hälftig 
zwischen Bund und Ländern geteilt werden. Für das Jahr 2021 steht 1 
Milliarde Euro zur Verfügung. Auch für das Jahr 2022 ist ein Ausgleich 
pandemiebedingter Einnahmeausfälle im ÖPNV vorgesehen.

Gesetze für Zahlungen 
bzgl. 2020 und 2021 
verabschiedet.
Für 2022 in Umsetzung.

Förderung von Entwicklungsvorhaben für erneuerbare 
Kraftstoffe

Förderrichtlinie für die Entwicklung regenerativer Kraftstoffe;
Förderaufruf für Errichtung und Betrieb einer Entwicklungsplattform für 
Power-to-Liquid-Kraftstoffe 
Für beide Maßnahmen zusammen stehen 640 Mio. Euro im Zeit-
raum 2021 bis 2024 zur Verfügung. Damit soll ein Beitrag zu den Klima-
schutzzielen im Verkehr geleistet werden.

Veröffentlicht am 
11.05.2021;
Veröffentlicht am 
23.08.2021

Förderung von Anlagen zur Erzeugung und 
Markthochlauf von erneuerbaren Kraftstoffen

Förderrichtlinie für Investitionen in Umrüstung oder Neubau von Erzeu-
gungsanlagen für das Inverkehrbringen von fortschrittlichen Biokraft-
stoffen und strombasierte Kraftstoffe;
Förderrichtlinie für den Markthochlauf von strombasiertem Kerosin;
Für beide Maßnahmen zusammen stehen 900 Mio. Euro im Zeit-
raum 2021 bis 2024 zur Verfügung. Damit soll ein Beitrag zu den Klima-
schutzzielen im Verkehr geleistet werden.

Veröffentlichung 
voraussichtlich im 2. 
Halbjahr 2022;
Veröffentlichung 
voraussichtlich im 2. 
Halbjahr 2022

Ausschreibung 1000 Schnellladestandorte 
(Deutschlandnetz)

Zur Errichtung einer flächendeckenden, bedarfsgerechten und nutzer-
freundlichen Ladeinfrastruktur schreibt das BMVI auf Grundlage des 
Schnellladegesetzes (SchnellLG) ein Deutschlandnetz mit mindestens 
1000 Schnellladestandorten mit mindestens 200 kW Leistung je Lade-
punkt aus. Die Auftragsvergabe erfolgt i.R. von zwei Ausschreibungen mit 
insgesamt 23 Regionallosen und 6 bundesweiten Losen.

Veröffentlichung der 
1. Ausschreibung (23 
Regionallose) 1.10.2021
Veröffentlichung der 2. 
Ausschreibung (6 Auto-
bahnlose) 20.12.2021
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Sozialer Wohnungsbau Finanzhilfen des Bundes für den sozialen Wohnungsbau: In den 
Jahren 2020 und 2021 hat der Bund den Ländern Finanzhilfen für den 
sozialen Wohnungsbau in Höhe von jährlich 1 Mrd. Euro zur Verfügung 
gestellt. Im Programmjahr 2022 sollen zwei Mrd. Euro für den sozialen 
Wohnungsbau bereitstehen, davon eine Mrd. Euro für den klimagerech-
ten sozialen Wohnungsbau. Die zusätzlichen Mittel werden für einen 
energetisch hochwertigen Neubau oder für die energetische Moderni-
sierung von Sozialwohnungen eingesetzt. Dies trägt zur Vereinbarkeit 
von Klimaschutz und der Bezahlbarkeit des Wohnens – einer Grund-
voraussetzung für den Erhalt des sozialen Zusammenhalts – bei. In den 
Jahren 2023 bis 2026 sind für den sozialen Wohnungsbau Programmittel 
in Höhe von insgesamt 12,5 Mrd. Euro vorgesehen.

Die notwendigen 
Verwaltungsverein-
barungen mit den 
Bundesländern für die 
Jahre 2020 und 2021 
sind am 21.04.20 und 
am 25.02.21 in Kraft 
getreten. Die Verwal-
tungsvereinbarung für 
das Jahr 2022 wurde 
den Ländern zur Unter-
zeichnung vorgelegt.

Investitionsprogramm Landwirtschaft Unterstützung von Investitionen in zukunftsorientierte Maschinen und 
Anlagen in der Landwirtschaft, die besondere Anforderungen an den 
Umwelt-, Klima- und Ressourcenschutz erfüllen müssen. Hierfür stehen 
in den Jahren 2021 bis 2024 insgesamt 816 Mio. Euro zur Verfügung.
Gefördert werden landwirtschaftliche Unternehmen (Primärerzeuger; 
einzeln oder im Zusammenschluss) mit bis zu 40 Prozent sowie Lohn-
unternehmen und gewerbliche Maschinenringe mit bis zu 10 Prozent 
(mittlere Unternehmen) bzw. 20 Prozent (Kleine und Kleinstunterneh-
men) der förderfähigen Investitionssumme.
Vorrangiges Ziel ist die Ammoniakemissionsminderung sowie die Redu-
zierung von Betriebsmitteleinträgen in die Umwelt.

Start des Programms 
erfolgte am 11.01.2021.
Laufzeit bis 31.12.2024

Programm „Digitalisierung in der Landwirtschaft“ Unter anderem Einrichtung von 14 digitalen Experimentierfeldern samt 
Kompetenznetzwerk. Dies sind digitale Testfelder auf landwirtschaftli-
chen Betrieben, auf denen u.a. untersucht werden soll, wie digitale Tech-
niken optimal zum Schutz der Umwelt, zur Steigerung des Tierwohls und, 
der Biodiversität sowie der der Arbeitserleichterung eingesetzt werden 
können. Es stehen ca. 50 Mio. Euro über 3 Jahre zur Verfügung.

Die Experimen-
tier-felder und das 
Kompetenznetzwerk 
wurden zwischen 
September 2019 und 
März 2020 beschieden 
bzw. etabliert.

Bekanntmachung „zur Förderung der Künstlichen 
Intelligenz (KI) in der Landwirtschaft, Lebensmittel-
kette, der gesundheitlichen Ernährung und den Länd-
lichen Räumen“

Die Maßnahme hat zum Ziel, das Potential von KI für die benannten 
Bereiche besser zu erschließen, indem aus der Grundlagenforschung 
stammende Verfahren und Techniken mit Nutzung von KI-Werkzeu-
gen für die Praxis nutzbar gemacht werden. 35 Forschungsvorhaben 
werden gefördert. Hierfür stehen knapp 45 Mio. Euro bis Ende 2024 zur 
Verfügung.

Die Richtlinie über die 
Förderung wurde am 
11.02.2020 bekannt ge-
macht. Alle 35 Projekte 
sind bis Ende 2021 
gestartet. Die Laufzeit 
beträgt jeweils 3 Jahre.
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Verwendung der Mittel aus dem Aufbaufonds 
REACT-EU

Deutschland erhält für 2021 und 2022 rund 2,4 Mrd. Euro, die von 
den Bundesländern und Ressorts u.a. für eine resiliente Bildungs- und 
Gesundheitsinfrastruktur; die Unterstützung besonders betroffener Bran-
chen wie Tourismus und Kultur sowie für grüne und digitale Investitionen 
in KMU und Start-Ups und für Maßnahmen zum Erhalt von Arbeitsplät-
zen eingesetzt werden.

Am 28.04.2021 Ge-
nehmigung des ersten 
Länderprogramms 
durch die EU-Kom-
mission

Richtlinie für die Bundesförderung von Forschungs- 
und Technologievorhaben zur Produktion innovativer 
persönlicher Schutzausrüstung

Die „Richtlinie für die Bundesförderung von Forschungs- und Technolo-
gievorhaben zur Produktion innovativer persönlicher Schutzausrüstung“ 
setzt Innovationsanreize in den Bereichen Nachhaltigkeit und Kreislauf-
fähigkeit; Funktionalität, Erschließung neuer Bedarfsbereiche; Automati-
sierung und Digitalisierung der Produktion und Dienstleistungen; Beitrag 
zur Effizienz und Standardisierung, Prüf- und Zertifizierungsverfahren.

Die Antragsfrist endete 
zum 31.12.2021.

Unterstützung von gemeinwohlorientierten KMU 
Start-Ups über den ESF

Im Rahmen des temporären Aufbauinstruments NGEU wird zum Über-
stehen der COVID-19-Pandemie mit Mitteln aus REACT-EU eine Unter-
stützung von gemeinwohlorientierten KMUüber den ESF erfolgen. Dabei 
werden bei gemeinwohlorientierte KMU insbesondere die Themenberei-
che Digitalisierung sowie der Aufbau betriebswirtschaftlicher Kenntnisse 
und unternehmerischer Kompetenzen im Fokus stehen. Gemeinwohl-
orientierte Start-Ups, die Treiber von sozialen Innovationen sind, werden 
mit Maßnahmen zur Verbesserung der Investment Readiness bei ihrer 
Skalierung unterstützt. Dadurch soll ein Beitrag zur Transformation in 
eine nachhaltige, grüne und digitale Wirtschaft geleistet werden.

Am 30.07.2021 ge-
nehmigt durch die 
EU-Kommission 
Programmstart nach 
Ende der vorläufigen 
Haushaltführung Mit-
te 2022 geplant
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Verwendung von Mitteln aus den EU-Strukturfonds Deutschland erhält 10,8 Mrd. Euro aus dem Europäischen Fonds für 
regionale Entwicklung (EFRE), die zu über 85 Prozent zur Erreichung 
wirtschafts-, klima- und umweltpolitischer Ziele eingesetzt werden. D.h. 
es wird insbesondere in Forschung und Innovation, die Wettbewerbsfä-
higkeit von KMU, die Digitalisierung von Unternehmen und Forschungs-
einrichtungen, in Maßnahmen der Energieeffizienz, zur Anpassung an 
den Klimawandel und Stärkung der Biodiversität sowie eine nachhaltige, 
multimodale städtische Mobilität investiert. Aus dem Europäischen 
Sozialfonds Plus erhält Deutschland 6,6 Mrd. Euro. Ein Teil dieser Mittel 
wird zur Bewältigung des grünen und digitalen Wandels eingesetzt durch 
gezielte Förderungen von selbständiger Erwerbstätigkeit, KMU-Beratun-
gen, Maßnahmen zur Aus- und Weiterbildung sowie durch die Quali-
fizierung von Beschäftigten. Zudem erhält Deutschland 2,5 Mrd. Euro 
aus dem sogenannten Fonds für den gerechten Übergang (Just Transition 
Fund – JTF), der im Rahmen des Europäischen Green Deal den Übergang 
zu einer CO2-neutralen Wirtschaft fördert. Mit diesen Mitteln sollen 
insbesondere die Braunkohleregionen bei der Bewältigung der sozialen, 
wirtschaftlichen und ökologischen Auswirkungen des klimapolitisch 
motivierten Strukturwandels unterstützt werden.

Die Partnerschaftsver-
einbarung zwischen 
Deutschland und der 
EU-Kommission wurde 
am 20.09.2021 bei der 
EU-Kommission ein-
gereicht.

Allgemeine Verwaltungsvorschrift zur Beschaffung 
klimafreundlicher Leistungen (AVV Klima)

Die Bundesregierung hat 2021 die Weiterentwicklung der AVV EnEff 
zur Allgemeinen Verwaltungsvorschrift zur Beschaffung klimafreund-
licher Leistungen (AVV Klima) beschlossen. Sie ergänzt die Vorgaben zur 
Energieeffizienz um ambitionierte Regelungen für den Einkauf besonders 
klimarelevanter Produkte und Dienstleistungen durch die Einbeziehung 
von CO2-Kosten (CO2-Schattenpreis) und eine Negativliste nicht zu be-
schaffender Leistungen.

Die AVV Klima gilt 
seit 1.01.2022 für 
alle Beschaffungen des 
Bundes.

Novellierung des Energiewirtschaftsgesetzes (EnWG) 
zur Regelung reiner Wasserstoffnetze im Energiewirt-
schaftsrecht

Mit der EnWG-Novelle zur Regelung reiner Wasserstoffnetze im Energie-
wirtschaftsrecht wurden u.a. die rechtlichen Grundlagen für den Aufbau 
einer Wasserstoffnetzinfrastruktur durch Wasserstoffnetzbetreiber, egal 
ob sie bestehende Gasnetze umwidmen oder sonstige Marktakteure sind, 
geschaffen. Zudem wurden Regelungen vorgesehen, die den Einstieg in 
die Regulierung des Wasserstoffnetzbetriebs ermöglichen.

Die EnWG-Novelle ist 
am 27.07.2021 in Kraft 
getreten.
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Die Wasserstoffnetz-
entgeltverordnung 
ergänzt die EnWG-
Novelle. Sie ist am 
1.12.2021 in Kraft 
getreten.

Anpassungen Erneuerbare Energien Gesetz (EEG) Durch Anpassungen im EEG 2021 werden die Ausschreibungsmengen im 
Jahr 2022 durch Sonderausschreibungen bei Wind an Land um 1,1 
Gigawatt (GW) auf 4 GW und bei Photovoltaik um 4,1 GW auf 6 GW an-
gehoben, um zusätzliche Potenziale zu erschließen (am 09.12.2021 durch 
die Europäische Kommission beihilferechtlich genehmigt; lediglich für 
das letzte Drittel der angehobenen Mengen im Bereich der Photovoltaik 
hat sich die Europäische Kommission vorbehalten, vor einer endgültigen 
Genehmigung zunächst die Ergebnisse der ersten Ausschreibungsrunden 
abzuwarten und die Wettbewerbssituation zu prüfen). Die Anpassungen 
im EEG 2021 betreffen auch Verfahrensvereinfachungen bei den Aus-
schreibungen für Photovoltaikanlagen, Berichtspflicht zu 
Verbesserungen im Spannungsfeld Funknavigation und Wind an Land 
und die finanzielle Beteiligung von Kommunen bei Photovoltaik.

In Kraft getreten am 
27.07.2021

Förderung von Wasserstoff-Projekten Die Bundesregierung plant im Rahmen des IPCEI Wasserstoff die Förde-
rung von integrierten Projekten entlang der gesamten Wasserstoffwert-
schöpfungskette. 62 deutsche Projekte sollen mit mehr als 8 Mrd. Euro 
gefördert werden und Investitionen von rund 33 Mrd. Euro auslösen, 
darunter bis zu 2 GW Elektrolysekapazität, bis zu 1700 km H2-Leitungen 
und große Stahlprojekte, die rund 11. Mio t CO2/Jahr einsparen können.

Prä-Notifizierung 
für die ersten beiden 
Projektwellen Ende 
August 2021 mit GD 
Wettbewerb gestartet. 
Weitere Wellen sollen 
in Kürze folgen.

Strukturhilfen für Steinkohlestandorte Mit der Verwaltungsvereinbarung Steinkohle stehen Strukturhilfen 
für die strukturschwachen Standorte von Steinkohlekraftwerken in 
Mecklenburg-Vorpommern, Niedersachsen, Nordrhein-Westfalen und 
im Saarland in Höhe von 1,09 Mrd. Euro bis 2038 u.a. als Finanzhilfen zur 
Verfügung. Finanziert werden unter anderem Investitionen in Verkehrs-
projekte, wirtschaftsnahe Infrastruktur, Infrastrukturen für Bildung und 
Forschung, Digitalisierung und touristische Projekte.

Abschluss der Ver-
waltungsvereinbarung 
zwischen Bund und 
Ländern am 10.08.2021



D
eutsches Stabilitätsprogram

m
 2022

A
nhang B: Tabellen zur A

ktualisierung der D
eutschen H

aushaltsplanung 2022 

93

noch Tabelle 43: Umsetzung der länderspezifischen Empfehlungen (LSE) 2021/2022 – Stand 25.03.2022
Empfehlung 3: Zusammensetzung 
und Qualität öffentlicher Finanzen, 
nachhaltige und wachstumsfördernde 
Investitionen, finanzpolitische Struk-
turreformen Titel der Maßnahme Beschreibung und direkte Zielrelevanz Status und Zeitplan

IPCEI Next Generation Cloud Infrastructure and 
Services (IPCEI-CIS)

Cloud-Edge-Technologien gelten als Schlüssel für innovative datenba-
sierte Geschäftsmodelle. Insbesondere müssen dezentrale Edge mit zent-
ralen Clouds so verbunden werden, dass Datenportabilität und -inter-
operabilität ebenso gewährleistet sind wie niedrige Latenz und hohe 
Übertragungsraten. Zwölf EU-Mitgliedstaaten kooperieren im Rahmen 
eines IPCEI, um Europa zum Technologieführer zu machen. Deutschland 
stellt bis 2026 insgesamt 750 Mio. Euro aus dem DARP bereit. 

Der EU-Matchmaking-
Prozess, in dem die auf 
nationaler Ebene aus-
gewählten Einzelvor-
haben zu einem inte-
grierten europäischen 
Projekt verbunden 
werden, endete Anfang 
Februar. DEU wird mit 
voraussichtlich 27 Vor-
haben teilnehmen. Die 
Pränotifizierung soll 
Anfang April eingeleitet 
werden. Ziel ist ein Ab-
schluss der Notifizie-
rung in Q3 2022.

Aufstockung „Digital Jetzt“ Im Juni 2021 wurde das Investitionszuschussprogramm „Digital Jetzt 
- Investitionsförderung für KMU“ über das Konjunkturprogramm der 
Bundesregierung um rd. 250 Mio. Euro auf insg. rd. 460 Mio. Euro (Haus-
haltsjahre 2021 bis 2024) aufgestockt. Damit wurden die Fördermittel für 
das Haushaltsjahr 2021 verdoppelt und für die Folgejahre 2022 bis 2024 
mehr als verdoppelt.

16.06.2021 Aufsto-
ckung der Mittel 

Zukunftsfonds Der Bund stellt 10 Mrd. Euro für einen Beteiligungsfonds für Zu-
kunftstechnologien („Zukunftsfonds“) bei der KfW zur Förderung des 
deutschen Wagniskapitalmarkts bis Ende 2030 bereit. Damit werden 
alle Entwicklungsphasen von Start-ups mit einem Schwerpunkt auf der 
Wachstumsfinanzierung unterstützt sowie neue Marktsegmente und 
Investorengruppen stärker berücksichtigt. Der Zukunftsfonds umfasst 
mehrere komplementäre Module, die teils bereits am Markt agieren und 
teils derzeit noch aufgesetzt werden.

Investitionsperio-
de 2021-2030
Schrittweise Einfüh-
rung der Module des 
Zukunftsfonds in 2021 
und 2022
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Fortschritt Umsetzung Onlinezugangsgesetz Das Onlinezugangsgesetz (OZG) von 2017 verpflichtet Bund und Länder, 
ihre Verwaltungsleistungen für Bürgerinnen und Bürger und für Unter-
nehmen bis Ende 2022 auch digital über Verwaltungsportale anzubieten. 
Von den Leistungen, die online zur Verfügung gestellt werden sollen, 
sind 71 bereits live gegangen, 200 befinden sich in Umsetzung und 88 
in Planung. Ebenso sind bereits zentrale Infrastrukturkomponenten wie 
das Nutzerkonto Bund und das bundeseinheitliche Unternehmenskonto 
online verfügbar. Informationen zu den einzelnen Leistungen und zum 
Umsetzungsstand finden sich unter www.onlinezugangsgesetz.de. 

Die verschiedenen 
Projekte werden 
sukzessive vorangetrie-
ben, für die Projekte in 
Zusammenarbeit mit 
den Ländern flossen 
die ersten Mittel im 
Juni 2021.

Förderschwerpunkt Digitale Innovationen für die 
Verbesserung der patientenzentrierten Versorgung im 
Gesundheitswesen

Der Förderschwerpunkt gliedert sich in vier Module: Smarte Sensorik, 
Smarte Datennutzung, Smarte Algorithmen und Expertensysteme, Smar-
te Kommunikation mit dem Ziel wissenschaftlicher Erkenntnisse zum 
Nutzen digitaler Innovationen und Verbesserung patientenzentrierter 
Versorgung. Für den Förderschwerpunkt sind Finanzmittel in Höhe von 
ca. 39,8 Mio. Euro bis zum Laufzeitende 2023 vorgesehen.

22 laufende Projekte 
mit unterschiedlichen 
Laufzeiten (Bis in das 
Jahr 2022 oder 2023); 
Abgabeerlass für die 
ersten beiden Module 
am 9. Dezember 2019. 
Der Erlass für die 
Module 3 und 4 datiert 
auf den 24. Septem-
ber 2020.

Stärkung des Fondsstandorts Deutschland Unterstützung von Gründungen und Engagement in zukunftsfähigen 
Geschäftsfeldern und Stärkung von Liquidität junger Unternehmen 
(Start-up-Unternehmen). Förderung und Stärkung insbesondere junger 
Wachstumsunternehmen mit einer steuerlichen Maßnahme durch punk-
tuelle Ausweitung der Umsatzsteuerbefreiung auf die Verwaltung von 
Wagniskapitalfonds. Die Maßnahme hat Steuermindereinnahmen von 
0,82 Mrd. Euro jährlich zur Folge.

Gesetz zur Stärkung 
des Fondsstandorts 
Deutschland (Fonds-
standortgesetz - FoS-
toG) vom 03.06.2021
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3.3 finanzpolitischen Strukturreformen 
Vorrang einzuräumen, die dazu beitragen 
werden, die Finanzmittel für politische 
Prioritäten bereitzustellen und die lang-
fristige Tragfähigkeit der öffentlichen 
Finanzen zu stärken, unter anderem ge-
gebenenfalls durch die Verbesserung des 
Leistungsumfangs, der Angemessenheit 
und der Nachhaltigkeit der Gesundheits- 
und Sozialschutzsysteme für alle.

Gesetz zur Weiterentwicklung der Gesundheitsver-
sorgung (GVWG)

Die gesetzliche Krankenversicherung (GKV) erhält auf Grundlage des 
Gesetzes zur Weiterentwicklung der Gesundheitsversorgung (GVWG) und 
der Bundeszuschussverordnung 2022 im Jahr 2022 einen ergänzenden 
Bundeszuschuss in Höhe von 14 Mrd. Euro zur Stabilisierung des durch-
schnittlichen GKV-Zusatzbeitragssatzes bei 1,3 Prozent. Die soziale Pfle-
geversicherung erhielt 2021 auf Grundlage der am 22. September 2021 
auf Basis von § 153 SGB XI erlassenen Pandemiekosten-Erstattungsver-
ordnung (PKEV) einen ergänzenden Bundeszuschuss von 1 Mrd. Euro.

In Kraft seit 
20. Juli 2021

Maßnahmen zur wirtschaftlichen Sicherung der Kran-
kenhäuser während der COVID-19-Pandemie

1.	 Ausgleichszahlungen an Krankenhäuser zur Kompensation von 
Einnahmeausfällen aufgrund Verschiebung oder Aussetzung plan-
barer Aufnahmen, Eingriffe oder Operationen bis 15. Juni 2021. Für 
das Jahr 2021 wurde ein Finanzmittel-Volumen von ca. 6 Mrd. Euro 
bereitgestellt, davon wurden rd. 5 Mrd. Euro ausgezahlt. Zudem 
Möglichkeit der Vereinbarung von Erlösausgleichen für Kranken-
häuser für das Jahr 2021. In diesem Rahmen ist der Erhalt von 
Abschlagszahlungen möglich.

1)    Verordnung in 
Kraft seit 8. April 2021

2.	 Versorgungsaufschläge an Krankenhäuser zum Ausgleich von Son-
derbelastungen durch das Coronavirus SARS-CoV-2 für die Zeit vom 
1. November 2021 bis 19. März 2022. Erstattung durch den Bund. 
Für das Jahr 2021 sind Ausgaben in Höhe von ca. 168 Mio. Euro 
entstanden. Für das Jahr 2022 sind bislang (Stand: 15. März 2022) 
Ausgaben in Höhe von 870 Mio. Euro entstanden.

2)  Gesetz in Kraft seit 
23. November 2021

3.	 Ausgleichszahlungen an Krankenhäuser zur Kompensation von Ein-
nahmeausfällen aufgrund Verschiebung oder Aussetzung planbarer 
Aufnahmen, Eingriffe oder Operationen vom 15. November bis 31. 
Dezember 2021. Aufgrund des vorgesehenen Melde- und Auszah-
lungsverfahrens erfolgt die Erstattung für die Ausgleichszahlungen 
ab dem 15. November 2021 durch den Bund erst im Jahr 2022.

3) Verordnung in Kraft 
seit 12. Dezember 2021
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4.	 Verlängerung der Ausgleichszahlungen an Krankenhäuser zur 
Kompensation von Einnahmeausfällen aufgrund Verschiebung 
oder Aussetzung planbarer Aufnahmen, Eingriffe oder Operationen 
bis 19. März 2022. Erstattung durch den Bund: Bislang (Stand: 15. 
März 2022) sind für den Zeitraum ab 15. November 2021 Ausgaben 
in Höhe von ca. 3,0 Mrd. Euro entstanden. Zudem Möglichkeit 
der Vereinbarung von Erlösausgleichen für Krankenhäuser für das 
Jahr 2022.

4) Verordnung in Kraft 
seit 31. Dezember 2021

Verlängerung des vereinfachten Zugangs zu den 
Grundsicherungssystemen 

Der vereinfachte Zugang zu den Grundsicherungssystemen im Kontext 
der Corona-Pandemie wurde für Bewilligungszeiträume, die bis 31.12.22 
beginnen, verlängert. Insoweit werden Vereinfachungen beim Antrags-
wesen, erleichterte Vermögensprüfung, erhöhte Vermögensfreigrenzen 
und die Anerkennung der tatsächlichen Aufwendungen für Unterkunft 
und Heizung als angemessene Aufwendungen beibehalten. Insbeson-
dere (Solo-) Selbstständigen, Kulturschaffenden oder Menschen, die für 
geringe Löhne arbeiten, wird so weiterhin ein tragfähiges Sicherheitsnetz 
geboten.

Die Verlängerung ist 
durch „Verordnung 
zur Verlängerung von 
Regelungen im Zweiten 
Buch Sozialgesetzbuch, 
im Bundesausbildungs-
förderungsgesetz und 
anderen Gesetzen aus 
Anlass der COVID-
19-Pandemie“ erfolgt. 
Die Verordnung ist am 
18.03.2022 in Kraft 
getreten.

Gesetz zur Modernisierung des Körperschaftsteuer-
rechts

Das Gesetz enthält u. a. eine Option zur Körperschaftsbesteuerung 
für Personenhandels- und Partnerschaftsgesellschaften, eine weitere 
Globalisierung des Umwandlungsrechts, den Ersatz der Ausgleichs-
postenmethode bei organschaftlichen Mehr- und Minderabführungen 
durch die sog. Einlagenlösung und die Beseitigung von Unwuchten bei 
der Abzugsfähigkeit von Währungskursverlusten im Zusammenhang mit 
Gesellschafterdarlehen. Es hat die Stärkung der Wettbewerbsfähigkeit 
zum Ziel.

Gesetz zur Moderni-
sierung des Körper-
schaftsteuerrechts vom 
25.06.2021
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Tabelle 44: Methodische Aspekte

Schätzmethode
Relevante Phase des Haus-

haltsverfahrens
Relevante Merkmale der verwendeten 

Modelle/Techniken Annahmen

Makroprojektion Jeweils vor der Schätzung 
des Steueraufkommens

Iterativ-analytischer Ansatz: hierfür werden 
im Kreislauf der Volkswirtschaftlichen 
Gesamtrechnungen verschiedene Partialmo-
delle eingesetzt.
Die Potentialschätzung erfolgt auf Grund-
lage der von der Arbeitsgruppe „Produk-
tionslücken“ des Wirtschaftspolitischen 
Ausschusses (WPA) der Europäischen Union 
entwickelten und empfohlenen Modelle. 

Es werden technische 
Annahmen gesetzt (für Öl- und 
Rohstoffpreise, Wechselkurse 
sowie Zinsen)

Steuerschätzung Basis für Haushalts
aufstellung

Projektion auf der Basis 
gesamtwirtschaftlicher Eckwerte sowie 
Zeitreihenfortschreibung

Eckwerte zur gesamtwirt
schaftlichen Entwicklung, 
Berechnungen zu finanziellen 
Auswirkungen von 
Steuerrechtsänderungen

Finanzielle 
Auswirkungen von 
Steuerrechtsänderungen

Basis für Haushaltsauf-
stellung und für Steuer-
schätzung

Mikrosimulationsmodelle auf Basis 
der Ergebnisse von Steuerstatistiken; 
Berechnungen auf Grundlage 
makroökonomischer Annahmen

Eckwerte zur gesamt
wirtschaftlichen Entwicklung
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